
 

Zentrum Bayern Familie und Soziales
Bayerisches LandesjugendamtZBFS

Jugendschutz  
Gesetzliche Bestimmungen

Arbeitshilfe

A5-Jugendschutz – gesetzliche Bestimmungen.indd   1 23.01.2018   11:07:57

Foto: Gerd Altmann/Pixabay.com



3

 

Inhaltsverzeichnis

Zum Thema 4

Erläuterung zum Jugendschutzgesetz (JuSchG) 6

Übersicht zum Jugendschutzgesetz 15

Alterskennzeichen der Obersten Jugend behörden der Länder 16

Erläuterungen zum Jugendmedienschutz- Staatsvertrag (JMStV) 17

Erläuterungen zum Strafgesetzbuch (StGB) 18

Erläuterungen zum Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 19

Übersicht zum Jugendarbeitsschutz  22

Gesetzesvorschriften im Wortlaut  23  
• Jugendschutzgesetz (JuSchG) 23  
•  Staatsvertrag über den Schutz der Menschen würde und den  

Jugendschutz in Rundfunk und Tele medien (Jugendmedienschutz
Staatsvertrag – JMStV) 44

- 

• Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 60
• Kinderarbeitsschutz verordnung – KindArbSchV 65
• Strafgesetzbuch (StGB) 67
 
Adressen 77 



4 5

Zum Thema

Kinder und Jugendliche haben das Recht auf 

freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit, dazu ge

hört auch das Recht auf Schutz vor Gefahren

für ihr geistiges, seelisches und körperliches 

Wohl. Dies ist im Grundgesetz der Bundes

republik Deutschland verankert (Art. 1 Abs. 1 

i. V. m. Art. 2 Abs. 1 GG) und bildet somit die 

Grundlage für die differenzierten gesetzli

chen Bestimmungen zum Jugendschutz.

-

 

-

-

Dieses Schutzbedürfnis berechtigt den 

Staat, von Kindern und Jugendlichen 

Einflüsse fernzuhalten, die sich auf die 

Entwicklung ihrer Persönlichkeit nach

teilig auswirken können. Das elterliche 

Erziehungsrecht ist in Art. 6 Abs. 2 GG 

verbrieft; es überträgt den Eltern das 

Recht und die Verantwortung, wann und

in welcher Weise sie ihr Kind mit schwie

rigen Lebensbereichen konfrontieren bzw. 

einzelnen Gefahrenmomenten aussetzen. 

Dieses Erziehungsrecht ist vom Staat durch 

geeignete Maßnahmen zu unterstützen. 

So wird in Art. 5 Abs. 2 GG ausdrücklich der 

Jugendschutz genannt. Der Staat ist danach 

befugt, durch Gesetze die in Art. 5 Abs. 1 

GG verbürgten Grundrechte auf Meinungs

äußerungs-, Informations-, Rundfunk- und 

Pressefreiheit zum Schutz der Kinder und 

Jugendlichen einzuschränken. So soll das 

Jugendschutzgesetz Kinder und Jugend

liche in der Öffentlichkeit vor Gefahren (z. B. 

durch Suchtmittel, Medien, Gewalt) schüt

zen, die sie selbst aufgrund ihres  Alters 

-

 

-

-

-

-

und ihrer Entwicklung noch nicht richtig 

einschätzen oder abwehren können.

Zentrale Aufgabe und Ziel aller Bemühun

gen des Jugendschutzes ist es, die Rechte 

und Chancen von Kindern und Jugendlichen 

auf eine positive gesundheitliche und psy

chosoziale Entwicklung zu sichern und ihre 

Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 

zu fördern.

-

-

Übergreifendes Ziel des Jugendschutzes ist 

dabei die Prävention, also die Vorbeugung 

vor mögliche Gefährdungen. Der Kinder

und Jugendschutz ist in drei Bereiche 

gegliedert: 

- 

Erzieherischer Jugendschutz:

Förderung einer alters- und entwicklungs

angemessenen Erziehung aller Kinder und 

Jugendlichen, durch die diese eine starke, 

kritikfähige, selbstsichere und 

-

gemein-

schaftsfähige Persönlichkeit entwickeln. 

Ziel ist hierbei, junge Menschen zu befähi

gen, sich vor gefährdenden Einflüssen zu

schützen. 

-

 

Ordnungsrechtlicher Jugendschutz:

Setzen und Durchsetzen von gesetzlichen 

Ge- und Verboten, um mögliche Gefährdun

gen für Kinder und Jugendliche zu beseiti

gen oder auf ein Minimum zu beschränken.

-

-

Struktureller Jugendschutz:

Schaffung positiver Lebensbedingungen 

durch eine kinder- u. familienfreundliche 

Umwelt, die unter anderem die Bereiche 

Verkehrsplanung, Stadtplanung, Spielraum 

und Freizeitstätten, Umweltschutz, etc. 

umfassen.

Diese drei Bereiche bilden ein stabiles 

 Gerüst zum Schutz von Kindern und 

Jugendlichen.  

In dieser Broschüre soll der ordnungs

rechtliche Kinder- und Jugendschutz in 

Grundzügen vorgestellt und knapp erläutert 

werden. Er wird insbesondere in folgenden 

Gesetzen geregelt, von denen einige im 

Anhang in Auszügen abgedruckt sind:

-

•  Jugendschutzgesetz (JuSchG) 

•  Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 

(JMStV)

•  Strafgesetzbuch (StGB)

•   Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 

mit Kinderarbeitsschutzverordnung 

(KindArbSchV) 

Für Auskünfte zum Jugendschutz stehen 

die Jugendämter, zum Jugendarbeits

schutz die Gewerbeaufsichtsämter zur 

Verfügung. Bei diesen Stellen sind auch 

weitere  Materialien und weiterführende 

Informa tionen zum Jugendschutz bzw. zum 

Jugendarbeitsschutz erhältlich.

-
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Abbildung: Gliederung Jugendschutz, eigene Darstellung
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Das Jugendschutzgesetz (JuSchG) beinhal

tet Regelungen über den Jugendschutz in 

der Öffentlichkeit und in den Medien, das 

Verfahren zur Indizierung jugendgefährden

der Medien durch die Bundeszentrale für 

Kinder- und Jugendmedienschutz (BzKJ) 

sowie Straf- und Bußgeldvorschriften. Das 

JuSchG wendet sich nicht direkt an Kinder 

und Jugendliche, sondern vor allem an 

Veranstalterinnen und Veranstalter, Gewer

betreibende und Diensteanbieterinnen und 

Diensteanbieter. Sie sind für die Einhaltung 

der Jugendschutzbestimmungen verant

wortlich und werden bei Verstößen zur 

Verantwortung gezogen.

-

-

-

-

Die Bayerischen Vollzugshinweise zum 

JuSchG (VJuSchG) mit Ausführungsbestim

mungen und ergänzenden Hinweisen zur 

Auslegung der einzelnen Paragraphen des 

Jugendschutzgesetzes und anderer 

relevanter Bestimmungen finden sich a

der Homepage des Bayerischen Landes

jugendamtes unter: 

-

uf 

-

https://www.blja.bayern.de/

service/bibliothek/verwaltungs

vorschriften/index.php

 -

Begriffsbestimmungen 

Kinder sind Personen unter 14 Jahren.

Jugendliche sind Personen, die 14, aber 

noch nicht 18 Jahre alt sind. Die Vorschriften 

Erläuterung zum Jugendschutzgesetz (JuSchG)

kollision bestehen würde. Erziehungsbeauf

tragte Person ist auch, wer ein Kind oder 

eine jugendliche Person im Rahmen der 

Ausbildung oder der Jugendhilfe betreut.

-

Träger der Jugendhilfe in Bayern sind 

u. a. die kreisfreien Städte und Landkreise, 

Kirchen und Religionsgemeinschaften des 

öffentlichen Rechts, Verbände der freien 

Wohlfahrtspflege, Jugendverbände und 

Jugendgemeinschaften, die Mitglied im 

Bayerischen Jugendring (BJR) sind sowie 

 anerkannte Träger der freien Jugendhilfe. 

 Gemeindeverwaltungen sind keine Träger 

der Jugendhilfe i. S. des Jugendschutz

gesetzes, auch Schulen und Schüler

mitverwaltungen gehören nicht dazu.

-

-

Medien im Sinne des JuSchG sind Träger

und Telemedien.

- 

Trägermedien beinhalten Texte, Bilder oder 

Töne auf gegenständlichen Trägern, die man

anfassen kann wie z. B. DVDs, CDs, Bücher,

Zeitschriften, Comics, aber auch Kinofilme.

 

 

Telemedien werden durch elektronische 

Informations- und Kommunikationsdienste 

übermittelt oder zugänglich gemacht. 

Das sind vor allem Angebote aus dem 

Internet.

der §§ 2 bis 14 gelten nicht für verheiratete 

Jugendliche, § 1 Abs. 5 JuSchG.

Personensorgeberechtigte sind Personen, 

denen nach den Vorschriften des Bürger

lichen Gesetzbuchs die Personensorge 

zusteht, z. B. die Eltern, ein Elternteil oder 

ein Vormund.

-

Erziehungsbeauftragte Person § 1 Abs. 1 

Nr. 4 JuSchG kann jede Person sein, soweit 

sie

• über 1 8 Jahre ist, 

• auf Dauer oder z eitweise aufgrund einer 

Vereinbarung mit den Personensorge

berechtigten Erziehungsaufgaben wahr

nimmt und 

-

-

• dem Er  ziehungsauftrag und den damit 

verbundenen Aufsichtspflichten auch 

nachkommen kann.

Die Vereinbarung ist zwischen der perso

nensorgeberechtigten und der erziehungs

beauftragten Person direkt zu treffen und 

sollte schriftlich erfolgen. Eine Vereinbarung 

über eine dritte Person ist nicht möglich. 

Die Eltern sollten genau prüfen, ob die vor

gesehene Person für diese Aufgabe auch 

geeignet ist.

-

-

-

Eine Übertragung des Erziehungsauftrags 

auf Veranstaltende und Gewerbetreibende 

(z. B. auf die Wirtin bzw. den Wirt bei einem 

Gaststätten- oder Diskothekenbesuch) 

ist nicht möglich, da hier eine Interessen-

Vorsorgemaßnahmen verpflichten die für 

Kinder und Jugendliche relevanten Internet

dienste mit der Reichweite von über 1 Mio

Nutzerinnen und Nutzern im Inland, einen 

angemessenen, wirksamen und strukturel

len Schutz vor entwicklungsbeeinträchtigen

den und jugendgefährdenden Medien und 

zum Schutz der persönlichen Integrität von 

Kindern und Jugendlichen zu treffen. 

Vorsorge kann bspw. über sichere Vorein

stellungen, leicht erreichbare Melde- und

Hilfesysteme oder Systeme zur Alters

verifikation getroffen werden. Die konkret 

erforderlichen Vorsorgemaßnahmen können 

mit Blick auf Eigenheiten und Nutzungsan

wendungsbestimmungen eines Angebots 

variieren. Die gesetzliche Regelung lässt 

den notwendigen Spielraum sowohl für 

eine passgenaue Anwendung als auch für 

die Berücksichtigung künftiger Entwicklun

gen zu.

-

. 

-

-

-

 

-

-

-

Versandhandel nennt man ein Geschäft, bei 

dem Waren über Internet, Fernsehen oder 

Katalog angeboten werden (Internet-Shop

ping, Tele-Shopping und Katalogversand) 

und die Bestellung und Übersendung ohne 

persönlichen Kontakt zwischen Lieferantin 

bzw. Lieferant und Bestellendem erfolgt.

Wenn das JuSchG Abgabebeschränkungen 

für bestimmte Produkte wie z. B. Tabak

waren, Alkohol, DVDs vorsieht, gilt dies auch 

für den Versandhandel.

-

-

https://www.blja.bayern.de/service/bibliothek/verwaltungsvorschriften/indesx.php
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Öffentlichkeit ist dann gegeben, wenn

Verkehrsflächen wie Straßen, Plätze, Parks, 

Passagen, Anlagen, Gehwege sowie Ge

bäude und Einrichtungen wie z. B. Gast

stätten, Diskotheken, Kinos, Spielhallen, 

öffentliche Sportplätze, Behörden, Gewer

bebetriebe usw. allgemein zugänglich sind. 

Öffentlich ist somit (fast) alles, was sich 

nicht im privaten Rahmen bzw. zu Hause 

abspielt.

 

-

-

-

Jugendschutz in der  
Öffentlichkeit 

Der Aufenthalt von Kindern und Jugendli

chen in der Öffentlichkeit (Definition s. o.) 

ist nur für bestimmte Bereiche wie Gaststät

ten, Tanzveranstaltungen, Spielhallen und 

Kinos im JuSchG geregelt. Ein generelles 

Aufenthaltsverbot für Kinder und Jugend

liche in der Öffentlichkeit, z. B. am späten 

Abend oder in der Nacht, gibt es nicht. 

-

-

-

Gaststätte ist jedes Gaststättenge werbe im 

Sinne von § 1 Gaststättengesetz (GastG), 

also jede Schank- oder Speisewirtschaft.

Reine Ausschankstellen für nichtalkoho

lische Getränke, wie der Stehausschank 

von Kaffee, Tee, Kakao (z. B. in Filial-Laden

geschäften oder in Bäckereien) bedürfen 

keine Gaststättenerlaubnis und gelten 

daher im Sinne des Jugendschutzgesetzes

nicht als Gaststätten. Der Aufenthalt in 

Gaststätten (§ 4 JuSchG) darf ohne 

-

-

 

Beglei-

eine bestimmte Veranstaltung vorliegt.

Öffentliche Tanzveranstaltungen sind z. B. 

Diskotheken, (Faschings-)Bälle und Veranstal

tungen (auch in Gaststätten), die so angelegt 

sind, dass getanzt werden soll. Konzerte und 

Volksfeste sind in der Regel keine Tanzveran

staltungen. Für sie können die Jugendämter

aber spezielle Einschränkungen nach § 7 

JuSchG bestimmen. 

-

-

 

Die Anwesenheit in öffentlichen Spiel

hallen und ähnlichen Räumen darf Kindern 

und Jugendlichen nicht gestattet werden. 

Ebenso ist es verboten, sie an Gewinn

spielen teilnehmen zu lassen, darunter fallen 

z. B. Lotterien und Sportwetten aber auch 

Geldgewinnspielgeräte, wie sie bspw. in 

Gaststätten stehen.

-

-

Eine Ausnahme vom Verbot der Teilnahme 

an Gewinnspielen gibt es nur bei zeitlich 

 begrenzten Festen wie z. B. Volksfesten. 

Hier darf der Gewinn z. B. an „Losbuden“ 

jedoch nur aus Waren von geringem Wert 

bestehen (§ 6 JuSchG).

Für Gewinnspiele im Fernsehen gelten 

spezifische Regelungen.  

Geht von einer Veranstaltung oder einem 

Gewerbebetrieb eine Jugendgefährdung 

aus (z. B. Großveranstaltungen,  Konzerte, 

Erotikmessen, Laserspiel-Anlagen, 

Wrestling-Veranstaltungen), können die 

Jugendämter Alters- und Zeitgrenzen sowie 

weitere Auflagen bestimmen (§ 7 JuSchG). 

tung durch eine personensorgeberechtigte 

oder erziehungsbeauftragte Person nur 

gestattet werden: 

• J  ugendlichen ab 16 Jahren in der Zeit 

zwischen 5 und 24 Uhr oder

• Kindern und J  ugendlichen unter 16 

Jahren, wenn sie eine Mahlzeit oder ein 

Getränk einnehmen, jedoch nur in der 

Zeit zwischen 5 und 23 Uhr oder

• bei der   Teilnahme an einer Veranstaltung 

eines anerkannten Trägers der Jugend

hilfe oder

-

• auf R eisen oder

•   wenn eine ausdrückliche Ausnahme

genehmigung des Jugendamtes vorliegt.

-

Der Aufenthalt in Nachtbars und ähnlichen 

Vergnügungsbetrieben ist Kindern und 

Jugendlichen generell nicht erlaubt. 

Die Anwesenheit bei öffentlichen Tanz

veranstaltungen (§ 5 JuSchG) darf ohne 

Begleitung durch eine personensorge

berechtigte oder erziehungsbeauftragte 

Person nur Jugendlichen ab 16 Jahren und 

nur bis längstens 24 Uhr gestattet werden.

Ausnahmen für Kinder und Jugendliche 

unter 16 Jahren bestehen, wenn die 

Veranstaltung durch einen anerkannten 

Träger der  Jugendhilfe durchgeführt wird, 

einer künstlerischen Betätigung oder der 

Brauchtums pflege dient oder eine ausdrückli

che behördliche Ausnahmegenehmigung für

-

-

-

 

Vor dem Erwerb von Eintrittskarten für Ver

anstaltungen oder Konzerte sollte man sich 

deshalb informieren, ob Auflagen wie z. B.

Zutrittsbeschränkungen erlassen wurden. 

-

 

Halten sich Kinder oder Jugendliche an 

jugendgefährdenden Orten (z. B. Rotlicht

bezirke) auf, können sie von der Polizei zum 

Verlassen des Ortes aufgefordert, einer 

erziehungsberechtigten Person übergeben

oder auch in die Obhut des Jugendamtes 

gebracht werden (§ 8 JuSchG). 

-

 

 

Bier, Met, Wein, weinähnliche Getränke  

wie Apfel- und Beerenwein sowie 

Schaumwein und entsprechende Mischun

gen mit nichtalkoholischen Getränken, z. B.

Radler, Weinschorle, Sekt-Orange, „Hugo“ 

dürfen erst an Jugendliche ab 16 Jahren ab

gegeben werden. 14- und 15-Jährige dürfen 

diese Getränke nur erwerben oder trinken,

wenn sie von einem Personensorgeberech

tigten (z. B. Eltern) begleitet werden.

-

 

-

 

-

Andere alkoholischen Getränke (Wodka,

Weinbrand, Schnaps, Rum, Whisky, Likör, 

etc.) und die entsprechenden Mischgeträn

ke (Cocktails, Alkopops, etc.) – unabhängig

vom tatsächlichen Alkoholgehalt – sowie 

Lebensmittel, die diese alkoholischen 

Getränke in nicht nur geringfügiger Menge

enthalten (z. B. Schnapspralinen), dürfen 

weder an Kinder und Jugendliche abgege

ben noch darf ihnen der Verzehr gestattet 

werden (§ 9 JuSchG).

 

-

 

 

-
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Kindern und Jugendlichen darf das Rau

chen in der Öffentlichkeit oder der  

Konsum von anderen nikotinhaltigen

Produkten nicht gestattet werden. Ebenso 

dürfen dieser Altersgruppe keine Tabakwa

ren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse

und deren Behältnisse verkauft werden.

Automaten für Tabakwaren (z. B. Zigaret

tenautomaten) und andere nikotinhaltige 

Erzeugnisse müssen so ausgestaltet sein, 

dass Kinder und Jugendliche keine ent

sprechenden Produkte entnehmen können.

Dies können technische Vorrichtungen sein

oder eine ständige Aufsicht (§ 10 JuSchG).

Bei E-Shishas oder E-Zigaretten – ein

schließlich deren Nachfüllbehälter mit den 

entsprechenden Liquids – gilt das Verkaufs

und Konsumverbot auch für nikotinfreie

Produkte.

-

 

-

 

Alkoholische Getränke dürfen in der 

Öffentlichkeit grundsätzlich nicht an einem 

Automaten angeboten werden. Dies ist nur 

dann erlaubt, wenn sichergestellt ist, dass 

er an einem für Kinder und Jugendliche 

unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder in 

einem gewerblich genutzten Raum durch 

technische Vorrichtungen oder ständige 

Aufsicht sichergestellt ist, dass diese keine 

alkoholischen Getränke entnehmen können 

(§ 9 JuSchG).

-

-

 

 

-

- 

 

tungen sind verschiedene Einschränkungen 

zu beachten (§ 11 JuSchG):

Kinder und Jugendliche dürfen nur solche 

Filme sehen, die für ihre Altersgruppe 

freigegeben sind.

Es gibt folgende Kennzeichen:

•  FSK ab 0 (d. h. ohne Altersbeschränkung) 

freigegeben

• FSK ab 6 freigegeben

• FSK ab 12 freigegeben

• FSK ab 16 freigegeben

• FSK ab 18 (keine Jugendfreigabe).

Darüber hinaus sind die zeitlichen Begren

zungen zu beachten. So darf die Anwesen

heit bei öffentlichen Filmveranstaltungen 

nur gestattet werden:

-

-

1.  Kindern ab 6 Jahren, wenn die Vor

führung bis 20 Uhr beendet ist, 

-

2.  Jugendlichen unter 16 Jahren, wenn 

die Vorführung bis 22 Uhr beendet ist, 

3.  Jugendlichen ab 16 Jahren, wenn die 

Vorführung bis 24 Uhr beendet ist.

Über diese Zeitgrenzen hinaus und für 

Kinder unter sechs Jahren generell darf die 

Anwesenheit nur in Begleitung einer per

sonensorgeberechtigten oder erziehungs

beauftragten Person gestattet werden. 

-

-

Eine Besonderheit stellt die sogenannte 

„parental-guidance-(Elternbegleitungs-)“

Regelung dar, die auch erziehungs

 

-

Jugendschutz im Bereich  
der Medien 

Die formulierten Schutzziele im Kinder- 

und Jugendmedienschutz (§ 10a JuSchG) 

beinhalten den Schutz vor entwicklungs

beeinträchtigenden und jugendgefähr

denden Medien ebenso wie den Schutz 

der persönlichen Integrität von Kindern 

und Jugendlichen bei der Mediennutzung. 

Damit wird das Ziel der konkreten Gefah

renabwehr des Medieninhalts durch den

Schutz vor Risiken, die bei der Medien

nutzung entstehen können, erweitert.

-

-

-

 

-

Der Begriff der persönlichen Integrität ist 

vom Gesetzgeber im Jugendschutzgesetz 

nicht abschließend bestimmt. Dies lässt 

einen gewissen Spielraum für Einschätzun

gen von Aufsichts- und Kontrollbehörden zu 

und kann zukünftige technische und gesell

schaftliche Entwicklungen berücksichtigen.

-

-

Ebenso ist ein staatlicher Auftrag zur 

„Förderung von Orientierung für Kinder, 

Jugendliche, personensorgeberechtigte 

Personen sowie pädagogische Fachkräfte 

bei der Mediennutzung und Medienerzie

hung“ als präventiver Ansatz im Jugend

medienschutz verankert, der die Schutzziele 

der Gefahrenabwehr ergänzt. 

-

-

Für die Anwesenheit von Kindern und Ju

gendlichen bei öffentlichen Filmveranstal

-

-

beauftragte Personen einschließt: Danach 

dürfen Kinder ab 6 Jahren einen Film 

mit einer Altersfreigabe ab 12 Jahren 

ansehen, wenn sie von einer personen

sorgeberechtigten oder erziehungs

beauftragten Person begleitet werden.

Der Kinobesuch im Rahmen eines Kinder

geburtstages ohne Beisein der übrigen 

Eltern ist also möglich. Die Erziehungs

beauftragung muss jedoch nachgewiesen 

werden. In jedem Fall sollten sich Eltern 

vorher möglichst genau über den Inhalt des 

Films informieren und bedenken, dass nicht

alle Filme mit einer Freigabe ab 12 Jahren 

bereits für Sechsjährige geeignet sind, nur 

weil eine Begleitperson anwesend ist.

-

-

-

-

 

DVDs, Blu-Ray, Spielmodule und andere 

mit Filmen oder Spielen programmier

te Datenträger dürfen einem Kind oder 

Jugendlichen in der Öffentlichkeit nur dann 

zugänglich gemacht (gezeigt, vermietet, 

verkauft) werden, wenn die jeweilige 

Alterskennzeichnung des Programms 

beachtet wird oder wenn das Programm 

mit „Infoprogramm“ oder „Lehrprogramm“ 

gekennzeichnet ist. Programme, die nicht 

oder mit „FSK ab 18“ bzw. „USK ab 18“ 

gekennzeichnet sind, dürfen Minderjährigen 

nicht angeboten, überlassen oder sonst 

zugänglich gemacht werden. Ihr Vertrieb ist 

an bestimmte Ladengeschäfte gebunden, 

die Minderjährigen nicht zugänglich sind 

(§ 12 JuSchG). Somit sind das Anbieten und 

-
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Überlassen dieser Bildträger in Kiosken, auf 

Flohmärkten usw. verboten. 

Anbieter von Film- und Spielplattformen 

im Internet (wie etwa Streamingdienste

oder Gaming-Portale) mit mehr als 1 Mio. 

Nutzerinnen und Nutzern im Inland müssen 

ihre Filme und Spielprogramme entspre

chend den Altersstufen mit einer deutlich 

wahrnehmbaren Altersfreigabe versehen, 

sofern kein automatisiertes Bewertungs

system zu tragen kommt oder nicht 

sichergestellt ist, dass sie ausschließlich

Erwachsenen zugänglich gemacht werden 

(§ 14a JuSchG). Darüber hinaus können 

Vorsorgemaßnahmen nach § 24a JuSchG 

notwendig werden.

 

-

-

 

Entwicklungsbeeinträchtigende Medien 

werden durch § 10b JuSchG definiert. 

Dazu gehören insbesondere Medien, die 

übermäßig ängstigen, Gewalt befürworten 

oder das sozialethische Wertebild beein

trächtigen. Besonderen Augenmerk legt der 

Gesetzgeber hierbei darauf, dass nicht nur 

die Inhalte, sondern auch die Interaktions

risiken in die Bewertung einer konkreten 

Gefahrenprognose für die persönliche 

Integrität von Kindern und Jugendlichen

aufgenommen werden. 

-

-

 

Diese können insbesondere bestehen in:

•   Kommunikations- und Kontaktfunktio

nen, 

-

•   Kauffunktionen, 

•   glücksspielähnliche Mechanismen,

• Mec  hanismen zur Förderung eines 

exzessiven Mediennutzungsverhaltens, 

• die   Weitergabe von Bestands- und Nut

zungsdaten ohne Einwilligung an Dritte 

sowie 

-

• nic  ht altersgerechte Kaufappelle, insbe

sondere durch werbende Verweise auf

andere Medien. 

-

 

Jugendgefährdende Medien können von 

der Bundeszentrale für Kinder- und Jugend

medienschutz (BzKJ) indiziert werden. 

Indizierung bedeutet, dass Medien, die 

nach Prüfung in einem gerichtsähnlichen 

Verfahren als jugendgefährdend eingestuft 

wurden, auf eine Liste gesetzt werden und 

als Folge davon besonderen Werbe- und 

Verbreitungsverboten bzw. -beschränkun

gen unterliegen. Damit sollen Kinder und

Jugendliche davor geschützt werden, dass 

sie außerhalb des häuslichen Bereichs mit 

gefährdenden Inhalten konfrontiert werden. 

Zu jugendgefährdenden Medien zählen vor 

allem unsittliche, verrohend wirkende, zu

Gewalttätigkeit, Verbrechen oder Rassen

hass anreizende Medien.

-

-

 

 

-

Bei der BzKJ können alle Jugendbehörden 

Anträge auf Indizierung stellen. Andere 

Behörden und anerkannte Träger der freien 

Jugendhilfe können Indizierungen hingegen 

nur anregen. Privatpersonen, welchen ein 

Medium oder Medieninhalt jugendgefähr-

dend erscheint, können sich nicht direkt an 

die BzKJ wenden, sondern nur an eine der 

genannten Stellen (z. B. an das Jugendamt).

Die Verbreitungs- und Werbeverbote für 

indizierte Medien sind in § 15 JuSchG ge

regelt. Insbesondere dürfen diese Medien 

Minderjährigen nicht angeboten, überlas

sen, zugänglich gemacht oder vorgeführt 

werden. Auch hier ist ihr Vertrieb an Laden

geschäfte gebunden, die Minderjährigen

nicht zugänglich sind (kein Anbieten und 

Überlassen in Kiosken, auf Flohmärkten 

usw.).

-

-

-

 

Verstöße gegen diese Bestimmungen 

sind keine Ordnungswidrigkeiten, sondern 

Straftaten, die nach § 27 JuSchG geahndet 

werden.

Den gleichen Verbreitungs- und Werbever

boten unterliegen – auch ohne Indizierungs

verfahren – pornographische und sonstige 

schwer jugendgefährdende Medien, d. h. 

solche, die gegen Strafgesetze verstoßen, 

die den Krieg verherrlichen, die leidende 

Menschen in einer die Menschenwürde 

verletzenden Weise darstellen, die beson

ders realistische, grausame und reißerische 

Darstellungen selbstzweckhafter Gewalt 

beinhalten, die das Geschehen beherrschen

oder die Kinder und Jugendliche in unnatür

licher, geschlechtsbetonter Körperhaltung

zeigen oder sonst offensichtlich geeignet 

sind, die Entwicklung von Kindern oder 

-

-

-

 

-

 

Jugendlichen oder ihre Erziehung zu einer 

eigenverantwortlichen oder gemeinschafts

fähigen Persönlichkeit schwer zu gefährden 

(§ 15 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 JuSchG).

-

Ordnungswidrigkeiten begehen Veran

stalter und Gewerbetreibende, wenn sie 

vorsätzlich oder fahrlässig gegen die in 

§ 28 JuSchG aufgeführten Jugendschutz

bestimmungen verstoßen. Aber auch 

(Privat-)Personen über 18 Jahren wie z. B. 

Eltern oder Freundinnen und Freunde 

können ordnungswidrig handeln und mit 

einer Geldbuße belegt werden, wenn sie 

vorsätzlich ein Verhalten eines Kindes oder 

einer jugendlichen Person herbeiführen, 

das durch die Jugendschutzbestimmungen 

verhindert werden soll. Dies ist z. B. dann 

der Fall, wenn die erziehungsbeauftragte 

Person alkoholisiert oder nicht anwesend 

ist und somit der Erziehungsbeauftragung 

nicht mehr nachkommen kann (§28 Abs. 4 

JuSchG). Die Verstöße können mit einer 

Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet 

werden. 

-

-

Der Bußgeldrahmen für das beim Zuwider

handeln von Diensteanbietern gegen 

Anordnungen nach § 24b JuSchG zur Ein

haltung von Vorsorgemaßnahmen im Sinne 

des § 24a JuSchG erstreckt sich sogar auf 

bis zu fünf Millionen Euro.

-

-

Der Vollzug des § 28 JuSchG obliegt nach 

Art. 55 Bay. AGSG den Kreisverwaltungs-
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Übersicht zum Jugendschutzgesetz

Das Jugendschutzgesetz (JuSchG)

erlaubt nicht 
erlaubt (Dieses Gesetz gilt nicht für verheiratete Jugendliche) Kinder

unter
14 

Jahre

Jugendliche

Eltern müssen nicht alles erlauben, was das Gesetz gestattet. 
Sie tragen bis zur Volljährigkeit die Verantwortung.

unter
16 

Jahre

unter
18 

Jahre

§ 4

Aufenthalt in Gaststätten
bis

24 Uhr

Veranstaltungen von anerkannten Trägern der Jugendhilfe oder auf 
Reisen

Aufenthalt in Nachtbars, Nachtclubs oder vergleichbaren Vergnügungs
betrieben

-

§ 5

Anwesenheit bei öffentlichen Tanzveranstaltungen, u. a. Disco 
(Ausnahmegenehmigung durch zuständige Behörde möglich)

bis
24 Uhr

Anwesenheit bei Tanzveranstaltungen von anerkannten Trägern der 
Jugendhilfe, bei künstlerischer Betätigung oder zur Brauchtumspflege

bis
22 Uhr

bis
24 Uhr

bis
24 Uhr

§ 6

Anwesenheit in öffentlichen Spielhallen
Teilnahme an Glücksspielen

Gewinnspiele auf Volksfesten, Jahrmärkten etc. 
(wenn Gewinn in Waren von geringem Wert.) 

§ 7

Anwesenheit bei jugendgefährdenden Veranstaltungen und in Betrie
ben

-

(Die zuständige Behörde kann Alters- und Zeitbegrenzungen sowie andere 
Auflagen anordnen.)  

§ 8
Aufenthalt an jugendgefährdenden Orten 
(Die zuständige Behörde kann Maßnahmen zur Gefahrenabwehr treffen.) 

§ 9

Abgabe/Verzehr von Bier, Wein, Schaumwein, Mischungen mit Bier, 
Wein o. ä. (Ausnahme: Erlaubt bei 14- und 15-Jährigen in Begleitung einer 
personensorge berechtigten Person [Eltern])

Abgabe/Verzehr von anderen alkoholischen Getränken oder 
Lebensmittel z. B. Spirituosen 

§ 10
Abgabe/Konsum von Tabakwaren, E-Zigaretten/E-Shishas 
(auch nikotinfrei) 

§ 11

Besuch öffentlicher Filmveranstaltungen/Kino
Nur bei Freigabe des Films und Vorspanns: „ohne Altersbeschränkung/ab 
6/12/16 Jahren“ (Kinder unter 6 Jahren nur mit einer erziehungsbeauftragten 
Person. Die Anwesenheit ist grundsätzlich an die Altersfreigabe gebunden! 
Ausnahme: „Filme ab 12 Jahren“: Anwesenheit ab 6 Jahren in Begleitung 
einer erziehungsbeauftragten Person gestattet.) 

bis
20 Uhr

bis
22 Uhr

bis
24 Uhr

§ 12
Zugänglichmachen von Bildträgern mit Filmen oder Spielen 
Nur entsprechend der Freigabekennzeichen: „ohne Altersbeschränkung/ 
ab 6/12/16 Jahren“

§ 13
Spielen an elektronischen Bildschirmgeräten
Ohne Gewinnmöglichkeiten nur nach den Freigabekennzeichen:  
„ohne Altersbeschränkung/ab 6/12/16 Jahren“ 

§ 15 Zugänglichmachen von jugendgefährdeten (indizierten) Trägermedien

 = Beschränkungen
Zeitliche Begrenzungen 

 werden durch die Begleitung einer erziehungsbeauftragten Person aufgehoben.

Bei bestimmten schwerwiegenden 

Verstößen, bei vorsätzlichen Handlungen

aus Gewinnsucht oder bei beharrlicher 

Wiederholung kann es sich auch um 

Straftaten handeln (§ 27 Abs. 2 JuSchG). 

Das Erziehungsprivileg von personensorge

berechtigten Personen ist teilweise einge

schränkt: So können auch Personensorge

berechtigte strafrechtlich belangt werden, 

wenn sie durch das Anbieten, Überlassen, 

Zugänglichmachen oder Vorführen indizier

ter  Medien ihre Erziehungspflicht gröblich

verletzen (§ 27 Abs. 4 Satz 2 JuSchG).

 

behörden. Verstöße gegen §§ 14a, 24b und 

24d JuSchG werden dagegen von der BzKJ 

geahndet (§ 28 Abs. 7 JuSchG).

-

-

-

-
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FSK-Freigabekennzeichen (für Kinofilme, Videofilme und DVDs)

USK-Freigabekennzeichen (für Computerspiele)

LEHR-
Programm

gemäß
§ 14

JuSchG

INFO-
Programm

gemäß
§ 14

JuSchG

LEHR-
Programm

gemäß
§ 14

JuSchG

INFO-
Programm

gemäß
§ 14

JuSchG

Alterskennzeichen der Obersten Jugend
behörden der Länder

-

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 

der Länder richtet sich an die Anbieter von 

Telemedien1 (z. B. Internet) und Rundfunk 

(Hörfunk und Fernsehen). Diese Anbieter 

haben für den Jugendschutz zu sorgen und 

werden bei Verstößen zur Verantwortung 

gezogen. Mit der gemeinsamen Aufsicht für 

Telemedien und Rundfunk wird der Tatsache 

Rechnung getragen, dass die Medien Fern

sehen und Internet zunehmend zusammen

wachsen (Konvergenz) und deshalb einer 

einheitlichen Kontrolle unterliegen sollten.

-

-

Die Palette der unzulässigen Angebote in 

Telemedien wurde in diesem Staatsvertrag 

parallel zu § 15 JuSchG geregelt. So sind z.B. 

Angebote nach § 4 Abs. 1 JMStV und § 15 

Abs. 2 JuSchG unzulässig, die Kinder oder 

Jugendliche in unnatürlicher, geschlechts

betonter Körperhaltung (Posenfotos) zeigen.

-

Einfach pornografische Angebote sind 

im Rundfunk ohne Ausnahme unzuläs

sig. Da gegen sind solche Angebote in 

Telemedien dann erlaubt, wenn sie nur 

Erwachsenen zugänglich gemacht werden 

(z. B. in sogenannten „geschlossenen 

Benutzergruppen“), § 4 JMStV. Dies ist 

durch ausreichende Sicherungsmaßnahmen 

einschließlich eines verlässlichen Altersveri

fikationssystems zu gewährleisten.

-

-

1  § 16 Satz 2 JuSchG verweist hinsichtlich 

Telemedien ausdrücklich auf den JMStV.

Erläuterungen zum Jugendmedienschutz- 
Staatsvertrag (JMStV)

Für Inhalte, die bei Trägermedien eine 

gesetzlich vorgeschriebene Alterskenn

zeichnung haben (z. B. Filme und Computer

spiele), gilt die gesetzliche Vermutung, dass 

sie für Kinder und Jugendliche, für deren 

Altersstufe sie nicht freigegeben wurden, 

entwicklungsbeeinträchtigend sind. Die

Anbieter müssen daher durch geeignete 

Zugangs- (z. B. Filter software oder Vorsper

re) bzw. Sendezeitbeschränkungen dafür 

sorgen, dass Kinder und Jugendliche für ihr 

Alter ungeeignete Angebote üblicherweise 

nicht wahrnehmen können (§ 5 JMStV).

Außerdem muss auch in Telemedien

angeboten auf eine bereits vorhandene 

Alterskennzeichnung von Filmen und 

Spielprogrammen deutlich hingewiesen 

werden, wenn sie ganz oder im Wesentli

chen inhaltsgleich mit dem Trägermedium 

sind (§ 12 Abs. 2 Satz 3 JuSchG).

-

-

 

-

-

-

In § 6 JMStV sind umfangreiche Beschrän

kungen zum Kinder- und Jugendschutz in 

Werbung und Teleshopping enthalten.

Bei Verstößen sowohl im Internet wie auch

im privaten Rundfunk dient die Kommis-

sion für Jugendmedienschutz (KJM) der

jeweils zuständigen Landesmedienanstalt 

als Organ bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 

(§ 14 JMStV). Unterstützt wird die KJM für 

den Bereich der Angebote von Telemedi

en durch die länderübergreifende Stelle 

„jugendschutz.net“ (§ 18 JMStV).

-

 

 

-

Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

gelten eigene Verfahrensregelungen.

Quelle: USK Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle

Quelle: FSK Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft GmbH
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Neben den allgemeinen Strafvorschriften 

(wie z. B. Vergewaltigung oder Körperver

letzung), die auch Minderjährige schützen,

enthält das StGB auch eine Reihe von 

 spezifischen Bestimmungen. Diese betref

fen vor allem das geschützte Rechtsgut 

der ungestörten sexuellen Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen. 

-

 

-

Einen Bezug zum Strafgesetz gibt es vor 

allem im Bereich des Jugendmedien

schutzes. Die Themenschwerpunkte sind 

dabei überwiegend 

-

•   Verfassungswidrige Propaganda (§§ 86, 

86a, 130 StGB)

• Anleit  ung zu Straftaten (§§ 111, 130a 

StGB)

• Ge  walt und Sexualität (§§131, 184,  

184a bis l StGB)

Der Besitz, die Herstellung, der Vertrieb 

und der Erwerb von kinder- und jugend

pornographischen Medien ist verboten,

dies gilt auch für den Versuch, an solche 

Medien zu gelangen (§ 184b und c StGB). 

-

 

Der Besitz von jugendpornographischen 

Medien bleibt ausnahmsweise dann straf

los, wenn die dargestellte Person eingewil

ligt hat und die Medien ausschließlich für 

den persönlichen Gebrauch bestimmt sind 

(§ 184c Abs. 4 StGB). 

-

-

Erläuterungen zum Strafgesetzbuch (StGB)

Durch das Jugendarbeitsschutzgesetz 

(JArbSchG) sollen Kinder und Jugendliche 

vor Überforderung und (gesundheitlichen) 

Gefahren am Arbeitsplatz geschützt wer

den. Dazu enthält es u. a. Regelungen über 

Beschäftigungsverbote bei bestimmten 

Tätigkeiten oder zur Dauer und Lage der

Arbeits- und Pausenzeiten.

-

 

Zuständig für die Überwachung sind die 

Gewerbeaufsichtsämter, die in Bayern 

 ihren Sitz bei den jeweiligen Regierungen 

der sieben Regierungsbezirke haben. 

Dort sind auch weitere Informationen zum 

Jugendarbeitsschutz erhältlich.

Hier soll nur kurz auf die Regelungen einge

gangen werden, die Kinder und Jugendliche 

betreffen, wenn sie kleinere Tätigkeiten 

oder Ferienjobs übernehmen wollen. Für 

Auszubildende bestehen eine Vielzahl von

Bestimmungen über die Arbeitgeber und 

Berufsschulen informieren.

-

 

Beschäftigung im Sinne des JArbSchG ist 

die nicht-selbstständige Arbeit, insbeson

dere im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses 

oder eine arbeitnehmerähnliche Dienstleis

tung. Anhaltspunkte für eine Beschäftigung 

sind eine Tätigkeit nach Weisungen und eine

Eingliederung in die Arbeitsorganisation des

Weisungsgebers (§ 7 Abs. 1 SGB IV).

Tätigkeiten in der Schule, im (Sport-)Verein 

aber auch selbstständige und eigenwirt

schaftliche Tätigkeiten z. B. als Musikerin 

-

-

 

 

-

Erläuterungen zum Jugendarbeitsschutzgesetz 
(JArbSchG)

Wer Dateien mit sexuellem oder pornogra

phischem Inhalt oder Gewaltdarstellungen

in Messenger-Diensten wie z. B. WhatsApp 

teilt oder speichert, begeht ebenfalls eine 

Straftat. Das gilt grundsätzlich auch für 

den, der empfangene Dateien, die vom 

Messenger-Dienst automatisch gespeichert 

werden, nicht löscht.

-

 

oder Musiker in einer Musikband fallen in 

der Regel nicht unter diese Vorschrift. 

Das JArbSchG gilt somit auch nicht bei 

gelegentlichen, geringfügigen Hilfeleistun

gen z. B. aus Gefälligkeit oder bei der (auch 

bezahlten) Mitarbeit im eigenen Familien

haushalt.

-

-

Die Beschäftigung von Kindern (vor dem 

15. Geburtstag!) ist nur unter bestimm

ten Voraussetzungen erlaubt (§§ 5 und 6 

JArbSchG):

-

1.   Mit einer Ausnahmegenehmigung des

zuständigen Gewerbeaufsichtsamtes 

können Kinder (ab 3 Jahren) bei 

bestimmten Veranstaltungen wie z. B. 

Theatervorstellungen, Musikaufführun

gen, Werbeveranstaltungen, Aufnahmen 

im Rundfunk, Film- und Fotoaufnah

men, gestaltend mitwirken und an den 

erforderlichen Proben teilnehmen (§ 6 

JArbSchG). Je nach Alter des Kindes 

gibt es dazu zeitliche Einschränkungen.

 

-

-

2.   Kinder über 13 Jahre dürfen mit Einwil

ligung des Personensorgeberechtigten 

Tätigkeiten ausführen, soweit die Be

schäftigung leicht und für Kinder geeig

net ist. Dies ist insbesondere dann der 

Fall, wenn sie die Gesundheit der Kinder 

und deren schulisches Fortkommen nicht 

nachteilig beeinflusst. Es gelten zeitliche 

Einschränkungen (§ 5 Abs. 3 JArbSchG): 

-

-

-
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  •  nicht mehr als 2 Stunden täglich, in 

landwirtschaftlichen Familienbetrieben 

nicht mehr als 3 Stunden täglich,

  • nur zwisc hen 8 und 18 Uhr und 

 • nic ht vor oder während des Schulunter

richts.

-

Welche Tätigkeiten für Kinder leicht und 

geeignet sind, bestimmt im Detail die Kin

derarbeitsschutzverordnung (KindArbSchV). 

-

Die erlaubten Tätigkeiten werden darin 

abschließend aufgezählt, d. h. nur diese und 

keine anderen sind zulässig: 

  1.   Austragen von Zeitungen, Zeitschrif

ten, Anzeigenblättern und Werbe

prospekten,

-

-

  2.   in privaten und landwirtschaftlichen 

Haushalten: Tätigkeiten in Haushalt 

und Garten, Botengänge, Betreu

ung von Kindern und anderen zum 

Haushalt gehörenden Personen, 

Nachhilfeunterricht, Betreuung von 

Haustieren, und Einkaufstätigkeiten 

(aber nicht Alkohol oder Tabakwaren),

-

  3.   in landwirtschaftlichen Betrieben: 

Tätigkeiten bei der Ernte und 

Feldbestellung, Selbstvermarktung 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse und 

Versorgung von Tieren,

  4.   Handreichungen beim Sport,

  5.   Tätigkeiten bei nichtgewerblichen 

Aktionen und Veranstaltungen von 

Kirchen, Religionsgemeinschaften, 

Verbänden, Vereinen und Parteien.

Für die erlaubten Tätigkeiten gibt es Ge

wichtsgrenzen für das Tragen von Lasten. 

Ebenso dürfen von den Tätigkeiten keine 

Unfallgefahren für die Kinder ausgehen 

(z. B. bei der Versorgung von Tieren), die 

sie aufgrund ihres Alters noch nicht richtig 

einschätzen und abwenden können.

-

Nicht erlaubt sind Tätigkeiten im produ

zierenden Gewerbe, im Handel und im 

sonstigen Dienstleistungsgewerbe.

-

Jugendliche ab 15 Jahren, die noch der 

Vollzeitschulpflicht unterliegen (d. h. noch 

keine neun Schuljahre hinter sich haben, 

vgl. Art. 37 Abs. 3 BayEUG), gelten im 

 Sinne des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

noch als Kinder. Neben den oben genann

ten Regelungen dürfen sie während der 

Schulferien für höchstens 4 Wochen im 

Kalenderjahr beschäftigt werden (§ 5 Abs. 4 

JArbSchG). Dabei darf die Arbeitszeit 

8 Stunden täglich und 40 Stunden wöchent

lich nicht übersteigen.

-

-

Für (nicht mehr vollzeitschulpflichtige) 

Jugendliche, die (z. B. neben der Schule) 

arbeiten wollen, gelten die allgemeinen 

Einschränkungen des Jugendarbeitsschutz

gesetzes (siehe v. a. §§ 8 bis 18 JArbSchG).

Sie dürfen nicht mehr als 8 Stunden täglich 

und 40 Stunden wöchentlich beschäftigt 

werden. In der Landwirtschaft dürfen 

Jugendliche über 16 Jahre während der 

-

Erntezeit nicht mehr als 9 Stunden täglich 

und nicht mehr als 85 Stunden in der 

Doppelwoche beschäftigt werden (§ 8 

JArbSchG).

Jugendliche dürfen nur in der Zeit von 6 bis 

20 Uhr beschäftigt werden.

Für Jugendliche über 16 Jahre gibt es 

 Lockerungen bei bestimmten Betrieben 

(z. B. in Gaststätten bis 22 Uhr), § 14 

JArbSchG.

Für Jugendliche gilt die 5-Tage-Woche (§ 15 

JArbSchG). An Samstagen, Sonntagen und 

Feiertagen dürfen Jugendliche grundsätz

lich nicht beschäftigt werden (§§ 16 bis 18 

JArbSchG). Ausnahmen bestehen für die 

Beschäftigung in Betrieben, die auch an 

diesen Tagen ihre Leistung bereithalten 

müssen (z. B. in Krankenhäusern, in der 

Tierhaltung, in Gaststätten, bei Aufführun

gen, beim Sport). Im Verkehrswesen, das 

die Beförderung von Personen, Gütern oder 

Nachrichten, also auch Zeitungsaustragen, 

umfasst, gilt die Ausnahme nur samstags.

-

-
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Übersicht zum Jugendarbeitsschutz Gesetzesvorschriften im Wortlaut 
  

Ausführungsbestimmungen und ergänzen

de Hinweise zur Auslegung der einzelnen 

Paragraphen des Jugendschutzgesetzes 

und anderer relevanter Bestimmungen 

finden sich auch auf der Homepage des 

Landesjugendamtes unter:

-

https://www.blja.bayern.de

Im Folgenden sind die Gesetzestexte in 

Auszügen abgedruckt, die Regelungen zum 

Jugendschutz enthalten:

•  Jugendschutzgesetz (JuSchG) 

•  Staatsvertrag über den Schutz der 

Menschenwürde und den Jugend

schutz in Rundfunk und Telemedien 

(Jugendmedienschutz-Staatsvertrag – 

JMStV)

-

•  Gesetz zum Schutz der arbeitenden 

Jugend (Jugendarbeitsschutzgesetz –

JArbSchG)

 

•  Strafgesetzbuch

Jugendschutzgesetz 
(JuSchG)  

Jugendschutzgesetz vom 23. Juli 2002 

(BGBl. I S. 2730), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 09. April 2021

m. W. v. 01. Mai 2021 (BGBl. I S. 742).

 

– Auszüge –

Abschnitt 1 
Allgemeines 

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes

1.  sind Kinder Personen, die noch nicht 

14 Jahre alt sind,

2.  sind Jugendliche Personen, die 14, aber 

noch nicht 18 Jahre alt sind,

3.  ist personensorgeberechtigte Person, 

wem allein oder gemeinsam mit einer

anderen Person nach den Vorschriften 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Per

sonensorge zusteht

 

-

4. ist er ziehungsbeauftragte Person, jede 

Person über 18 Jahren, soweit sie auf 

Dauer oder zeitweise aufgrund einer

Vereinbarung mit der personensorge

berechtigten Person Erziehungsaufgaben 

wahrnimmt oder soweit sie ein Kind oder 

eine jugendliche Person im Rahmen der 

Ausbildung oder der Jugend hilfe betreut.

 

-

(1a) Medien im Sinne dieses Gesetzes sind 

Trägermedien und Telemedien. 

(2) Trägermedien im Sinne dieses Geset

zes sind Medien mit Texten, Bildern oder 

Tönen auf gegenständlichen Trägern, die 

zur Weitergabe geeignet, zur unmittelbaren 

Wahrnehmung bestimmt oder in einem 

Vorführ- oder Spielgerät eingebaut sind. 

Dem gegenständlichen Verbreiten, Über

lassen, Anbieten oder Zugänglichmachen 

von Trägermedien steht das elektronische 

Verbreiten, Überlassen, Anbieten oder 

Zugänglichmachen gleich, soweit es sich 

-

-

Das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)

erlaubt nicht erlaubt Kinder Jugendliche

** Es gelten zusätzliche Einschränkungen wie Höchstgrenzen für zu tragende Lasten, 
physische Belastungen und Unfallgefahren, die in § 2 Abs. 2 der Kinderarbeitsschutz
verordnung näher benannt sind.

-
unter

13 
Jahre

unter
15 

Jahre

unter
18 

Jahre

§ 5 Abs. 1
Grundsätzliche Beschäftigung als Arbeitnehmer; 
Ausnahme sind geregelt, s. u.:

§ 5 Abs. 2

Zum Zweck der Beschäftigungs- und Arbeitstherapie

Im Rahmen des Betriebspraktikums während der Vollzeitschulpflicht

In Erfüllung einer richterlichen Weisung

§ 5 Abs. 3

Mit Einwilligung des Personensorgeberechtigten leichte, für Kinder 
geeignete Tätigkeiten, die in der Kinderarbeitsschutzverordnung 
genannt sind**:
Austragen von Zeitungen, Zeitschriften, Anzeigenblättern, Werbe
prospekten,

-

In privaten und landwirtschaftlichen Haushalten:

–  Tätigkeiten in Haushalt und Garten
– Botengänge 
–  Betreuung von Kindern und anderen zum Haushalt gehörenden

Personen
 

–  Nachhilfeunterricht
–  Betreuung von Haustieren
–  Einkaufstätigkeiten mit Ausnahme des Einkaufs von alkoholischen 

Getränken und Tabakwaren

In landwirtschaftlichen Betrieben Tätigkeiten bei

–  der Ernte und der Feldbestellung
–  der Selbstvermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
–  der Versorgung von Tieren

Handreichungen beim Sport,

Tätigkeiten bei nichtgewerblichen Aktionen und Veranstaltungen 

der Kirchen, Religionsgemeinschaften, Verbände, Vereine und 

Parteien

§ 5 Abs. 4

Beschäftigungen während der Schulferien für höchstens 4 Wochen

Nicht mehr als 8 Stunden täglich und 40 Stunden wöchentlich, Ausnah
me: Landwirtschaft (§ 8 Abs. 3)

-

§ 5 Abs. 5
i. V. m. 
§ 6 bzw.
§ 14 Abs. 7

Mitwirkung an Veranstaltungen, wie Theater- und Musikaufführungen, 
Film-, Foto-, Werbeaufnahmen

  Jugendlichen (15–17 Jahre), die nicht mehr der Vollzeitschulpflicht unterliegen, ist grundsätzlich eine Beschäftigung als 
Arbeitnehmer erlaubt. Es gibt jedoch Einschränkungen zur Dauer und Lage der Arbeitszeit, siehe §§ 8 ff. JArbSchG

https://www.blja.bayern.de
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sen werden noch darf die Ankündigung 

oder Werbung in jugendbeeinträchtigender 

Weise erfolgen.

Abschnitt 2 
Jugendschutz in der 
Öffentlichkeit  

§ 4 Gaststätten

(1) Der Aufenthalt in Gaststätten darf 

Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren 

nur gestattet werden, wenn eine perso

nensorgeberechtigte oder erziehungsbe

auftragte Person sie begleitet oder wenn 

sie in der Zeit zwischen 5 Uhr und 23 Uhr 

eine Mahlzeit oder ein Getränk einnehmen. 

-

-

 Jugendlichen ab 16 Jahren darf der Aufent

halt in Gaststätten ohne Begleitung einer 

personensorgeberechtigten oder erzie

hungsbeauftragten Person in der Zeit von 

24 Uhr und 5 Uhr morgens nicht gestattet 

werden.

-

-

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn Kinder oder

Jugendliche an einer Veranstaltung eines 

anerkannten Trägers der Jugendhilfe teil

nehmen oder sich auf Reisen befinden.

(3) Der Aufenthalt in Gaststätten, die als

Nachtbar oder Nachtclub geführt werden, 

und in vergleichbaren Vergnügungsbetrie-

ben darf Kindern und Jugendlichen nicht 

gestattet werden.

 

-

 

(4) Die zuständige Behörde kann Ausnah

men von Absatz 1 genehmigen.

-

§ 5 Tanzveranstaltungen

(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen 

Tanzveranstaltungen ohne Begleitung 

einer personensorgeberechtigten oder 

erziehungs beauftragten Person darf Kindern 

und Jugendlichen unter 16 Jahren nicht und 

Jugendlichen ab 16 Jahren längstens bis 

24 Uhr gestattet werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 darf die An

wesenheit Kindern bis 22 Uhr und Jugend

lichen unter 16 Jahren bis 24 Uhr gestattet 

werden, wenn die Tanzveranstaltung von 

einem anerkannten Träger der Jugendhilfe 

durchgeführt wird oder der künstlerischen 

Betätigung oder der Brauchtumspflege 

dient.

-

-

(3) Die zuständige Behörde kann Ausnah

men genehmigen.

-

§ 6 Spielhallen, Glücksspiele

(1) Die Anwesenheit in öffentlichen Spielhal

len oder ähnlichen vorwiegend dem Spiel

betrieb dienenden Räumen darf Kindern 

und Jugendlichen nicht gestattet werden.

(2) Die Teilnahme an Spielen mit Gewinn

möglichkeit in der Öffentlichkeit darf Kin

dern und Jugendlichen nur auf Volksfesten, 

Schützenfesten, Jahrmärkten, Spezialmärk

ten oder ähnlichen Veranstaltungen und nur 

unter der Voraussetzung gestattet werden, 

dass der Gewinn in Waren von geringem 

Wert besteht.

-

-

-

-

-

nicht um Rundfunk im Sinne des § 2 des 

Rundfunkstaatsvertrages handelt.

(3) Telemedien im Sinne dieses Gesetzes 

sind Medien, die nach dem Telemedien

gesetz übermittelt oder zugänglich gemacht 

werden. Als Übermitteln oder Zugänglich

machen im Sinne von Satz 1 gilt das Bereit

halten eigener oder fremder Inhalte.

-

-

-

(4) Versandhandel im Sinne dieses Geset

zes ist jedes entgeltliche Geschäft, das im 

Wege der Bestellung und Übersendung 

einer Ware durch Postversand oder elektro

nischen Versand ohne persönlichen Kontak

zwischen Lieferant und Besteller oder 

ohne dass durch technische oder sonstige 

Vorkehrungen sichergestellt ist, dass kein 

Versand an Kinder und Jugendliche erfolgt,

vollzogen wird.

-

-

t 

 

(5) Die Vorschriften der §§ 2 bis 14 dieses 

Gesetzes gelten nicht für verheiratete 

Jugendliche.

(6) Diensteanbieter im Sinne dieses Geset

zes sind Diensteanbieter nach dem Teleme

diengesetz vom 26. Februar 2007 (BGBl. I

S. 179) in der jeweils geltenden Fassung.

-

-

 

§ 2 Prüfungs- und Nachweispflicht

(1) Soweit es nach diesem Gesetz auf die 

Begleitung durch eine erziehungsbeauftrag

te Person ankommt, haben die in § 1 Abs. 1

Nr. 4 genannten Personen ihre Berechti-

gung auf Verlangen darzulegen. Veranstalter

und Gewerbetreibende haben in Zweifels

fällen die Berechtigung zu überprüfen.

-

 

 

-

(2) Personen, bei denen nach diesem Ge

setz Altersgrenzen zu beachten sind, haben 

ihr Lebensalter auf Verlangen in geeigneter 

Weise nachzuweisen. Veranstalter und 

Gewerbetreibende haben in Zweifelsfällen 

das Lebensalter zu überprüfen.

-

§ 3 Bekanntmachung der Vorschriften

(1) Veranstalter und Gewerbetreibende 

haben die nach den §§ 4 bis 13 für ihre 

Betriebseinrichtungen und Veranstaltungen 

geltenden Vorschriften sowie bei öffent

chen Filmveranstaltungen die Alterseinstu

fung von Filmen oder die Anbieterkenn

zeichnung nach § 14 Abs. 7 durch deutlich 

sichtbaren und gut lesbaren Aushang 

bekannt zu machen.

li-

-

-

(2) Zur Bekanntmachung der Alterseinstu

fung von Filmen und von Spielprogrammen

dürfen Veranstalter und Gewerbe treibende 

nur die in § 14 Abs. 2 genannten Kennzeich

nungen verwenden. Wer einen Film für 

 öffentliche Filmveranstaltungen weiter

gibt, ist verpflichtet, den Veranstalter bei

der Weitergabe auf die Alterseinstufung 

oder die Anbieterkennzeichnung nach 

§ 14 Abs. 7 hinzuweisen. Für Film- und 

Spielprogramme, die nach § 14 Abs. 2 von 

der obersten Landesbehörde oder einer 

Organisation der freiwilligen Selbstkont

rolle im Rahmen des Verfahrens nach § 14 

Abs. 6 gekennzeichnet sind, darf bei der 

Ankündigung oder Werbung weder auf 

jugendbeeinträchtigende Inhalte 

-

 

-

-

 

-

hingewie-
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(4) Alkoholhaltige Süßgetränke im Sinne

des § 1 Abs. 2 und 3 des Alkopopsteuer

gesetzes dürfen gewerbsmäßig nur mit 

dem Hinweis „Abgabe an Personen unter 

18 Jahren verboten, § 9 Jugendschutz

gesetz” in den Verkehr gebracht werden. 

Dieser Hinweis ist auf der Fertigpackung in 

der gleichen Schriftart und in der gleichen 

Größe und Farbe wie die Marken- oder 

Phantasienamen oder, soweit nicht vorhan

den, wie die Verkehrsbezeichnung zu halten 

und bei Flaschen auf dem Frontetikett 

anzubringen.

 

-

-

-

§ 10 Rauchen in der Öffentlichkeit, 

Tabakwaren

(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder 

sonst in der Öffentlichkeit dürfen Tabakwa

ren und andere nikotinhaltige Erzeugnisse 

und deren Behältnisse an Kinder oder 

Jugendliche weder abgegeben noch darf 

ihnen das Rauchen oder der Konsum niko

tinhaltiger Produkte gestattet werden.

-

-

(2) In der Öffentlichkeit dürfen Tabakwaren 

und andere nikotinhaltige Erzeugnisse 

und deren Behältnisse nicht in Automaten 

angeboten werden. Dies gilt nicht, wenn 

ein Automat

1. an einem Kindern und J ugendlichen 

unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder

2. durc h technische Vorrichtungen oder 

durch ständige Aufsicht sichergestellt ist, 

dass Kinder und Jugendliche Tabakwaren 

und andere nikotinhaltige Erzeugnisse 

und deren Behältnisse nicht entnehmen 

können.

(3) Tabakwaren und andere nikotinhaltige 

Erzeugnisse und deren Behältnisse dürfen 

Kindern und Jugendlichen weder im Ver

sandhandel angeboten noch an Kinder und 

Jugendliche im Wege des Versandhandels 

abgegeben werden.

-

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für 

nikotinfreie Erzeugnisse, wie elektronische 

Zigaretten oder elektronische Shishas, in 

denen Flüssigkeit durch ein elektronisches 

Heizelement verdampft und die entstehen

den Aerosole mit dem Mund eingeatmet 

werden, sowie für deren Behältnisse.

-

§ 7 Jugendgefährdende Veranstaltungen 

und Betriebe

Geht von einer öffentlichen Veranstaltung 

oder einem Gewerbebetrieb eine Gefähr

dung für das körperliche, geistige oder 

seelische Wohl von Kindern oder Jugendli

chen aus, so kann die zuständige Behörde 

anordnen, dass der Veranstalter oder 

Gewerbetreibende Kindern und Jugendli

chen die Anwesenheit nicht gestatten darf.

Die Anordnung kann Altersbegrenzungen, 

Zeitbegrenzungen oder andere Auflagen 

enthalten, wenn dadurch die Gefährdung 

ausgeschlossen oder wesentlich gemindert 

wird.

-

-

-

 

§ 8 Jugendgefährdende Orte

Hält sich ein Kind oder eine jugendliche 

Person an einem Ort auf, an dem ihm oder

ihr eine unmittelbare Gefahr für das körper

liche, geistige oder seelische Wohl droht, so 

hat die zuständige Behörde oder Stelle die 

zur Abwendung der Gefahr erforderlichen 

Maßnahmen zu treffen. Wenn nötig, hat sie 

das Kind oder die jugendliche Person

 

-

1. zum  Verlassen des Ortes anzuhalten,

2. der er ziehungsberechtigten Person im 

Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 des Achten 

Buches Sozialgesetzbuch zuzuführen 

oder, wenn keine erziehungsberechtigte 

Person erreichbar ist, in die Obhut des 

Jugendamtes zu bringen.

In schwierigen Fällen hat die zuständige 

 Behörde oder Stelle das Jugendamt über 

den jugendgefährdenden Ort zu unterrich

ten.

-

§ 9 Alkoholische Getränke

(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder 

sonst in der Öffentlichkeit dürfen 

1. Bier , Wein, weinähnliche Getränke oder 

Schaumwein oder Mischungen von Bier, 

Wein, weinähnlichen Getränken oder 

Schaumwein mit nichtalkoholischen 

Getränken an Kinder und Jugendliche 

unter 16 Jahren,

2. andere alk oholische Getränke oder 

Lebensmittel, die andere alkoholische 

Getränke in nicht nur geringfügiger Men

ge enthalten, an Kinder und Jugendliche

weder abgegeben noch darf ihnen der 

Verzehr gestattet werden.

-

 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht, wenn Jugendli

che von einer personensorgeberechtigten 

Person begleitet werden.

-

(3) In der Öffentlichkeit dürfen alkoholische 

Getränke nicht in Automaten angeboten 

werden. Dies gilt nicht, wenn ein Automat 

1. an einem für Kinder und J ugendliche 

unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder

2. in einem ge werblich genutzten Raum 

aufgestellt und durch technische Vor

richtungen oder durch ständige Aufsicht 

sichergestellt ist, dass Kinder und 

Jugendliche alkoholische Getränke nicht 

entnehmen können.

-

§ 20 Nr. 1 des Gaststättengesetzes bleibt 

unberührt.
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§ 11 Filmveranstaltungen

(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen 

Filmveranstaltungen darf Kindern und 

Jugendlichen nur gestattet werden, wenn 

die Filme von der obersten Landesbehörde 

oder einer Organisation der freiwilligen 

Selbstkontrolle im Rahmen des Verfahrens 

nach § 14 Abs. 6 zur Vorführung vor ihnen 

freigegeben worden sind oder wenn es 

sich um Informations-, Instruktions- und 

Lehrfilme handelt, die vom Anbieter mit 

„Infoprogramm” oder „Lehrprogramm” 

gekennzeichnet sind.

(2) Abweichend von Absatz 1 darf die Anwe-

senheit bei öffentlichen Filmveranstaltungen

mit Filmen, die für Kinder und Jugendliche 

ab zwölf Jahren freigegeben und gekenn

zeichnet sind, auch Kindern ab sechs Jahren 

gestattet werden, wenn sie von einer per

sonensorgeberechtigten oder erziehungsbe

auftragten Person begleitet sind.

 

-

-

-

(3) Unbeschadet der Voraussetzungen 

des Absatzes 1 darf die Anwesenheit bei 

öffentlichen Filmveranstaltungen nur mit 

Begleitung einer personensorgeberechtig

ten oder erziehungsbeauftragten Person 

gestattet werden

-

1. Kindern unter sec hs Jahren,

2. Kindern ab sec hs Jahren, wenn die 

Vorführung nach 20 Uhr beendet ist,

3. J ugendlichen unter 16 Jahren, wenn die 

Vorführung nach 22 Uhr beendet ist,

4. J ugendlichen ab 16 Jahren, wenn die 

Vorführung nach 24 Uhr beendet ist.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die öffent

liche Vorführung von Filmen unabhängig 

von der Art der Aufzeichnung und Wieder

gabe. Sie gelten auch für Werbevorspanne 

und Beiprogramme. Sie gelten nicht für 

Filme, die zu nichtgewerblichen Zwecken 

hergestellt werden, solange die Filme nicht

gewerblich genutzt werden.

-

-

 

(5) Werbefilme oder Werbeprogramme, die 

für alkoholische Getränke werben, dürfen 

unbeschadet der Voraussetzungen der 

Absätze 1 bis 4 nur nach 18 Uhr vorgeführt 

werden.

(6) Werbefilme oder Werbeprogramme, die

für Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaret

ten oder Nachfüllbehälter im Sinne des § 1

Absatz 1 Nummer 1 des Tabakerzeugnis

gesetzes werben, dürfen nur im Zusam

menhang mit Filmen vorgeführt werden, die

 

-

 

-

-

1. v on der obersten Landesbehörde oder 

einer Organisation der freiwilligen 

Selbstkontrolle im Rahmen des Ver

fahrens nach § 14 Absatz 6 mit „Keine 

Jugendfreigabe“ nach § 14 Absatz 2 

gekennzeichnet sind oder

-

2. nic ht nach den Vorschriften dieses 

 Gesetzes gekennzeichnet sind.

§ 12 Bildträger mit Filmen oder Spielen

(1) Zur Weitergabe geeignete, für die 

Wiedergabe auf oder das Spiel an Bild

schirmgeräten mit Filmen oder Spielen 

programmierte Datenträger (Bildträger) 

dürfen einem Kind oder einer jugendlichen 

-

Abschnitt 3 
Jugendschutz im Bereich 
der Medien 

§ 10a Schutzziele des Kinder- und 

Jugendmedienschutzes 

Zum Schutz im Bereich der Medien 

gehören 

1. der Sc hutz vor Medien, die geeignet 

sind, die Entwicklung von Kindern 

oder Jugendlichen oder ihre Erziehung 

zu einer eigenverantwortlichen und 

gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 

zu beeinträchtigen (entwicklungs

beeinträchtigende Medien),

-

2. der Sc hutz vor Medien, die geeignet 

sind, die Entwicklung von Kindern 

oder Jugendlichen oder ihre Erziehung 

zu einer eigenverantwortlichen und 

gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 

gefährden (jugendgefährdende Medien),

3. der Sc hutz der persönlichen Integrität 

von Kindern und Jugendlichen bei der 

Mediennutzung und

4. die F örderung von Orientierung für 

Kinder, Jugendliche, personensorge

berechtigte Personen sowie pädago

gische Fachkräfte bei der Medien

nutzung und Medienerziehung; die 

Vorschriften des Achten Buches Sozial

gesetzbuch bleiben unberührt.

-

-

-

-

§ 10b Entwicklungsbeeinträchtigende 

Medien

(1) Zu den entwicklungsbeeinträchtigenden 

Medien nach § 10a Nummer 1 zählen ins

besondere übermäßig ängstigende, Gewalt 

befürwortende oder das sozialethische 

Wertebild beeinträchtigende Medien.

(2) Bei der Beurteilung der Entwicklungs

beeinträchtigung können auch außerhalb

der medieninhaltlichen Wirkung liegende 

Umstände der jeweiligen Nutzung des 

Mediums berücksichtigt werden, wenn 

diese auf Dauer angelegter Bestandteil des 

Mediums sind und eine abweichende Ge

samtbeurteilung über eine Kennzeichnung 

nach § 14 Absatz 2a hinaus rechtfertigen.

-

-

 

-

(3) Insbesondere sind nach konkreter Ge

fahrenprognose als erheblich einzustufende 

Risiken für die persönliche Integrität von 

Kindern und Jugendlichen, die im Rahmen 

der Nutzung des Mediums auftreten kön

nen, unter Einbeziehung etwaiger Vorsorg

maßnahmen im Sinne des § 24a Absatz 1 

und 2 angemessen zu berücksichtigen. 

Hierzu zählen insbesondere Risiken durch 

Kommunikations- und Kontaktfunktionen, 

durch Kauffunktionen, durch glücksspielähn

liche Mechanismen, durch Mechanismen 

zur Förderung eines exzessiven Mediennut

zungsverhaltens, durch die Weitergabe von

Bestands- und Nutzungsdaten ohne Einwil

ligung an Dritte sowie durch nicht alters

gerechte Kaufappelle insbesondere durch

werbende Verweise auf andere Medien.

-

-

e-

-

-

 

-

-
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freiwilligen Selbstkontrolle festgestellt hat, 

dass diese Auszüge keine Jugendbeein

trächtigungen enthalten. Der Hinweis ist 

sowohl auf der periodischen Druckschrift als

auch auf dem Bildträger vor dem Vertrieb 

mit einem deutlich sichtbaren Zeichen anzu

bringen. Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entspre

chend. Die Berechtigung nach Satz 1 kann 

die oberste Landesbehörde für einzelne

Anbieter ausschließen.

-

 

-

-

 

§ 13 Bildschirmspielgeräte

(1) Das Spielen an elektronischen Bildschirm

spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeit, die 

öffentlich aufgestellt sind, darf Kindern und 

Jugendlichen ohne Begleitung einer perso

nensorgeberechtigten oder erziehungsbeauf

tragten Person nur gestattet werden, wenn 

die Programme von der obersten Landes

behörde oder einer Organisation der frei

willigen Selbstkontrolle im Rahmen des Ver

fahrens nach § 14 Abs. 6 für ihre Altersstufe

freigegeben und gekennzeichnet worden 

sind oder wenn es sich um Informations-, 

Instruktions- oder Lehrprogramme handelt, 

die vom Anbieter mit „Infoprogramm” oder 

„Lehrprogramm” gekennzeichnet sind.

-

-

-

-

-

-

 

(2) Elektronische Bildschirmspielgeräte 

dürfen

1. auf Kindern oder J ugendlichen zugäng

lichen öffentlichen Verkehrsflächen,

-

2. außerhalb v on gewerblich oder in 

 sonstiger Weise beruflich oder geschäft

lich genutzten Räumen oder

-

3. in deren unbeaufsic htigten Zugängen, 

Vorräumen oder Fluren nur aufgestellt 

werden, wenn ihre Programme für Kinder 

ab sechs Jahren freigegeben und ge

kennzeichnet oder nach § 14 Abs. 7 mit 

„Infoprogramm” oder „Lehrprogramm”

gekennzeichnet sind.

-

  

(3) Auf das Anbringen der Kennzeichnungen 

auf Bildschirmspielgeräten findet § 12 Abs. 2 

Satz 1 bis 3 entsprechende Anwendung.

§ 14 Kennzeichnung von Filmen  

und Film- und Spielprogrammen

(1) Filme und Spielprogramme dürfen nicht 

für Kinder und Jugendliche freigegeben 

werden, wenn sie für Kinder und Jugend

liche in der jeweiligen Altersstufe entwick

lungsbeeinträchtigend sind. 

-

-

(2) Die oberste Landesbehörde oder eine 

Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle 

im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 6 

kennzeichnet die Filme und Spielprogram

me mit

-

1. „Freigegeben ohne Altersbeschränkung”,

2. „Freigegeben ab sechs Jahren”,

3. „Freigegeben ab zwölf Jahren”,

4. „Freigegeben ab sechzehn Jahren”,

5. „Keine Jugendfreigabe”.

(2a) Die oberste Landesbehörde oder eine 

Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle 

soll im Rahmen des Verfahrens nach Ab

satz 6 über die Altersstufen des Absatzes 2 

hinaus Filme und Spielprogramme mit 

Symbolen und weiteren Mitteln

-

 kennzeich-

Person in der Öffentlichkeit nur zugänglich 

gemacht werden, wenn die Programme 

von der obersten Landesbehörde oder ei

ner Organisation der freiwilligen Selbstkon

trolle im Rahmen des Verfahrens nach § 14

Abs. 6 für ihre Altersstufe freigegeben und

gekennzeichnet worden sind oder wenn 

es sich um Informations-, Instruktions- und 

Lehrprogramme handelt, die vom Anbieter 

mit „Infoprogramm” oder „Lehrprogramm“ 

gekennzeichnet sind.

-

-

 

 

(2) Auf die Kennzeichnungen nach Absatz 

1 ist auf dem Bildträger und der Hülle mit 

 einem deutlich sichtbaren Zeichen hinzu

weisen. Das Zeichen ist auf der Frontseite 

der Hülle links unten auf einer Fläche von 

mindestens 1.200 Quadratmillimetern und 

dem Bildträger auf einer Fläche von min

destens 250 Quadratmillimetern anzubrin

gen. Die oberste Landesbehörde kann

-

-

-

1. Näheres über Inhalt, Größe, F orm, Farbe 

und Anbringung der Zeichen anordnen 

und

2. A usnahmen für die Anbringung auf dem 

Bildträger oder der Hülle genehmigen.

Anbieter von Telemedien, die Filme und 

Spielprogramme verbreiten, müssen auf 

eine vorhandene Kennzeichnung in ihrem 

Angebot deutlich hinweisen.

(3) Bildträger, die nicht oder mit „Keine 

Jugendfreigabe” nach § 14 Abs. 2 von 

der obersten Landesbehörde oder einer 

Organisation der freiwilligen Selbstkont

rolle im Rahmen des Verfahrens nach § 14 

-

Abs. 6 oder nach § 14 Abs. 7 vom Anbieter 

gekennzeichnet sind, dürfen

1. einem Kind oder einer jugendlic hen Per

son nicht angeboten, überlassen oder 

sonst zugänglich gemacht werden,

-

2. nic ht im Einzelhandel außerhalb von Ge

schäftsräumen, in Kiosken oder anderen 

Verkaufsstellen, die Kunden nicht zu 

betreten pflegen, oder im Versandhandel 

angeboten oder überlassen werden.

-

(4) Automaten zur Abgabe bespielter Bild

träger dürfen

-

1. auf Kindern oder J ugendlichen zugängli

chen öffentlichen Verkehrsflächen,

-

2. außerhalb v on gewerblich oder in sons

tiger Weise beruflich oder geschäftlich 

genutzten Räumen oder

-

3. in deren unbeaufsic htigten Zugängen, 

Vorräumen oder Fluren nur aufgestellt 

werden, wenn ausschließlich nach § 14

Abs. 2 Nr. 1 bis 4 gekennzeichnete Bild

träger angeboten werden und durch tech

nische Vorkehrungen gesichert ist, dass 

sie von Kindern und Jugendlichen, für 

deren Altersgruppe ihre Programme nicht 

nach § 14 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 freigegeben 

sind, nicht bedient werden können.

 

-

-

(5) Bildträger, die Auszüge von Filmen 

und Spielprogrammen enthalten, dürfen 

abweichend von den Absätzen 1 und 3 im 

Verbund mit periodischen Druckschriften 

nur vertrieben werden, wenn sie mit einem 

Hinweis des Anbieters versehen sind, der 

deutlich macht, dass eine Organisation der 
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(6a) Das gemeinsame Verfahren nach Ab

satz 6 soll vorsehen, dass von der zentralen

Aufsichtsstelle der Länder für den Jugend

medienschutz bestätigte Altersbewertungen 

nach dem Jugendmedienschutz-Staatsver

trag oder Altersbewertungen der Veranstal

ter des öffentlich-rechtlichen Rundfunks als 

Freigaben im Sinne des Absatzes 6 Satz 2 

wirken, sofern dies mit der Spruchpraxis der

obersten Landesbehörden nicht unvereinbar

ist. Die Absätze 3 und 4 bleiben unberührt.

-

 

-

-

-

 

 

(7) Filme und Spielprogramme zu Infor

mations-, Instruktions- oder Lehrzwecken 

dürfen vom Anbieter mit „Infoprogramm” 

oder „Lehrprogramm” nur gekennzeichnet 

werden, wenn sie offensichtlich nicht die 

Entwicklung oder Erziehung von Kindern 

und Jugendlichen beeinträchtigen. Die Ab

sätze 1 bis 5 finden keine Anwendung. Die 

oberste Landesbehörde kann das Recht zur 

Anbieterkennzeichnung für einzelne Anbieter 

oder für besondere Filme und Spielprogram

me ausschließen und durch den Anbieter 

vorgenommene Kennzeichnungen aufheben.

-

-

-

(8) Enthalten Filme, Bildträger oder Bild

schirmspielgeräte neben den zu kennzeich

nenden Filmen oder Spielprogrammen 

Titel, Zusätze oder weitere Darstellungen 

in Texten, Bildern oder Tönen, bei denen in

Betracht kommt, dass sie die Entwicklung

oder Erziehung von Kindern oder Jugendli

chen beeinträchtigen, so sind diese bei der 

Entscheidung über die Kennzeichnung mit 

zu berücksichtigen.

-

-

 

 

-

(9) Die Absätze 1 bis 6 und 8 gelten für 

die Kennzeichnung von zur Verbreitung in 

Telemedien bestimmten und kennzeich

nungsfähigen Filmen und Spielprogrammen 

entsprechend. 

-

(10) Die oberste Landesbehörde kann Nä

heres über die Ausgestaltung und Anbrin

gung der Kennzeichnung nach § 14a Absatz 

1 mit den Einrichtungen der freiwilligen 

Selbstkontrolle vereinbaren.

-

-

§ 14a Kennzeichnung bei Film- und 

Spielplattformen

(1) Film- und Spielplattformen sind Dienste

anbieter, die Filme oder Spielprogramme 

in einem Gesamtangebot zusammenfas

sen und mit Gewinnerzielungsabsicht als 

eigene Inhalte zum individuellen Abruf zu 

einem von den Nutzerinnen und Nutzern 

gewählten Zeitpunkt bereithalten. Film- und

Spielplattformen nach Satz 1 dürfen einen 

Film oder ein Spielprogramm nur bereithal

ten, wenn sie gemäß den Altersstufen des 

§ 14 Absatz 2 mit einer entsprechenden 

deutlich wahrnehmbaren Kennzeichnung 

versehen sind, die

-

-

 

-

1. im R ahmen des Verfahrens des § 14 

Absatz 6 oder

2.  durch eine nach § 19 des Jugend medien

schutz-Staatsvertrages anerkannte 

Einrichtung der freiwilligen Selbstkontrol

le oder durch einen von einer Einrichtung 

der freiwilligen Selbstkontrolle zertifizier

ten Jugendschutzbeauftragten nach § 7 

-

-

-

nen, mit denen die wesentlichen Gründe 

für die Altersfreigabe des Mediums und 

dessen potenzielle Beeinträchtigung der 

persönlichen Integrität angegeben werden. 

Die oberste Landesbehörde kann Nähe

über die Ausgestaltung und Anbringung der 

Symbole und weiteren Mittel anordnen.

(3) Hat ein Film oder ein Spielprogramm 

nach Einschätzung der obersten Landes

behörde oder einer Organisation der 

freiwilligen Selbstkontrolle im Rahmen des 

Verfahrens nach Absatz 6 einen der in § 15 

Abs. 2 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Inhalte oder 

ist es in die Liste nach § 18 aufgenommen, 

wird es nicht gekennzeichnet. Die obers

te Landesbehörde hat Tatsachen, die auf

einen Verstoß gegen § 15 Abs. 1 schließen 

lassen, der zuständigen Strafverfolgungsbe

hörde mitzuteilen.

res 

-

-

 

-

(4) Ist ein Film oder ein Spielprogramm mit 

einem in die Liste nach § 18 aufgenomme

nen Medium ganz oder im Wesentlichen 

inhaltsgleich, ist die Kennzeichnung ausge

schlossen. Über das Vorliegen einer Inhalts

gleichheit die Prüfstelle für jugendgefähr

dende Medien. Satz 1 gilt entsprechend,

wenn die Voraussetzungen für eine Aufnah

me in die Liste vorliegen. In Zweifelsfällen 

führt die oberste Landesbehörde oder eine

Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle

im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 6 

eine Entscheidung der Prüfstelle für jugend

gefährdende Medien herbei.

-

-

-

-

 

-

 

 

-

(4a) Absatz 4 gilt nicht für Freigabeentschei

dungen nach § 11 Absatz 1.

-

(5) Die Kennzeichnungen von Filmen gelten 

auch für die Vorführung in öffentlichen 

Filmveranstaltungen von inhaltsgleichen 

Filmen, wenn und soweit die obersten Lan

desbehörden nicht in der Vereinbarung zum 

Verfahren nach Absatz 6 etwas Anderes 

bestimmen. Die Kennzeichnung von Filmen 

für öffentliche Filmveranstaltungen können 

auf inhaltsgleiche Filme für Bildträger, 

Bildschirmspielgeräte und Telemedien über

tragen werden; Absatz 4 gilt entsprechend.

-

-

(6) Die obersten Landesbehörden können 

ein gemeinsames Verfahren für die Frei

gabe und Kennzeichnung der Filme sowie

Spielprogramme auf der Grundlage der Er

gebnisse der Prüfung durch von Verbänden 

der Wirtschaft getragene oder unterstützte 

Organisationen freiwilliger Selbstkontrolle 

vereinbaren. Im Rahmen dieser Verein

barung kann bestimmt werden, dass die 

Freigaben und Kennzeichnungen durch eine 

Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle 

Freigaben und Kennzeichnungen der obers

ten Landesbehörden aller Länder sind, 

soweit nicht eine oberste Landesbehörde 

für ihren Bereich eine abweichende Ent

scheidung trifft. Nach den Bestimmungen 

des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 

anerkannte Einrichtungen der freiwilligen 

Selbstkontrolle können nach den Sätzen 1 

und 2 eine Vereinbarung mit den obersten 

Landesbehörden schließen. 

-

 

-

-

-

-
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(1a) Medien, deren Aufnahme in die Liste 

jugendgefährdender Medien nach § 24 Ab

satz 3 Satz 1 bekannt gemacht ist, dürfen als 

Telemedien nicht an einem Ort, der Kindern 

oder Jugendlichen zugänglich ist oder von 

ihnen eingesehen werden kann, vorgeführt 

werden.

-

(2) Den Beschränkungen des Absatzes 1 

unterliegen, ohne dass es einer Aufnahme in 

die Liste und einer Bekanntmachung bedarf, 

schwer jugendgefährdende Trägermedien, 

die

1. einen der in § 86, § 1 30, § 130a, § 131, 

§ 184, § 184a, § 184b oder § 184c des 

Strafgesetzbuches bezeichneten Inhalte 

haben,

2.  den Krieg verherrlichen,

3. Mensc hen, die sterben oder schweren 

körperlichen oder seelischen Leiden 

ausgesetzt sind oder waren, in einer die 

Menschenwürde verletzenden Weise dar

stellen und ein tatsächliches Geschehen 

wiedergeben, ohne dass ein überwie

gendes berechtigtes Interesse gerade

an dieser Form der Berichterstattung 

vorliegt,

-

-

 

3a. besonders realistisc he, grausame 

und reißerische Darstellungen selbst

zweckhafter Gewalt beinhalten, die das 

Geschehen beherrschen,

-

4. Kinder oder J ugendliche in unnatürlicher, 

geschlechtsbetonter Körperhaltung dar

stellen oder

-

5. of fensichtlich geeignet sind, die Ent

wicklung von Kindern oder Jugendlichen 

oder ihre Erziehung zu einer eigenver

antwortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit schwer zu gefährden.

-

-

(3) Den Beschränkungen des Absatzes 

1 unterliegen auch, ohne dass es einer 

Aufnahme in die Liste und einer Bekanntma

chung bedarf, Trägermedien, die mit einem 

Medium, dessen Aufnahme in die Liste 

bekannt gemacht ist, ganz oder im Wesentli

chen inhaltsgleich sind.

-

-

(4) Die Liste der jugendgefährdenden Medien  

darf nicht zum Zweck der geschäft lichen Wer

bung abgedruckt oder veröffentlicht werden.

(5) Bei geschäftlicher Werbung für Trägerme

dien darf nicht darauf hingewiesen werden,

dass ein Verfahren zur Aufnahme des Medi

ums oder eines inhaltsgleichen Mediums in 

die Liste anhängig ist oder gewesen ist.

(6) Soweit die Lieferung erfolgen darf, 

haben Gewerbetreibende vor Abgabe an 

den Handel die Händler auf die Vertriebs

beschränkungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 6 

hinzuweisen.

-

-

 

-

-

§ 16 Landesrecht 

Die Länder können im Bereich der Tele

medien über dieses Gesetz hinausgehende 

 Regelungen zum Jugendschutz treffen. 

Die an die Inhalte von Telemedien zu 

richtenden besonderen Anforderungen er

geben sich aus dem Jugendmedienschutz

Staatsvertrag.

-

-

-

des Jugendmedienschutz-Staatsvertra

ges oder,

-

3. w enn keine Kennzeichnung im Sinne der 

Nummer 1 oder 2 gegeben ist, durch 

ein von den obersten Landesbehörden 

anerkanntes automatisiertes Bewer-

tungssystem einer im Rahmen einer 

Vereinbarung nach § 14 Absatz 6 tätigen 

Einrichtung der freiwilligen Selbstkont

rolle vorgenommen wurde. Die §§ 10b 

und 14 Absatz 2a gelten entsprechend.

-

(2) Der Diensteanbieter ist von der Pflicht 

nach Absatz 1 Satz 2 befreit, wenn die Film

oder Spielplattform im Inland nachweislich 

weniger als eine Million Nutzerinnen und 

Nutzer hat. Die Pflicht besteht zudem bei 

Filmen und Spielprogrammen nicht, bei de

nen sichergestellt ist, dass sie ausschließlich 

Erwachsenen zugänglich gemacht werden.

(3) Die Vorschrift findet auch auf Dienste

anbieter Anwendung, deren Sitzland nicht

Deutschland ist. Die §§ 2a und 3 des Tele

mediengesetzes bleiben unberührt.

- 

-

-

 

-

§ 15 Jugendgefährdende Trägermedien

(1) Medien, deren Aufnahme in die Liste 

jugendgefährdender Medien nach § 24 

Abs. 3 Satz 1 bekannt gemacht ist, dürfen 

als Trägermedien nicht

1. einem Kind oder einer jugendlic hen Per

son angeboten, überlassen oder sonst 

zugänglich gemacht werden,

-

2. an einem Ort, der Kindern oder J ugend

lichen zugänglich ist oder von ihnen 

-

eingesehen werden kann, ausgestellt, 

angeschlagen, vorgeführt oder sonst 

zugänglich gemacht werden,

3. im Einz elhandel außerhalb von Ge

schäftsräumen, in Kiosken oder anderen 

Verkaufsstellen, die Kunden nicht zu be

treten pflegen, im Versandhandel oder in 

gewerblichen Leihbüchereien oder Lese

zirkeln einer anderen Person angeboten

oder überlassen werden,

-

-

-

 

4. im W ege gewerblicher Vermietung oder 

vergleichbarer gewerblicher Gewährung 

des Gebrauchs, ausgenommen in Laden

geschäften, die Kindern und Jugendli

chen nicht zugänglich sind und von ihnen 

nicht eingesehen werden können, einer 

anderen Person angeboten oder überlas

sen werden,

-

-

-

5. im W ege des Versandhandels eingeführt 

werden,

6. öf fentlich an einem Ort, der Kindern oder 

Jugendlichen zugänglich ist oder von 

ihnen eingesehen werden kann, oder 

durch Verbreiten von Träger oder Tele me

dien außerhalb des Geschäftsverkehrs 

mit dem einschlägigen Handel ange

boten, angekündigt oder angepriesen 

werden,

-

-

7. hergestellt, bez ogen, geliefert, vorrätig 

gehalten oder eingeführt werden, um sie 

oder aus ihnen gewonnene Stücke im 

Sinne der Nummern 1 bis 6 zu verwen

den oder einer anderen Person eine 

solche Verwendung zu ermöglichen.

-
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nach Absatz 5 Satz 1 aufgehoben wurde, hat

sie unverzüglich von Amts wegen zu prüfen, 

ob die Voraussetzung für den Verbleib des 

Mediums in der Liste weiterhin vorliegen. 

(6) Die Prüfstelle für jugendgefährdende 

Medien schätzt in ihren Entscheidungen ein,

ob ein Medium einen der in den §§ 86, 130, 

130a, 131, 184, 184a, 184b oder 184c des 

Strafgesetzbuches genannten Inhalte hat. 

Im Bejahungsfall hat sie ihre auch insoweit 

begründete Entscheidung der zuständigen 

Strafverfolgungsbehörde zuzuleiten.

 

 

(7) Medien sind aus der Liste zu streichen, 

wenn die Voraussetzungen für eine Auf

nahme nicht mehr vorliegen. Nach Ablauf 

von 25 Jahren verliert eine Aufnahme in die 

Liste ihre Wirkung.

-

(8) Auf Filme und Spielprogramme, die nach 

§ 14 Abs.2 Nr. 1 bis 5, auch in Verbindung 

mit § 14 Absatz 9 gekennzeichnet sind, 

findet Absatz 1 keine Anwendung. Absatz 1 

ist außerdem nicht anzuwenden, wenn die 

zentrale Aufsichtsstelle der Länder für den 

Jugendmedienschutz über das Telemedium 

zuvor eine Entscheidung dahin gehend 

getroffen hat, dass die Voraussetzungen für 

die Aufnahme in die Liste jugendgefährden

der Medien nach Absatz 1 nicht vorliegen. 

Hat eine anerkannte Einrichtung der Selbst

kontrolle das Telemedium zuvor bewertet, 

so findet Absatz 1 nur dann Anwendung

wenn die zentrale Aufsichtsstelle der Länder 

für den Jugendmedienschutz die Voraus

setzungen für die Aufnahme in die Liste

-

-

, 

-

 

jugendgefährdender Medien nach Absatz 

1 für gegeben hält oder eine Entscheidung 

der zentralen Aufsichtsstelle der Länder für 

den Jugendmedienschutz nicht vorliegt.

§ 21 Verfahren der Prüfstelle für jugend

gefährdende Medien

-

(1) Die Prüfstelle für jugendgefährdende 

Medien wird in der Regel auf Antrag tätig.

(2) Antragsberechtigt sind das Bundes

ministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend, die obersten Landesjugend

behörden, die zentrale Aufsichtsstelle der 

Länder für den Jugendmedienschutz, die 

Landesjugendämter, die Jugendämter, die 

anerkannten Einrichtungen der freiwilligen 

Selbstkontrolle, die aus Mitteln des Bundes, 

der Länder oder der Landesmedienanstal

ten geförderten Internet-Beschwerdestellen

sowie für den Antrag auf Streichung aus der 

Liste und für den Antrag auf Feststellung, 

dass ein Medium nicht mit einem bereits 

in die Liste aufgenommenen Medium ganz 

oder im Wesentlichen inhaltsgleich ist, auch 

die in Absatz 7 genannten Personen.

-

-

-

 

(3) Kommt eine Listenaufnahme oder eine 

Streichung aus der Liste offensichtlich nicht 

in Betracht, so kann die oder der Vorsitzen

de das Verfahren einstellen.

-

(4) Die Prüfstelle für jugendgefährdende 

Medien wird von Amts wegen tätig, wenn 

eine in Absatz 2 nicht genannte Behörde

oder ein anerkannter Träger der freien Ju

gendhilfe dies anregt und die oder der

 

-

 Vor-

Abschnitt 4 
Bundeszentrale für Kinder- 
und Jugendmedienschutz 

§ 17 Name und Zuständigkeit

(1) Zuständig für die Durchführung der 

Aufgaben, die nach diesem Gesetz in bun

deseigener Verwaltung ausgeführt werden,

ist die Bundesprüfstelle für jugendgefähr

dende Medien als selbstständige Bundes

oberbehörde, sie erhält die Bezeichnung 

„Bundeszentrale für Kinder- und Jugend

medienschutz“ (Bundeszentrale) und unter

steht dem Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend.

(2) Die Bundeszentrale wird von einer 

Direktorin oder einem Direktor geleitet 

(Behördenleitung).

(…)

-

 

-

-

-

-

§ 18 Liste jugendgefährdender Medien

(1) Medien, die geeignet sind, die Entwick

lung von Kindern oder Jugendlichen oder 

ihrer Erziehung zu einer eigenverantwort

lichen und gemeinschaftsfähigen Persön

lichkeit zu gefährden, sind von der Bundes

zentrale nach Entscheidung der Prüfstelle 

für jugendgefährdende Medien in eine Liste 

(Liste jugendgefährdender Medien) aufzu

nehmen. Dazu zählen vor allem unsittliche,

verrohend wirkende, zu Gewalttätigkeit, 

Verbrechen oder Rassenhass anreizende 

Medien sowie Medien, in denen

-

-

-

-

-

 

1. Ge walthandlungen wie Mord- und 

Metzel szenen selbstzweckhaft und 

detailliert dargestellt werden oder

2. Selbstjustiz als einzig be währtes Mittel 

zur Durchsetzung der vermeintlichen 

Gerechtigkeit nahe gelegt wird.

(2) weggefallen

(3) Ein Medium darf nicht in die Liste auf

genommen werden

-

1. allein w egen seines politischen, sozia

len, religiösen oder weltanschaulichen 

Inhalts, wenn es der Kunst oder der 

Wissenschaft, der Forschung oder der 

Lehre dient,

-

2. w enn es im öffentlichen Interesse liegt, 

es sei denn, dass die Art der Darstellung 

zu beanstanden ist.

3. w enn es im öffentlichen Interesse liegt, 

es sei denn, dass die Art der Darstellung 

zu beanstanden ist.

(4) In Fällen von geringer Bedeutung kann 

davon abgesehen werden, ein Medium in 

die Liste aufzunehmen.

(5) Medien sind in die Liste aufzunehmen, 

wenn ein Gericht in einer rechtskräftigen 

Entscheidung festgestellt hat, dass das 

Medium einen der in § 86, § 130, § 130a, 

§ 131, § 184, § 184a, § 184b oder § 184c 

des Strafgesetzbuches bezeichneten 

Inhalte hat. § 21 Absatz 5 Nummer 2 bleibt 

unberührt.

(5a) Erlangt die Prüfstelle für jugendgefähr

dende Medien davon Kenntnis, dass eine 

den Listeneintrag auslösende Entscheidung 

-
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Integrität durch nutzergenerierte Infor

mationen dem Diensteanbieter melden 

können;

-

3. die B ereitstellung eines Einstufungs

systems für nutzergenerierte audio

visuelle Inhalte, mit dem Nutzerinnen 

und Nutzer im Zusammenhang mit der 

Generierung standardmäßig insbeson

dere dazu aufgefordert werden, die 

Eignung eines Inhalts entsprechend der 

Altersstufe „ab 18 Jahren“ als nur für 

Erwachsene zu bewerten;

-

-

-

4. die B ereitstellung technischer Mittel zur 

Altersverifikation für nutzergenerierte 

audiovisuelle Inhalte, die die Nutzerin 

oder der Nutzer im Zusammenhang 

mit der Generierung entsprechend der 

Altersstufe „ab 18 Jahren“ als nur für 

Erwachsene geeignet bewertet hat;

5. der leic ht auffindbare Hinweis auf an

bieterunabhängige Beratungsangebote,

Hilfe- und Meldemöglichkeiten;

-

 

6.  die Bereitstellung technischer Mittel zur 

Steuerung und Begleitung der Nutzung 

der Angebote durch personensorge

berechtigte Personen;

-

7. die Einric htung von Voreinstellungen, die 

Nutzungsrisiken für Kinder und Jugend

liche unter Berücksichtigung ihres Alters 

begrenzen, indem insbesondere ohne 

ausdrückliche anderslautende Einwilli

gung

-

-

 a)  Nutzerprofile weder durch Such

dienste aufgefunden werden können 

-

noch für nicht angemeldete Personen 

einsehbar sind,

 b)  Standort- und Kontaktdaten und die 

Kommunikation mit anderen Nutzerin

nen und Nutzern nicht veröffentlicht 

werden,

-

 c)  die Kommunikation mit anderen Nut

zerinnen und Nutzern auf einen von 

den Nutzerinnen und Nutzern vorab 

selbst gewählten Kreis eingeschränkt 

ist und

-

 d)  die Nutzung anonym oder unter 

Pseudonym erfolgt; 

8. die  Verwendung von Bestimmungen in 

den Allgemeinen Geschäftsbedingun

gen, die die für die Nutzung wesentli

chen Bestimmungen der Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen in kindgerechter 

Weise darstellen.

-

-

(3) Der Diensteanbieter ist von der Pflicht 

nach Absatz 1 befreit, wenn das Angebot 

im Inland nachweislich weniger als eine 

Million Nutzerinnen und Nutzer hat.

(4) Die Vorschrift findet auch auf Dienste

anbieter Anwendung, deren Sitzland nicht 

Deutschland ist. Die Bestimmungen des 

Netzwerkdurchsetzungsgesetzes vom 

1. September 2017 (BGBl. I S. 3352) in der 

jeweils geltenden Fassung gehen vor. Wei

tergehende Anforderungen dieses Geset

zes zur Wahrung der Schutzziele des § 10a 

Nummer 1 bis 3 bleiben unberührt. Die 

§§ 2a und 3 des Telemediengesetzes sowie 

die Bestimmungen der Verordnung (EU)

-

-

-

 

sitzende der Bundesprüfstelle für jugend

gefährdende Medien die Durchführung des

Verfahrens im Interesse des Jugendschut

zes für geboten hält.

-

 

-

(4a) Anträge und Anregungen, die sich auf 

Medien beziehen, die bei Kindern und Ju

gendlichen besonders verbreitet sind oder 

durch die die Belange des Jugendschutzes 

in besonderem Maße betroffen scheinen, 

können vorrangig behandelt werden. 

(…)

-

§ 22 Aufnahme periodisch erscheinender 

Medien in die Liste jugendgefährdender 

Medien

Periodisch erscheinende Medien können 

auf die Dauer von drei bis zwölf Monaten

in die Liste jugendgefährdender Medien 

aufgenommen werden, wenn innerhalb von 

zwölf Monaten mehr als zwei ihrer Folgen 

in die Liste aufgenommen worden sind. 

Dies gilt nicht für Tageszeitungen und poli

tische Zeitschriften sowie für deren digitale 

Ausgaben.

(…)

 

-

§ 24a Vorsorgemaßnahmen

(1) Diensteanbieter, die fremde Informa

tionen für Nutzerinnen und Nutzer mit 

Gewinnerzielungsabsicht speichern oder 

bereitstellen, haben unbeschadet des § 7 

Absatz 2 und des § 10 des Telemedien

gesetzes durch angemessene und wirksa

me strukturelle Vorsorgemaßnahmen 

-

-

-

dafür 

Sorge zu tragen, dass die Schutzziele des 

§ 10a Nummer 1 bis 3 gewahrt werden. 

Die Pflicht nach Satz 1 besteht nicht für 

Diensteanbieter, deren Angebote sich nicht 

an Kinder und Jugendliche richten und von 

diesen üblicherweise nicht genutzt werden 

sowie für journalistisch-redaktionell gestal

tete Angebote, die vom Diensteanbieter 

selbst verantwortet werden. 

-

(2) Als Vorsorgemaßnahmen kommen 

insbesondere in Betracht:

1. die B ereitstellung eines Melde- und 

Abhilfeverfahrens, mit dem Nutzerinnen 

und Nutzer Beschwerden über

 a)  unzulässige Angebote nach § 4 des 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 

oder

 b)  entwicklungsbeeinträchtigende 

Angebote nach § 5 Absatz 1 und 2 

des Jugendmedienschutz-Staatsver

trages, die der Diensteanbieter der 

Allgemeinheit bereitstellt, ohne seiner 

Verpflichtung aus § 5 Absatz 1 des 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 

durch Maßnahmen nach § 5 Absatz 3 

bis 5 des Jugendmedienschutz-

Staatsvertrages nachzukommen 

übermitteln können;

-

2. die B ereitstellung eines Melde- und Ab

hilfeverfahrens mit einer für Kinder und

Jugendliche geeigneten Benutzerfüh

rung, im Rahmen dessen insbesondere 

minderjährige Nutzer und Nutzerinnen 

Beeinträchtigungen ihrer persönlichen 

-

 

-
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4. entgegen § 1 5 Abs. 5 bei geschäftlicher 

Werbung einen dort genannten Hinweis 

gibt oder

5. einer v ollziehbaren Entscheidung nach 

§ 21 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 zuwiderhandelt.

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Veranstal

ter oder Gewerbetreibender

-

1. eine in § 28  Abs. 1 Nr. 4 bis 18 oder 

19 bezeichnete vorsätzliche Handlung 

 begeht und dadurch wenigstens leicht

fertig ein Kind oder eine jugendliche Per

son in der körperlichen, geistigen oder 

sittlichen Entwicklung schwer gefährdet 

oder 

-

-

2. eine in § 28  Abs. 1 Nr. 4 bis 18 oder 19 

bezeichnete vorsätzliche Handlung aus 

Gewinnsucht begeht oder beharrlich 

wiederholt.

(3) Wird die Tat in den Fällen

1. des  Absatzes 1 Nr. 1 oder

2. des  Absatzes 1 Nr. 3, 4 oder 5 fahrlässig 

begangen, so ist die Strafe Freiheitsstra

fe bis zu sechs Monaten oder Geldstrafe 

bis zu hundertachtzig Tagessätzen.

-

(4) Absatz 1 Nummer 1 und 2 und Absatz 3 

Nummer 1 sind nicht anzuwenden, wenn 

eine personensorgeberechtigte Person 

oder eine Person, die im Einverständnis mit 

einer personensorgeberechtigten Person 

handelt, das Medium einem Kind oder einer 

jugendlichen Person anbietet, überlässt, 

zugänglich macht oder vorführt. Dies gilt 

nicht, wenn die personensorgeberechtigte 

Person durch das Erteilen des Einverständ-

nisses, das Anbieten, Überlassen, Zugäng

lichmachen oder Vorführen ihre Erziehungs

pflicht gröblich verletzt.

-

-

§ 28 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veran

stalter oder Gewerbetreibender vorsätzlich 

oder fahrlässig

-

1. entgegen § 3  Abs. 1 die für seine 

Betriebseinrichtung oder Veranstaltung 

geltenden Vorschriften nicht, nicht richtig 

oder nicht in der vorgeschriebenen 

Weise bekannt macht,

2. entgegen § 3  Abs. 2 Satz 1 eine Kenn

zeichnung verwendet,

-

3. entgegen § 3  Abs. 2 Satz 2 einen 

Hinweis nicht, nicht richtig oder nicht 

rechtzeitig gibt,

4. entgegen § 3  Abs. 2 Satz 3 einen 

Hinweis gibt, einen Film oder Spielpro

gramm ankündigt oder für einen Film 

oder ein Film- oder ein Spielprogramm

wirbt,

-

 

5. entgegen § 4  Abs. 1 oder 3 einem Kind 

oder einer jugendlichen Person den 

Aufenthalt in einer Gaststätte gestattet,

6. entgegen § 5  Abs. 1 einem Kind oder 

einer jugendlichen Person die Anwesen

heit bei einer öffentlichen Tanzveranstal

tung gestattet,

-

-

7. entgegen § 6  Abs. 1 einem Kind oder 

einer jugendlichen Person die Anwesen

heit in einer öffentlichen Spielhalle oder

einem dort genannten Raum gestattet,

-

 

2016/679 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten, zum freien Da

tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie

95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 

(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 

22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, 

S. 2) bleiben unberührt.

-

 

§ 24b Überprüfung der Vorsorge

maßnahmen

-

(1) Die Bundeszentrale überprüft die Um

setzung, die konkrete Ausgestaltung und 

die Angemessenheit der von Dienstean

bietern nach § 24a Absatz 1 zu treffenden 

Vorsorgemaßnahmen. Das gemeinsame 

Kompetenzzentrum von Bund und Ländern 

für den Jugendmedienschutz im Internet 

„jugendschutz.net“ nimmt erste Einschät

zungen der von den Diensteanbietern 

getroffenen Vorsorgemaßnahmen vor. „ju

gendschutz.net“ unterrichtet die Bundes

zentrale über seine ersten Einschätzungen 

nach Satz 2. Im Rahmen der Prüfung nach 

Satz 1 berücksichtigt die Bundeszentrale die 

Stellungnahme der zentralen Aufsichtsstelle 

der Länder für den Jugendmedienschutz.

-

-

-

-

-

(2) Der Diensteanbieter kann die Pflicht 

nach § 24a Absatz 1 erfüllen, indem er in 

einer Leitlinie Maßnahmen festlegt und 

umsetzt, welche die Vorsorgemaßnahmen 

nach § 24a Absatz 1 für seinen Bereich 

konkretisieren und die Leitlinie

1. mit einer nac h den Bestimmungen des 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 

anerkannten Einrichtung der freiwilligen 

Selbstkontrolle, bei der der Dienste

anbieter Mitglied ist, vereinbart wurde,

-

2. der Bundesz entrale zur Beurteilung der 

Angemessenheit gemäß § 24a Absatz 1 

vorgelegt wurde und

3. nac h Bestätigung der Angemessenheit 

durch die Bundeszentrale veröffentlicht 

wurde (§ 24c Absatz 2).

(…)

Abschnitt 6 
Ahndung von Verstößen 

§ 27 Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. entgegen § 1 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 oder 6, 

jeweils auch in Verbindung mit Abs. 2, 

oder entgegen § 15 Absatz 1a ein dort 

genanntes Medium anbietet, überlässt, 

zugänglich macht, ausstellt, anschlägt, 

vorführt, einführt, ankündigt oder an

preist,

-

2. entgegen § 1 5 Abs. 1 Nr. 7, auch in 

 Verbindung mit Abs. 2, ein Träger

medium herstellt, bezieht, liefert, 

 vorrätig hält oder einführt,

-

3. entgegen § 1 5 Abs. 4 die Liste der 

jugendgefährdenden Medien abdruckt 

oder veröffentlicht,
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programm” oder „Lehrprogramm” 

kennzeichnet.

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig

1. entgegen § 1 2 Abs. 2 Satz 4 einen Hin

weis nicht, nicht richtig oder nicht in der

vorgeschriebenen Weise gibt,

-

 

2. entgegen § 1 4a Absatz 1 Satz 2 einen 

Film oder ein Spielprogramm bereithält, 

3. entgegen § 24  Abs. 5 Satz 2 eine Mittei

lung verwendet,

-

4. einer v ollziehbaren Anordnung nach § 24b 

Absatz 4 Satz 1 zuwiderhandelt oder

5. entgegen § 24d Satz 1 nic ht sicherstellt, 

dass ein Empfangsbevollmächtigter im 

Inland benannt ist. 

(4) Ordnungswidrig handelt, wer als Person 

über 18 Jahren ein Verhalten eines Kindes 

oder einer jugendlichen Person herbeiführt 

oder fördert, das durch ein in Absatz 1 Nr. 5 

bis 8, 10, 12, 14 bis 16 oder 19 oder in § 27 

Abs. 1 Nr. 1 oder 2 bezeichnetes oder in 

§ 12 Abs. 3 Nr. 1 enthaltenes Verbot oder 

durch eine vollziehbare Anordnung nach § 7 

Satz 1 verhindert werden soll. Hinsichtlich 

des Verbots in § 12 Abs. 3 Nr. 1 gilt dies 

nicht für die personensorgeberechtigte 

Person und für eine Person, die im Einver

ständnis mit der personensorgeberechtig

ten Person handelt.

-

-

(5) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 

Fällen des Absatzes 3 Nummer 4 mit einer 

Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro und in 

den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis 

zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

§ 30 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten ist für die Fälle des 

Absatzes 3 Nummer 4 anzuwenden.

(6) In den Fällen des Absatzes 3 Nummer 2, 

4 und 5 kann die Ordnungswidrigkeit auch 

dann geahndet werden, wenn sie nicht im 

Geltungsbereich dieses Gesetzes began

gen wird.

-

(7) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 

Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen 

des Absatzes 3 Nummer 2, 4 und 5 die

Bundeszentrale für Kinder- und Jugend

medienschutz.

(…)

 

-

8. entgegen § 6  Abs. 2 einem Kind oder 

einer jugendlichen Person die Teilnahme 

an einem Spiel mit Gewinnmöglichkeit 

gestattet,

9. einer v ollziehbaren Anordnung nach § 7 

Satz 1 zuwiderhandelt,

10. entgegen § 9  Abs. 1 ein alkoholisches

Getränk an ein Kind oder eine jugendli

che Person abgibt oder ihm oder ihr den 

Verzehr gestattet,

 

-

11. entgegen § 9  Abs. 3 Satz 1 ein alkoho

lisches Getränk in einem Automaten 

anbietet,

-

11a. entgegen § 9  Abs. 4 alkoholhaltige 

Süßgetränke in den Verkehr bringt,

12. entgegen § 1 0 Absatz 1, auch in Verbin

dung mit Absatz 4, ein dort genanntes 

Produkt an ein Kind oder eine jugendli

che Person abgibt oder einem Kind oder 

einer jugendlichen Person das Rauchen 

oder den Konsum gestattet,

-

-

13. entgegen § 1 0 Absatz 2 Satz 1 oder 

Absatz 3, jeweils auch in Verbindung mit 

Absatz 4, ein dort genanntes Produkt 

anbietet oder abgibt,

14. entgegen § 1 1 Abs. 1 oder 3, jeweils 

auch in Verbindung mit Abs. 4 Satz 2, 

einem Kind oder einer jugendlichen 

Person die Anwesenheit bei einer öffent

lichen Filmveranstaltung, einem Werbe

vorspann oder einem Bei programm 

gestattet,

-

-

14a. entgegen § 1 1 Abs. 5 einen Werbefilm 

oder ein Werbeprogramm vorführt,

15. entgegen § 1 2 Abs. 1 einem Kind oder 

einer jugendlichen Person einen Bild

träger zugänglich macht,

-

16. entgegen § 1 2 Abs. 3 Nr. 2 einen Bild

träger anbietet oder überlässt,

-

17. entgegen § 1 2 Abs. 4 oder § 13 Abs. 2 

einen Automaten oder ein Bildschirm

spielgerät aufstellt,

-

18. entgegen § 1 2 Abs. 5 Satz 1 einen Bild

träger vertreibt,

-

19. entgegen § 1 3 Abs. 1 einem Kind oder 

einer jugendlichen Person das Spielen 

an Bildschirmspielgeräten gestattet oder

20. entgegen § 1 5 Abs. 6 einen Hinweis 

nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 

gibt.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer als Anbie

ter vorsätzlich oder fahrlässig

-

1. entgegen § 1 2 Abs. 2 Satz 1 und 2, auch 

in Verbindung mit Abs. 5 Satz 3 oder 

§ 13 Abs. 3, einen Hinweis nicht, nicht 

richtig oder nicht in der vorgeschriebe

nen Weise gibt,

-

2. einer v ollziehbaren Anordnung nach § 12 

Abs. 2 Satz 3 Nr. 1, auch in Verbindung 

mit Abs. 5 Satz 3 oder § 13 Abs. 3, oder 

nach § 14 Abs. 7 Satz 3 zuwiderhandelt,

3. entgegen § 1 2 Abs. 5 Satz 2 einen 

Hinweis nicht, nicht richtig, nicht in der 

vorgeschriebenen Weise oder nicht 

rechtzeitig anbringt oder

4. entgegen § 1 4 Abs. 7 Satz 1 einen Film

oder ein Spielprogramm mit

 

 „Info-
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in Deutschland richten oder in Deutsch

land einen nicht unwesentlichen Teil ihrer 

Refinanzierung erzielen.

-

  

(2) Das Telemediengesetz und die für Tele

medien anwendbaren Bestimmungen des 

Medienstaatsvertrages bleiben unberührt.

-

§ 3 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Staatsvertrages ist

1. Angebot eine Sendung oder der Inhalt  

von Telemedien,

2. Anbieter R undfunkveranstalter oder 

Anbieter von Telemedien.

3. Kind, w er noch nicht 14 Jahre alt ist, 

4. J ugendlicher, wer 14 Jahre, aber noch 

nicht 18 Jahre alt ist. 

§ 4 Unzulässige Angebote 

(1) Unbeschadet strafrechtlicher Verantwort

lichkeit sind Angebote unzulässig, wenn sie

-

1. P ropagandamittel im Sinne des § 86 

des Strafgesetzbuches darstellen, deren 

Inhalt gegen die freiheitliche demokrati

sche Grundordnung oder den Gedanken 

der Völkerverständigung gerichtet ist,

-

2.  Kennzeichen verfassungswidriger 

Organisationen im Sinne des § 86a des 

Strafgesetzbuches verwenden,

3. zum Hass gegen  Teile der Bevölkerung 

oder gegen eine nationale, rassische, 

religiöse oder durch ihr Volkstum 

bestimmte Gruppe aufstacheln, zu Ge

walt- und Willkürmaßnahmen gegen sie 

auffordern oder die Menschenwürde

-

 an-

derer dadurch angreifen, dass Teile der 

Bevölkerung oder eine vorbezeichnete 

Gruppe beschimpft, böswillig verächtlich 

gemacht oder verleumdet werden,

4. eine unter der Her rschaft des National

sozialismus begangene Handlung der in 

§ 6 Abs. 1 des Völkerstrafgesetzbuches 

bezeichneten Art in einer Weise, die 

geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu 

stören, leugnen oder verharmlosen, oder 

den öffentlichen Frieden in einer die Wür

de der Opfer verletzenden Weise dadurch 

stören, dass die nationalsozialistische 

Gewalt- und Willkürherrschaft gebilligt, 

verherrlicht oder gerechtfertigt wird, 

-

-

5. grausame oder sonst unmensc hliche 

Gewalttätigkeiten gegen Menschen in 

einer Art schildern, die eine Verherr

lichung oder Verharmlosung solcher 

Gewalttätigkeiten ausdrückt oder die 

das Grausame oder Unmenschliche des 

Vorgangs in einer die Menschenwürde 

verletzenden Weise darstellt; dies gilt 

auch bei virtuellen Darstellungen,

-

6. als  Anleitung zu einer in § 126 Abs. 1 

des Strafgesetzbuches genannten 

rechtswidrigen Tat dienen,

7. den Krieg v erherrlichen,

8. gegen die Mensc henwürde verstoßen, 

insbesondere durch die Darstellung von 

Menschen, die sterben oder schweren 

körperlichen oder seelischen Leiden 

ausgesetzt sind oder waren, wobei ein 

tatsächliches Geschehen wiedergege-

Staatsvertrag über den 
Schutz der Menschen würde 
und den Jugendschutz in 
Rundfunk und Tele medien 
(Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag – JMStV) 

in Kraft getreten am 1. April 2003 (GVBl. 

2003 S. 147), der zuletzt durch Art. 2 des 

Vertrages vom 14. Dezember 2021 (GVBl. 

2022 S. 313, 396) geändert worden und am 

30. Juni 2022 in Kraft getreten ist.

– Auszüge –

I. Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Zweck des Staatsvertrages 

Zweck des Staatsvertrages ist der einheitli

che Schutz der Kinder und Jugendlichen vor 

Angeboten in elektronischen Informations

und Kommunikationsmedien, die deren 

Entwicklung oder Erziehung beeinträch

tigen oder gefährden, sowie der Schutz 

vor solchen Angeboten in elektronischen 

Informations- und Kommunikationsmedien, 

die die Menschenwürde oder sonstige 

durch das Strafgesetzbuch geschützte 

Rechtsgüter verletzen.

-

- 

-

§ 2 Geltungsbereich 

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für Rundfunk 

und Telemedien im Sinne des Medienstaats

vertrages. Die Vorschriften dieses Staats

vertrages gelten auch für Anbieter, die ihren 

Sitz nach den Vorschriften des Telemedien

gesetzes sowie des Medienstaatsvertrages

nicht in Deutschland haben, soweit die 

Angebote zur Nutzung in Deutschland 

bestimmt sind und unter Beachtung der 

Vorgaben der Artikel 3 und 4 der Richtlinie 

2010/13/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 10. März 2010 zur 

Ko ordinierung bestimmter Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften der Mitgliedst aaten 

über die Bereitstellung audiovisueller 

Medien dienste (Richtlinie über audio

visuelle Medien dienste) (ABl. L 95 vom 

15. April 2010, S. 1), die durch die Richtlinie 

2018/1808/EU (ABl. L 303 vom 28. Novem

ber 2018, S. 69) geändert wurde, sowie des 

Artikels 3 der Richtlinie 2000/31/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche

Aspekte der Dienste der Informationsgesell

schaft, insbesondere des elektronischen Ge

schäftsverkehrs, im Binnenmarkt (Richtlinie 

über den elektronischen Geschäftsverkehr) 

(ABl. L 178 vom 17. Juli 2000, S. 1). Von der 

Bestimmung zur Nutzung in Deutschland 

ist auszugehen, wenn sich die Angebote 

in der Gesamtschau, insbesondere durch 

die verwendete Sprache, die angebotenen 

Inhalte oder Marketingaktivitäten, an Nutzer 

-

-

-

 

-

-

 

-

-
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4. ab 18 Jahren.

(2) Bei Angeboten wird die Eignung zur 

Beeinträchtigung der Entwicklung im 

Sinne von Absatz 1 vermutet, wenn sie 

nach dem Jugendschutzgesetz für Kinder 

oder Jugendliche der jeweiligen Alters

stufe nicht freigegeben sind. Satz 1 gilt 

entsprechend für Angebote, die mit dem 

bewerteten Angebot im Wesentlichen 

inhaltsgleich sind. Die Kommission für 

Jugendmedienschutz (KJM) bestätigt auf 

Antrag die Altersbewertungen, die durch 

eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen 

Selbstkontrolle vorgenommen wurden. Für 

die Prüfung durch die KJM gilt § 20 Abs. 3 

Satz 1 und Abs. 5 Satz 2 entsprechend. Von 

der KJM bestätigte Altersbewertungen von 

anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen 

Selbstkontrolle sind von den obersten Lan

desjugendbehörden für die Freigabe und 

Kennzeichnung inhaltsgleicher oder im We

sentlichen inhaltsgleicher Angebote nach 

dem Jugendschutzgesetz zu übernehmen.

-

-

-

(3) Der Anbieter kann seiner Pflicht aus 

Absatz 1 dadurch entsprechen, dass er

1.  durch technische oder sonstige Mittel 

die Wahrnehmung des Angebots durch 

Kinder oder Jugendliche der betroffe-

nen Altersstufe unmöglich macht oder 

wesentlich erschwert, oder das Angebot 

mit einer Alterskennzeichnung versieht, 

die von geeigneten Jugendschutz

programmen nach § 11 Abs. 1 und 2 

ausgelesen werden kann, oder

-

2. die Zeit, in der die  Angebote verbreitet 

oder zugänglich gemacht werden, so 

wählt, dass Kinder oder Jugendliche der 

betroffenen Altersstufe üblicherweise 

die Angebote nicht wahrnehmen.

Nicht entwicklungsbeeinträchtigende An

gebote können als „ohne Altersbeschrän

kung“ gekennzeichnet und ohne Einschrän

kungen verbreitet werden.

-

-

-

(4) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigende 

Wirkung im Sinne von Absatz 1 auf Kinder 

oder Jugendliche anzunehmen, erfüllt der 

Anbieter seine Verpflichtung nach Absatz 1, 

wenn das Angebot nur zwischen 23 Uhr 

und 6 Uhr verbreitet oder zugänglich 

gemacht wird. Gleiches gilt, wenn eine 

entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung auf 

Kinder oder Jugendliche unter 16 Jahren 

anzunehmen ist, wenn das Angebot nur 

zwischen 22 Uhr und 6 Uhr verbreitet oder 

zugänglich gemacht wird. Ist eine entwick

lungsbeeinträchtigende Wirkung im Sinne

von Absatz 1 auf Kinder unter zwölf Jahren 

anzunehmen, ist bei der Wahl der Sende

zeit dem Wohl jüngerer Kinder Rechnung 

zu tragen.

-

 

-

(5) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigen

de Wirkung im Sinne von Absatz 1 nur 

auf Kinder unter 14 Jahren anzunehmen, 

erfüllt der Anbieter von Telemedien seine 

Verpflichtung nach Absatz 1, wenn das An

gebot getrennt von für Kinder bestimmten 

Angeboten verbreitet wird oder abrufbar ist.

-

-

ben wird, ohne dass ein berechtigtes 

Interesse gerade für diese Form der 

Darstellung oder Berichterstattung vor

liegt; eine Einwilligung ist unbeachtlich,

-

9. Kinder oder J ugendliche in unnatürlich 

geschlechtsbetonter Körperhaltung 

darstellen; dies gilt auch bei virtuellen 

Darstellungen,

10. kinderpornografisc h im Sinne des 

§ 184b Abs. 1 StGB oder jugend

pornografisch im Sinne des § 184c 

Abs. 1 StGB sind oder pornografisch 

sind und Gewalttätigkeiten oder sexuelle 

Handlungen von Menschen mit Tieren 

zum Gegenstand haben; dies gilt auch 

bei virtuellen Darstellungen, oder

-

11. in den  Teilen B und D der Liste nach § 18 

des Jugendschutzgesetzes aufgenom

men sind oder mit einem in dieser Liste 

aufgenommenen Werk ganz oder im 

Wesentlichen inhaltsgleich sind.

-

In den Fällen der Nummern 1 bis 4 und 

6 gilt § 86 Abs. 3 des Strafgesetzbuches, 

im Falle der Nummer 5 § 131 Abs. 2 des 

Strafgesetzbuches entsprechend.

(2) Unbeschadet strafrechtlicher Verantwort

lichkeit sind Angebote ferner unzulässig, 

wenn sie

-

1.  in sonstiger Weise pornografisch sind,

2.  in den Teilen A und C der Liste nach § 18 

des Jugendschutzgesetzes aufgenom

men sind oder mit einem in dieser Liste 

aufgenommenen Werk ganz oder im 

Wesentlichen inhaltsgleich sind, oder

-

3.  offensichtlich geeignet sind, die Ent

wicklung von Kindern und Jugendlichen 

oder ihre Erziehung zu einer eigenver

antwortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit unter Berücksichtigung 

der besonderen Wirkungsform des Ver

breitungsmediums schwer zu gefährden.

-

-

-

In Telemedien sind Angebote abweichend 

von Satz 1 zulässig, wenn von Seiten des 

Anbieters sichergestellt ist, dass sie nur 

Erwachsenen zugänglich gemacht werden 

(geschlossene Benutzergruppe).

(3) Nach Aufnahme eines Angebotes in die 

Liste nach § 18 des Jugendschutzgesetzes 

wirken die Verbote nach Absatz 1 und 2 

auch nach wesentlichen inhaltlichen Verän

derungen bis zu einer Entscheidung durch

die Bundesprüfstelle für jugendgefährden

de Medien.

-

 

-

§ 5 Entwicklungsbeeinträchtigende 

Angebote 

(1) Sofern Anbieter Angebote, die geeignet 

sind, die Entwicklung von Kindern oder Ju

gendlichen zu einer eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 

beeinträchtigen, verbreiten oder zugänglich 

machen, haben sie dafür Sorge zu tragen, 

dass Kinder oder Jugendliche der betrof

fenen Altersstufen sie üblicherweise nicht 

wahrnehmen. Die Altersstufen sind:

-

-

1. ab 6 Jahren,

2. ab 12 Jahren,

3. ab 16 Jahren,
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ten noch durch die Art der Darstellung Kin

der und Jugendliche besonders ansprechen 

oder diese beim Alkoholgenuss darstellen.

(6) Teleshopping darf darüber hinaus Kinder 

oder Jugendliche nicht dazu anhalten, Kauf

oder Miet- bzw. Pachtverträge für Waren 

oder Dienstleistungen zu schließen. 

(…)

-

- 

II. Abschnitt  
Vorschriften für Rundfunk  

§ 8 Festlegung der Sendezeit 

(1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der 

öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 

der Bundesrepublik Deutschland (ARD) 

zusammengeschlossenen Landesrundfunk

anstalten, das Zweite Deutsche Fernsehen 

(ZDF), die KJM oder von dieser hierfür 

anerkannte Einrichtungen der Freiwilligen 

Selbstkontrolle können jeweils in Richtlinien 

oder für den Einzelfall für Filme, auf die 

das Jugendschutzgesetz keine Anwendung 

findet, zeitliche Beschränkungen vorsehen, 

um den Besonderheiten der Ausstrahlung 

von Filmen im Fernsehen, vor allem bei 

Fernsehserien, gerecht zu werden.

-

(2) Für sonstige Sendeformate können die 

in Absatz 1 genannten Stellen im Einzelfall

zeitliche Beschränkungen vorsehen, wenn 

deren Ausgestaltung nach Thema, Themen

behandlung, Gestaltung oder Präsentation 

in einer Gesamtbewertung geeignet ist, 

 

-

Kinder oder Jugendliche in ihrer Entwick

lung und Erziehung zu beeinträchtigen.

-

(3) Hat eine anerkannte Einrichtung der 

Freiwilligen Selbstkontrolle eine Richtlinie 

nach Absatz 1 in den rechtlichen Grenzen 

des Beurteilungsspielraums erlassen, ist 

diese vorrangig anzuwenden.

§ 9 Ausnahmeregelungen 

(1) Auf Antrag des Intendanten kann das 

jeweils zuständige Organ der in der ARD 

zusammengeschlossenen Landesrund

funkanstalten, des Deutschlandradios und 

des ZDF sowie auf Antrag eines privaten 

Rundfunkveranstalters die KJM oder eine 

von dieser hierfür anerkannte Einrichtung 

der Freiwilligen Selbstkontrolle jeweils in 

Richtlinien oder für den Einzelfall von der 

Vermutung nach § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 

abweichen. Dies gilt vor allem für Ange

bote, deren Bewertung länger als zehn

Jahre zurückliegt. Die obersten Landes

jugendbehörden sind von der abweichen

den Bewertung zu unterrichten. § 8 Abs. 3 

gilt entsprechend.

-

-

 

-

-

(2) Die Landesmedienanstalten können

für digital verbreitete Programme des 

privaten Fernsehens durch übereinstim

mende Satzungen festlegen, unter welchen 

Voraussetzungen ein Rundfunkveranstalter 

seine Verpflichtung nach § 5 erfüllt. Der 

Rundfunkveranstalter hat sicherzustellen, 

dass die Freischaltung durch den Nutzer 

nur für die Dauer der jeweiligen Sendung 

 

-

(6) Absatz 1 gilt nicht für Nachrichten

sendungen, Sendungen zum politisc

Zeitgeschehen im Rundfunk und vergleich

bare Angebote bei Telemedien, es sei denn, 

es besteht kein berechtigtes Interesse an 

dieser Form der Darstellung oder Bericht

erstattung.

-

hen 

-

-

(7) Bei Angeboten, die Inhalte periodischer 

Druckerzeugnisse in Text und Bild wieder

geben, gelten die Beschränkungen des 

Absatzes 1 Satz 1 erst dann, wenn die KJM 

gegenüber dem Anbieter festgestellt hat, 

dass das Angebot entwicklungsbeeinträch

tigend ist. 

(…)

-

-

§ 6 Jugendschutz in der Werbung  

und im Teleshopping 

(1) Werbung für indizierte Angebote ist 

nur unter den Bedingungen zulässig, die 

auch für die Verbreitung des Angebotes 

selbst gelten. Gleiches gilt für Werbung 

für Angebote nach § 4 Abs.1. Die Liste der 

jugendgefährdenden Medien (§ 18 des 

Jugendschutzgesetzes) darf nicht zum Zwe

cke der Werbung verbreitet oder zugänglich

gemacht werden. Bei Werbung darf nicht

darauf hingewiesen werden, dass ein Ver

fahren zur Aufnahme eines Angebotes oder

eines inhaltsgleichen Trägermediums in die 

Liste nach § 18 des Jugendschutzgesetzes 

anhängig ist oder gewesen ist.

-

 

 

-

 

(2) Werbung darf Kinder und Jugendliche 

weder körperlich noch seelisch beeinträchti

gen, darüber hinaus darf sie nicht

-

1.  direkte Aufrufe zum Kaufen oder Mieten

von Waren oder Dienstleistungen an 

Kinder oder Jugendliche enthalten, die 

deren Unerfahrenheit und Leichtgläubig

keit ausnutzen,

 

-

2.  Kinder oder Jugendliche unmittelbar auf

fordern, ihre Eltern oder Dritte zum Kauf 

der beworbenen Waren oder Dienstleis

tungen zu bewegen,

-

-

3.  das besondere Vertrauen ausnutzen, das 

Kinder oder Jugendliche zu Eltern, Leh

rern und anderen Vertrauenspersonen 

haben, oder

-

4.  Kinder oder Jugendliche ohne berech

tigten Grund in gefährlichen Situationen 

zeigen. 

-

(3) Werbung, deren Inhalt geeignet ist, die 

Entwicklung von Kindern oder Jugend

lichen zu einer eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 

zu beeinträchtigen, muss getrennt von 

Angeboten erfolgen, die sich an Kinder oder 

Jugendliche richten.

-

(4) Werbung, die sich auch an Kinder oder 

Jugendliche richtet oder bei der Kinder oder 

Jugendliche als Darsteller eingesetzt wer

den, darf nicht den Interessen von Kindern 

oder Jugendlichen schaden oder deren 

Unerfahrenheit ausnutzen.

-

(5) Werbung für alkoholische Getränke darf 

sich weder an Kinder oder Jugendliche rich-



50 51

§ 12 Kennzeichnungspflicht 

Anbieter von Telemedien, die ganz oder im 

Wesentlichen inhaltsgleich mit Filmen oder 

Spielen auf Bildträgern im Sinne des Ju

gendschutzgesetzes sind, müssen auf eine 

Kennzeichnung nach dem Jugendschutzge

setz in ihrem Angebot deutlich hinweisen. 

Für Fassungen von Filmen und Spielen in 

Telemedien, die wie solche auf Trägermedi

en vorlagefähig sind, kann das Kennzeich

nungsverfahren nach dem Jugendschutz

gesetz durchgeführt werden.

-

-

-

-

-

IV. Abschnitt  
Verfahren für Anbieter mit 
Ausnahme des öffentlich
rechtlichen Rundfunks 

-

§ 13 Anwendungsbereich 

Die §§ 14 bis 21 sowie § 24 Abs. 4 Satz 6 

gelten nur für länderübergreifende Ange

bote.

-

§ 14 Kommission für 

Jugendmedienschutz  

(1) Die zuständige Landesmedienanstalt 

überprüft die Einhaltung der für die Anbieter 

geltenden Bestimmungen nach diesem 

Staatsvertrag und der Bestimmungen der 

§§ 10a und 10b des Telemediengesetzes. 

Sie trifft entsprechend den Bestimmun

gen dieses Staatsvertrages die jeweiligen 

Entscheidungen.

-

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 

1 wird die Kommission für Jugendme

dienschutz (KJM) gebildet. Diese dient der 

jeweils zuständigen Landesmedienanstalt 

als Organ bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 

nach Absatz 1. Auf Antrag der zuständigen 

Landesmedienanstalt kann die KJM auch 

mit nichtländerübergreifenden Angeboten 

gutachtlich befasst werden. Absatz 5 bleibt 

unberührt.

-

(3) Die KJM besteht aus 12 Sachverständi

gen. Hiervon werden entsandt

-

1. sec hs Mitglieder aus dem Kreis der 

Direktoren der Landesmedienanstalten, 

die von den Landesmedienanstalten im 

Einvernehmen benannt werden,

2. vier Mitglieder v on den für den Jugend

schutz zuständigen obersten Landes

behörden,

-

-

3. zw ei Mitglieder von der für den Jugend

schutz zuständigen obersten Bundes

behörde.

-

-

Für jedes Mitglied ist entsprechend Satz 

2 ein Vertreter für den Fall seiner Verhin

derung zu bestimmen. Die Amtsdauer der 

Mitglieder oder stellvertretenden Mitglie

der beträgt fünf Jahre. Wiederberufung 

ist zulässig. Mindestens vier Mitglieder 

und stellvertretende Mitglieder sollen die 

Befähigung zum Richteramt haben. Den 

Vorsitz führt ein Direktor einer Landes

medienanstalt.

-

-

-

(4) Der KJM können nicht angehören Mit

glieder und Bedienstete der Institutionen

-

 

oder des jeweiligen Films möglich ist. Die

Landesmedienanstalten bestimmen in 

den Satzungen nach Satz 1, insbesondere

welche Anforderungen an die Verschlüsse

lung und Vorsperrung von Sendungen zur 

Gewährleistung eines effektiven Jugend

schutzes zu stellen sind.

 

 

-

-

III. Abschnitt  
Vorschriften für Telemedien  

§ 11 Jugendschutzprogramme 

(1) Jugendschutzprogramme sind Soft

wareprogramme, die Alterskennzeichnun

gen nach § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 auslesen 

und Angebote erkennen, die geeignet sind, 

die Entwicklung von Kindern und Jugend

lichen zu beeinträchtigen. Sie müssen zur 

Beurteilung ihrer Eignung einer anerkannten 

Einrichtung der freiwilligen Selbstkontrolle 

vorgelegt werden. Sie sind geeignet, wenn 

sie einen nach Altersstufen differenzierten 

Zugang zu Telemedien ermöglichen und 

eine dem Stand der Technik entsprechende 

Erkennungsleistung aufweisen. Zudem 

müssen sie benutzerfreundlich ausgestaltet 

und nutzer-autonom verwendbar sein.

-

-

-

(2) Zur Beurteilung der Eignung können

auch solche Programme vorgelegt werden, 

die lediglich auf einzelne Altersstufen aus

gelegt sind oder den Zugang zu Telemedien 

innerhalb geschlossener Systeme ermög

lichen.

-

-

(3) Die KJM legt die Kriterien für die Eig

nungsanforderungen nach den Absätzen 1 

und 2 im Benehmen mit den anerkannten 

Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkont

rolle fest.

-

-

(4) Hat eine anerkannte Einrichtung der 

Freiwilligen Selbstkontrolle ein Jugend

schutzprogramm als nach Absatz 1 oder 2 

geeignet beurteilt, hat sie die Beurteilung 

mindestens alle drei Jahre zu überprüfen. 

Sie hat auf die Behebung von Fehlfunktio

nen hinzuwirken. Die Beurteilungen nach

den Absätzen 1 und 2 und die Ergebnisse 

ihrer Überprüfung nach Satz 1 sind unver

züglich in geeigneter Form zu veröffentli

chen.

-

-

 

-

-

(5) Wer gewerbsmäßig oder in großem Um

fang Telemedien verbreitet oder zugänglich 

macht, soll auch die für Kinder oder Ju

gendliche unbedenklichen Angebote für ein 

geeignetes Jugendschutzprogramm nach 

§ 11 Abs. 1 und 2 programmieren, soweit 

dies zumutbar und ohne unverhältnismäßi

ge Kosten möglich ist.

-

-

-

(6) Die anerkannten Einrichtungen der 

Freiwilligen Selbstkontrolle können im 

Benehmen mit der KJM zur Förderung des

technischen Jugendschutzes Modellversu

che durchführen und Verfahren vereinbaren. 

Gleiches gilt für Altersklassifizierungssyste

me, die von Einrichtungen der Freiwilligen

Selbstkontrolle zur Verfügung gestellt 

werden.

 

-

-
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der Europäischen Union, der Verfassungs

organe des Bundes und der Länder,  

Gremienmitglieder und Bedienstete von 

Landesrundfunkanstalten der ARD, des 

ZDF, des Deutschlandradios, des Europä

ischen Fernsehkulturkanals „ARTE“ und 

der privaten Rundfunkveranstalter oder An

bieter von Telemedien sowie Bedienstete 

von an ihnen unmittelbar oder mittelbar im 

Sinne von § 62 des Medienstaatsvertrages 

beteiligten Unternehmen.

-

-

-

(5) Es können Prüfausschüsse gebildet 

werden. Jedem Prüfausschuss muss 

mindestens jeweils ein in Absatz 3 Satz 2 

Nrn. 1 bis 3 aufgeführtes Mitglied der KJM 

oder im Falle seiner Verhinderung dessen 

Vertreter angehören. Die Prüfausschüsse 

entscheiden jeweils bei Einstimmigkeit 

anstelle der KJM. Zu Beginn der Amts

periode der KJM wird die Verteilung der 

Prüfverfahren von der KJM festgelegt. Das 

Nähere ist in der Geschäftsordnung der 

KJM festzulegen.

-

(6) Die Entscheidung über die Bestätigung 

der Altersbewertungen nach § 5 Abs. 2 

Satz 3 ist innerhalb von 14 Tagen zu treffen 

und dem Antragsteller mitzuteilen. Für das 

Bestätigungsverfahren kann ein Einzelprü

fer bestellt werden. 

(…)

-

§ 16 Zuständigkeit der KJM 

Die KJM ist zuständig für die abschließen

de Beurteilung von Angeboten nach diesem 

-

Staatsvertrag. Sie ist unbeschadet der 

Befugnisse von anerkannten Einrichtungen 

der Freiwilligen Selbstkontrolle nach die

sem Staatsvertrag im Rahmen des Satzes 1 

insbesondere zuständig für

-

1. die Über wachung der Bestimmungen 

dieses Staatsvertrages,

2. die  Anerkennung von Einrichtungen 

der Freiwilligen Selbstkontrolle und 

die Rücknahme oder den Widerruf der 

Anerkennung,

3. die B estätigung der Altersbewertungen 

nach § 5 Abs. 2 Satz 3,

4. die F estlegung der Sendezeit nach § 8,

5.  die Festlegung der Ausnahmen nach § 9,

6. die P rüfung und Genehmigung einer 

Verschlüsselungs- und Vorsperrtechnik.

7. die  Aufsicht über Entscheidungen der 

Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkon

trolle nach § 19b Abs. 1 und 2,

-

8.  die Stellungnahme zu Indizierungsanträ

gen bei der Bundesprüfstelle für jugend

gefährdende Medien und für Anträge bei 

der Bundesprüfstelle auf Indizierung und

-

-

9. die Entsc heidung über Ordnungswidrig

keiten nach diesem Staatsvertrag.

-

§ 18 „jugendschutz.net“ 

(1) Die durch die obersten Landesjugend

behörden eingerichtete gemeinsame Stelle 

Jugendschutz aller Länder („jugendschutz.

net“) ist organisatorisch an die KJM ange

bunden. Die Stelle „jugendschutz.net“ wird 

von den Landesmedienanstalten und den 

-

-

Ländern gemeinsam finanziert. Die näheren

Einzelheiten der Finanzierung dieser Stelle

durch die Länder legen die für den Jugend

schutz zuständigen Minister der Länder 

in einem Statut durch Beschluss fest. Das 

Statut regelt auch die fachliche und haus

haltsmäßige Unabhängigkeit der Stelle.

(2) „jugendschutz.net“ unterstützt die KJM 

und die obersten Landesjugendbehörden 

bei deren Aufgaben.

 

 

-

-

(3) „jugendschutz.net“ überprüft die 

Angebote der Telemedien. Daneben nimmt 

„jugendschutz.net“ auch Aufgaben der Be

ratung und Schulung bei Telemedien wahr

-

.

(4) Bei möglichen Verstößen gegen Bestim-

mungen dieses Staatsvertrages weist „ju

gendschutz.net“ den Anbieter hierauf hin 

und informiert die KJM. Bei möglichen Ver

stößen von Mitgliedern einer anerkannten 

Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle 

ergeht der Hinweis zunächst an diese Ein

richtung. Die anerkannten Einrichtungen der 

Freiwilligen Selbstkontrolle haben innerhalb 

einer Woche ein Verfahren einzuleiten und 

dies „jugendschutz.net“ mitzuteilen. Bei 

Untätigkeit der anerkannten Einrichtungen 

der Freiwilligen Selbstkontrolle informiert 

„jugendschutz.net“ die KJM.

-

-

-

§ 19 Einrichtungen der Freiwilligen 

Selbstkontrolle 

(1) Einrichtungen Freiwilliger Selbstkont

rolle können für Rundfunk und Telemedien 

gebildet werden. 

-

(2) Eine Einrichtung ist als Einrichtung der 

Freiwilligen Selbstkontrolle im Sinne dieses 

Staatsvertrages anzuerkennen, wenn

1. die Unabhängigk eit und Sachkunde ihrer 

benannten Prüfer gewährleistet ist und 

dabei auch Vertreter aus gesellschaftli

chen Gruppen berücksichtigt sind, die 

sich in besonderer Weise mit Fragen des 

Jugendschutzes befassen,

-

2. eine sac hgerechte Ausstattung durch 

eine Vielzahl von Anbietern sicher gestellt 

ist,

3. V orgaben für die Entscheidungen der 

Prüfer bestehen, die in der Spruchpraxis 

einen wirksamen Kinder- und Jugend

schutz zu gewährleisten geeignet sind,

-

4. eine  Verfahrensordnung besteht, die 

den Umfang der Überprüfung, bei 

Veranstaltern auch die Vorlagepflicht, 

sowie mögliche Sanktionen regelt und 

eine Möglichkeit der Überprüfung der 

Entscheidungen auch auf Antrag von 

landesrechtlich bestimmten Trägern der 

Jugendhilfe vorsieht,

5. ge währleistet ist, dass die betroffenen 

Anbieter vor einer Entscheidung gehört 

werden, die Entscheidung schriftlich 

begründet und den Beteiligten mitgeteilt 

wird und

6. eine B eschwerdestelle eingerichtet ist.

(3) Die zuständige Landesmedienanstalt 

trifft die Entscheidung durch die KJM. 

Zuständig ist die Landesmedienanstalt des 

Landes, in dem die Einrichtung der Freiwil-
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ligen Selbstkontrolle ihren Sitz hat. Ergibt 

sich danach keine Zuständigkeit, so ist 

diejenige Landesmedienanstalt zuständig, 

bei der der Antrag auf Anerkennung gestellt 

wurde. Die Einrichtung legt der KJM die für 

die Prüfung der Anerkennungsvorausset

zungen erforderlichen Unterlagen vor.

-

(4) Die KJM kann die Anerkennung ganz 

oder teilweise widerrufen oder mit Neben

bestimmungen versehen, wenn Vorausset

zungen für die Anerkennung nachträglich 

entfallen sind oder die Spruchpraxis der 

Einrichtung nicht mit den Bestimmungen 

dieses Staatsvertrages übereinstimmt. Eine 

Entschädigung für Vermögensnachteile 

durch den Widerruf der Anerkennung wird 

nicht gewährt.

-

-

(5) Die anerkannten Einrichtungen der 

Freiwilligen Selbstkontrolle sollen sich über 

die Anwendung dieses Staatsvertrages 

abstimmen.

§ 19a Zuständigkeit und Verfahren  

der Einrichtungen der Freiwilligen 

Selbstkontrolle 

(1) Anerkannte Einrichtungen der Freiwilli

gen Selbstkontrolle überprüfen im Rahmen 

ihres satzungsgemäßen Aufgabenbereichs 

die Einhaltung der Bestimmungen dieses 

Staatsvertrages sowie der hierzu erlasse

nen Satzungen und Richtlinien bei ihnen 

angeschlossener Anbietern. Sie sind ver

pflichtet, gemäß ihrer Verfahrensordnung 

nach § 19 Abs. 2 Nr. 4 Beschwerden über 

-

-

-

die ihr angeschlossenen Anbieter unverzüg

lich nachzugehen.

-

(2) Die anerkannten Einrichtungen der 

Freiwilligen Selbstkontrolle beurteilen die 

Eignung der Jugendschutzprogramme 

nach § 11 Abs. 1 und 2 und überprüfen ihre 

Eignung nach § 11 Abs. 4. Zuständig ist 

die anerkannte Einrichtung der Freiwilligen 

Selbstkontrolle, bei der das Jugendschutz

programm zur Beurteilung eingereicht 

wurde. Die anerkannte Einrichtung der 

Freiwilligen Selbstkontrolle teilt der KJM 

die Entscheidung und ihre Begründung 

schriftlich mit.

-

§ 19b Aufsicht über Einrichtungen 

der Freiwilligen Selbstkontrolle 

 

(1) Die zuständige Landesmedienanstalt 

kann durch die KJM Entscheidungen einer 

anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 

Selbstkontrolle, die die Grenzen des 

Beurteilungsspielraums überschreiten, be

anstanden und ihre Aufhebung verlangen. 

Kommt eine anerkannte Einrichtung der 

Freiwilligen Selbstkontrolle ihren Aufgaben 

und Pflichten nach diesem Staatsvertrag 

nicht nach, kann die zuständige Landes

medienanstalt durch die KJM verlangen, 

dass sie diese erfüllen. Eine Entschädigung 

für hierdurch entstehende Vermögensnach

teile wird nicht gewährt.

-

-

-

(2) Hat eine anerkannte Einrichtung der 

Freiwilligen Selbstkontrolle ein Jugend

schutzprogramm nach § 11 Abs. 1 und 2 als 

-

geeignet beurteilt und dabei die rechtlichen 

Grenzen des Beurteilungsspielraums über

schritten, kann die zuständige Landes

medienanstalt durch die KJM innerhalb 

von drei Monaten nach Entscheidung der 

anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 

Selbstkontrolle diese Beurteilung für 

unwirksam erklären oder dem Anbieter 

des Jugendschutzprogramms gegenüber 

Auflagen erteilen. Absatz 1 Satz 3 gilt 

entsprechend.

-

-

(3) Zuständig ist die Landesmedienanstalt 

des Landes, in dem die anerkannte Einrich

tung der Freiwilligen Selbstkontrolle ihren 

Sitz hat.

-

V. Abschnitt  
Vollzug für Anbieter mit 
Ausnahme des öffentlich
rechtlichen Rundfunks  

-

§ 20 Aufsicht 

(1) Stellt die zuständige Landesmedien

anstalt fest, dass ein Anbieter gegen die 

Bestimmungen dieses Staatsvertrages 

verstoßen hat, trifft sie die erforderlichen 

Maßnahmen gegenüber dem Anbieter

-

.

(2) Für Veranstalter von Rundfunk trifft die 

zuständige Landesmedienanstalt durch die 

KJM entsprechend den landesrechtlichen 

Regelungen die jeweilige Entscheidung.

(3) Tritt die KJM an einen Rundfunkveran

stalter mit dem Vorwurf heran, er habe

-

 ge-

gen Bestimmungen dieses Staatsvertrages 

verstoßen, und weist der Veranstalter nach, 

dass die Sendung vor ihrer Ausstrahlung ei

ner anerkannten Einrichtung der Freiwilligen

Selbstkontrolle im Sinne dieses Staatsver

trages vorgelegen hat und deren Vorgaben 

beachtet wurden, so sind Maßnahmen 

durch die KJM nur dann zulässig, wenn die 

Entscheidung oder die Unterlassung einer 

Entscheidung der anerkannten Einrichtung 

der Freiwilligen Selbstkontrolle die rechtli

chen Grenzen des Beurteilungsspielraums 

überschritten hat. Die KJM teilt der Einrich

tung der Freiwilligen Selbstkontrolle ihre 

Entscheidung nebst Begründung mit. Wird 

einem Anbieter einer nichtvorlagefähigen 

Sendung ein Verstoß gegen den Jugend

schutz vorgeworfen, ist vor Maßnahmen 

durch die KJM die anerkannte Einrichtung 

der Freiwilligen Selbstkontrolle, der der 

Rundfunkveranstalter angeschlossen ist, 

zu befassen; Satz 1 gilt entsprechend. Für 

Entscheidungen nach den §§ 8 und 9 gilt 

Satz 1 entsprechend. Dieser Absatz gilt 

nicht bei Verstößen gegen § 4 Abs. 1.

-

 

-

-

-

-

(4) Für Anbieter von Telemedien trifft die 

zuständige Landesmedienanstalt durch 

die KJM entsprechend § 109 des Medien

staatsvertrages die jeweilige Entscheidung.

-

(5) Gehört ein Anbieter von Telemedien 

einer anerkannten Einrichtung der Frei

willigen Selbstkontrolle im Sinne dieses 

Staatsvertrages an oder unterwirft er sich 

ihren Statuten, so ist bei behaupteten 

-
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Verstößen gegen den Jugendschutz, 

mit Ausnahme von Verstößen gegen § 4 

Abs. 1, durch die KJM zunächst diese 

Einrichtung mit den behaupteten Verstößen 

zu befassen. Maßnahmen nach Absatz 1 

gegen den Anbieter durch die KJM sind 

nur dann zulässig, wenn die Entscheidung 

oder die Unterlassung einer Entscheidung 

der anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 

Selbstkontrolle die rechtlichen Grenzen des 

Beurteilungsspielraums überschreitet. Bei 

Verstößen gegen § 4 haben Widerspruch 

und Anfechtungsklage des Anbieters von 

Telemedien keine aufschiebende Wirkung.

(6) Zuständig ist die Landesmedienanstalt 

des Landes, in dem der betroffene Anbieter 

seinen Sitz, Wohnsitz oder in Ermange

lung dessen seinen ständigen Aufenthalt 

hat; § 119 des Medienstaatsvertrages gilt 

entsprechend. Sind nach Satz 1 mehrere 

Landesmedienanstalten zuständig oder 

hat der Anbieter seinen Sitz im Ausland, 

entscheidet die Landesmedienanstalt, die 

zuerst mit der Sache befasst worden ist. 

-

(7) Treten die KJM, eine Landesmedien

anstalt oder „jugendschutz.net“ an einen 

Anbieter mit dem Vorwurf heran, er habe 

gegen Bestimmungen dieses Staatsvertra

ges verstoßen, so weisen sie ihn auf die 

Möglichkeit einer Mitgliedschaft in einer 

anerkannten Einrichtung der freiwilligen 

Selbstkontrolle und die damit verbundenen 

Rechtsfolgen hin.

-

-

VI. Abschnitt  
Ahndung von Verstößen 
der Anbieter mit Ausnahme 
des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks   

§ 23 Strafbestimmung 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 

mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen 

§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 Ange

bote verbreitet oder zugänglich macht, die 

offensichtlich geeignet sind, die Entwicklung 

von Kindern oder Jugendlichen oder ihre Er

ziehung zu einer eigenverantwortlichen und

gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit unter 

Berücksichtigung der besonderen Wirkungs

form des Verbreitungsmediums schwer zu 

gefährden. Handelt der Täter fahrlässig, so 

ist die Freiheitsstrafe bis zu 6 Monate oder 

die Geldstrafe bis zu 180 Tagessätze.

-

-

 

-

§ 24 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Anbie

ter vorsätzlich oder fahrlässig

-

1. Angebote v erbreitet oder zugänglich 

macht, die

 a)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

 Propagandamittel im Sinne des Straf

gesetzbuches darstellen,

-

 b)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

Kennzeichen verfassungswidriger 

Organisationen verwenden,

 c)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zum 

Hass gegen Teile der Bevölkerung 

oder gegen eine nationale, rassische, 

religiöse oder durch Volkstum be

stimmte Gruppe aufstacheln, zu Ge

walt- oder Willkürmaßnahmen gegen 

sie auffordern oder die Menschen

würde anderer dadurch angreifen,

dass Teile der Bevölkerung oder eine 

vorbezeichnete Gruppe beschimpft, 

böswillig verächtlich gemacht oder 

verleumdet werden,

-

-

-

 

 d)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4

1. Alternative eine unter der Herr

schaft des Nationalsozialismus began

gene Handlung der in § 6 Abs. 1 des 

Völkerstrafgesetzbuches bezeichne

ten Art in einer Weise, die geeignet

ist, den öffentlichen Frieden zu stö

ren, leugnen oder verharmlosen,

  

-

-

-

 

-

 e)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 

2. Alternative den öffentlichen Frieden 

in einer die Würde der Opfer verlet

zenden Weise dadurch stören, dass 

die nationalsozialistische Gewalt- und 

Willkürherrschaft gebilligt, verherrlicht 

oder gerechtfertigt wird,

-

 f)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 

grausame oder sonst unmenschliche 

Gewalttätigkeiten gegen Menschen in 

einer Art schildern, die eine Verherr

lichung oder Verharmlosung solcher 

Gewalttätigkeiten ausdrückt oder die 

das Grausame oder Unmenschliche 

des Vorgangs in einer die Menschen

würde verletzenden Weise darstellt; 

-

-

dies gilt auch bei virtuellen Darstellun

gen,

-

 g)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 als 

Anleitung zu einer in § 126 Abs. 1 

des Strafgesetzbuches genannten 

rechtswidrigen Tat dienen,

 h)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 den 

Krieg verherrlichen,

 i)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 ge

gen die Menschenwürde verstoßen, 

insbesondere durch die Darstellung 

von Menschen, die sterben oder 

schweren körperlichen oder seeli

schen Leiden ausgesetzt sind oder 

waren, wobei ein tatsächliches 

Geschehen wiedergegeben wird, 

ohne dass ein berechtigtes Interesse 

gerade für diese Form der Darstellung 

oder Berichterstattung vorliegt,

-

-

 j)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 

Kinder oder Jugendliche in unnatürlich 

geschlechtsbetonter Körperhaltung 

darstellen; dies gilt auch bei virtuellen 

Darstellungen,

 k)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 kin

derpornografisch im Sinne des § 184b 

Abs. 1 des Strafgesetzbuches oder 

jugendpornografisch im Sinne des 

§ 184c Abs. 1 des Strafgesetzbuches 

oder pornografisch sind und Gewalt

tätigkeiten, den sexuellen Missbrauch 

von Kindern oder Jugendlichen oder 

sexuelle Handlungen von Menschen 

mit Tieren zum Gegenstand haben; 

-

-
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dies gilt auch bei virtuellen Darstellun

gen, oder

-

 l)  entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 

in den Teilen B und D der Liste nach 

§ 18 des Jugendschutzgesetzes 

aufgenommen sind oder mit einem 

in dieser Liste aufgenommenen Werk 

ganz oder im Wesentlichen inhalts

gleich sind,

-

2. entgegen § 4  Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 

Satz 2 Angebote verbreitet oder zu

gänglich macht, die in sonstiger Weise 

pornografisch sind,

-

3. entgegen § 4  Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 

Satz 2 Angebote verbreitet oder zugäng

lich macht, die in den Teilen A und C der 

Liste nach § 18 des Jugendschutzgeset

zes aufgenommen sind oder mit einem 

in dieser Liste aufgenommenen Werk 

ganz oder im Wesentlichen inhaltsgleich 

sind,

-

-

4.  entgegen § 5 Abs. 1 Angebote verbreitet 

oder zugänglich macht, die geeignet 

sind, die Entwicklung von Kindern oder 

Jugendlichen zu einer eigenverant

wortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit zu beeinträchtigen, ohne 

dafür Sorge zu tragen, dass Kinder oder 

Jugendliche der betroffenen Altersstufen 

sie üblicherweise nicht wahrnehmen, 

es sei denn, er kennzeichnet fahrlässig 

entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 sein An

gebot mit einer zu niedrigen Altersstufe,

-

-

4a. entgegen § 5a k eine angemessenen 

Maßnahmen ergreift, um Kinder und 

Jugendliche vor entwicklungsbeeinträch

tigenden Angeboten zu schützen,

-

4b. entgegen  § 5c Abs. 1 Ankündigungen 

von Sendungen mit Bewegtbildern 

außerhalb der geeigneten Sendezeit und 

unverschlüsselt verbreitet,

4c. entgegen § 5c  Abs. 2 Sendungen 

verbreitet, ohne ihre Ausstrahlung durch 

akustische Zeichen oder durch optische 

Mittel kenntlich zu machen,

5. entgegen § 6  Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 

Werbung oder Teleshopping für indizier

te Angebote verbreitet oder zugänglich 

macht,

-

6. entgegen § 6  Abs. 1 Satz 2 und Abs. 6 

die Liste der jugendgefährdenden Me

dien verbreitet oder zugänglich macht,

-

7. entgegen § 6  Abs. 1 Satz 3 und Abs. 6 

einen dort genannten Hinweis gibt,

8. entgegen § 7 k einen Jugendschutz

beauftragten bestellt,

-

9.  Sendeformate entgegen Sendezeitbe

schränkungen nach § 8 Abs. 2 verbreitet,

-

10.  Sendungen, deren Eignung zur Beein

trächtigung der Entwicklung nach § 5 

Abs. 2 vermutet wird, verbreitet, ohne 

dass die KJM oder eine von dieser hier

für anerkannte Einrichtung der Freiwilli

gen Selbstkontrolle von der Vermutung 

gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 abgewichen ist,

-

-

-

11. Angebote ohne den nac h § 12 erforderli

chen Hinweis verbreitet,

-

12. entgegen einer v ollziehbaren Anordnung 

durch die zuständige Aufsichtsbehörde 

nach § 20 Abs. 1 nicht tätig wird,

13. entgegen  § 21 Abs. 1 seiner Auskunfts

pflicht nicht nachkommt,

-

13a. entgegen § 21  Abs. 2 keinen Zustel

lungsbevollmächtigten benennt oder

-

14. entgegen § 21  Abs. 3 Satz 3 Angebote 

gegen den Abruf durch die zuständige 

Aufsichtsbehörde sperrt.

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

vorsätzlich

1. entgegen § 1 1 Abs. 5  Telemedien als für 

Kinder oder Jugendliche der betreffen

den Altersstufe geeignet falsch kenn

zeichnet oder

-

-

2. im R ahmen eines Verfahrens zur Aner

kennung einer Einrichtung der Freiwil

ligen Selbstkontrolle nach § 19 Abs. 3 

falsche Angaben macht.

-

-

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 

Geldbuße bis zu 500 000 Euro geahndet 

werden.

(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne 

des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten ist die zuständige Lan

desmedienanstalt. Zuständig ist in den Fällen 

des Absatzes 1 und des Absatzes 2 Nr. 1 die 

Landesmedienanstalt des Landes, in dem 

die Zulassung des Rundfunkveranstalters er

teilt wurde oder der Anbieter von Telemedien 

seinen Sitz, Wohnsitz oder in Ermangelung 

dessen seinen ständigen Aufenthalt hat. 

Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so ist 

-

-

diejenige Landesmedienanstalt zuständig, in 

deren Bezirk der Anlass für die Amtshand

lung hervortritt. Zuständig ist im Falle des 

Absatzes 2 Nr. 2 die Landesmedienanstalt 

des Landes, in dem die Einrichtung der 

Freiwilligen Selbstkontrolle ihren Sitz hat. 

-

Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, so ist 

diejenige Landesmedienanstalt zuständig, 

bei der der Antrag auf Anerkennung gestellt 

wurde. Die zuständige Landesmedienanstalt 

trifft die Entscheidungen durch die KJM.

(5) Über die Einleitung eines Verfahrens hat 

die zuständige Landesmedienanstalt die 

übrigen Landesmedienanstalten unverzüg

lich zu unterrichten. Soweit ein Verfahren 

nach dieser Bestimmung in mehreren 

Ländern eingeleitet wurde, stimmen sich 

die beteiligten Behörden über die Frage ab, 

welche Behörde das Verfahren fortführt.

-

(6) Die zuständige Landesmedienanstalt 

kann bestimmen, dass Beanstandungen 

nach einem Rechtsverstoß gegen Re

gelungen dieses Staatsvertrages sowie 

rechtskräftige Entscheidungen in einem 

Ordnungswidrigkeitsverfahren nach Ab

satz 1 oder 2 von dem betroffenen Anbieter 

in seinem Angebot verbreitet oder in 

diesem zugänglich gemacht werden. Inhalt 

und Zeitpunkt der Bekanntgabe sind durch 

die zuständige Landesmedienanstalt nach 

pflichtgemäßem Ermessen festzulegen.

-

-

(7) Die Verfolgung der in Absatz 1 und 2 

genannten Ordnungswidrigkeiten verjährt 

in sechs Monaten.
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Jugendarbeitsschutzgesetz 
(JArbSchG) 

Jugendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 

1976 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 

(BGBl. I S. 2970).

– Auszüge –

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 2 Kind, Jugendlicher

(1) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 

noch nicht 15 Jahre alt ist.

(2) Jugendlicher im Sinne dieses Gesetzes 

ist, wer 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist.

(3) Auf Jugendliche, die der Vollzeitschul

pflicht unterliegen, finden die für Kinder

geltenden Vorschriften Anwendung.

-

 

Zweiter Abschnitt 
Beschäftigung von Kindern 

§ 5 Verbot der Beschäftigung  

von Kindern

(1) Die Beschäftigung von Kindern (§ 2 

Abs. 1) ist verboten.

(2) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht für 

die Beschäftigung von Kindern

1. zum Zw ecke der Beschäftigungs- und 

Arbeitstherapie,

2.  im Rahmen des Betriebspraktikums 

während der Vollzeitschulpflicht,

3. in Erfüllung einer ric hterlichen Weisung. 

Auf die Beschäftigung finden § 7 Satz 1 

Nr. 2 und die §§ 9 bis 46 entsprechende 

Anwendung.

(3) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner 

nicht für die Beschäftigung von Kindern 

über 13 Jahre mit Einwilligung des 

Personen sorgeberechtigten, soweit die 

Beschäftigung leicht und für Kinder geeig

net ist. Die Be schäftigung ist leicht, wenn 

sie auf Grund ihrer Beschaffenheit und der 

besonderen Bedingungen, unter denen sie 

ausgeführt wird,

-

1. die Sic herheit, Gesundheit und Entwick

lung der Kinder,

-

2. ihren Sc hulbesuch, ihre Beteiligung an 

Maßnahmen zur Berufswahlvorberei

tung oder Berufsausbildung, die von der 

zuständigen Stelle anerkannt sind, und

-

3. ihre F ähigkeit, dem Unterricht mit Nut

zen zu folgen,

-

nicht nachteilig beeinflusst. Die Kinder 

dürfen nicht mehr als zwei Stunden täglich, 

in landwirtschaftlichen Familienbetrieben 

nicht mehr als drei Stunden täglich, nicht 

zwischen 18 und 8 Uhr, nicht vor dem 

Schulunterricht und nicht während des 

Schulunterrichts beschäftigt werden. Auf 

die Beschäftigung finden die §§ 15 bis 31 

entsprechende Anwendung.

(4) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner 

nicht für die Beschäftigung von Jugendli

chen (§ 2 Abs. 3) während der Schulferien 

für höchstens vier Wochen im Kalenderjahr.

Auf die Beschäftigung finden die §§ 8 bis 

31 entsprechende Anwendung.

-

 

(4a) Die Bundesregierung hat durch Rechts

verordnung mit Zustimmung des Bundes

rates die Beschäftigung nach Absatz 3 

näher zu bestimmen.

-

-

(4b) Der Arbeitgeber unterrichtet die Perso

nensorgeberechtigten der von ihm beschäf

tigten Kinder über mögliche Gefahren sowie 

über alle zu ihrer Sicherheit und ihrem Ge

sundheitsschutz getroffenen Maßnahmen.

(5) Für Veranstaltungen kann die Aufsichts

behörde Ausnahmen gemäß § 6 bewilligen.

-

-

-

-

§ 6 Behördliche Ausnahmen  

für Veranstaltungen

(1) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag 

bewilligen, dass

1. bei  Theatervorstellungen Kinder über 

sechs Jahre bis zu vier Stunden täglich 

in der Zeit von 10 bis 23 Uhr,

2. bei Musikauf führungen und anderen 

Aufführungen, bei Werbeveranstaltun

gen sowie bei Aufnahmen im Rundfunk 

(Hörfunk und Fernsehen), auf Ton- und 

Bildträger sowie bei Film- und Foto

aufnahmen

-

-

 a)  Kinder über drei bis sechs Jahre bis 

zu zwei Stunden täglich in der Zeit 

von 8 bis 17 Uhr,

 b)  Kinder über sechs Jahre bis zu drei 

Stunden täglich in der Zeit von 8 bis 

22 Uhr gestaltend mitwirken und an 

den erforderlichen Proben teilneh

men. Eine Ausnahme darf nicht 

bewilligt werden für die Mitwirkung in 

Kabaretts, Tanzlokalen und ähnlichen 

Betrieben sowie auf Vergnügungs

parks, Kirmessen, Jahrmärkten und 

bei ähnlichen Veranstaltungen, Schau

stellungen oder Darbietungen.

-

-

-

(2) Die Aufsichtsbehörde darf nach An

hörung des zuständigen Jugendamts die 

Beschäftigung nur bewilligen, wenn

-

1. die P ersonensorgeberechtigten in die 

Beschäftigung schriftlich eingewilligt 

haben,

2. der  Aufsichtsbehörde eine nicht länger 

als vor drei Monaten ausgestellte ärztli

che Bescheinigung vorgelegt wird, nach 

der gesundheitliche Bedenken gegen 

die Beschäftigung nicht bestehen,

-

3. die erf orderlichen Vorkehrungen und 

Maßnahmen zum Schutz des Kindes ge

gen Gefahren für Leben und Gesundheit 

sowie zur Vermeidung einer Beeinträch

tigung der körperlichen oder seelisch

geistigen Entwicklung getroffen sind,

-

-

-

4. B etreuung und Beaufsichtigung des Kin

des bei der Beschäftigung sichergestellt

sind,

-

 

5. nac h Beendigung der Beschäftigung 

eine ununterbrochene Freizeit von min

destens 14 Stunden eingehalten wird,

-
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6. das F ortkommen in der Schule nicht 

beeinträchtigt wird.

(3) Die Aufsichtsbehörde bestimmt,

1. wie lange, zu w elcher Zeit und an wel

chem Tag das Kind beschäftigt werden 

darf,

-

2. Dauer und Lage der R uhepausen,

3. die Höc hstdauer des täglichen Auf

enthalts an der Beschäftigungsstätte.

-

(4) Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde 

ist dem Arbeitgeber schriftlich bekanntzu

geben. Er darf das Kind erst nach Empfang 

des Bewilligungsbescheids beschäftigen.

-

Dritter Abschnitt 
Beschäftigung Jugendlicher 

§ 8 Dauer der Arbeitszeit

(1) Jugendliche dürfen nicht mehr als acht 

Stunden täglich und nicht mehr als 40 Stun

den wöchentlich beschäftigt werden.

(2) Wenn in Verbindung mit Feiertagen an 

Werktagen nicht gearbeitet wird, damit die

Beschäftigten eine längere zusammenhän

gende Freizeit haben, so darf die ausfal

lende Arbeitszeit auf die Werktage von 

fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage 

einschließenden Wochen nur dergestalt 

verteilt werden, daß die Wochenarbeits

zeit im Durchschnitt dieser fünf Wochen 

40 Stunden nicht überschreitet. Die tägliche 

Arbeitszeit darf hierbei achteinhalb Stunden 

nicht überschreiten.

-

 

-

-

-

(2a) Wenn an einzelnen Werktagen die 

Arbeitszeit auf weniger als acht Stunden 

verkürzt ist, können Jugendliche an den 

übrigen Werktagen derselben Woche acht

einhalb Stunden beschäftigt werden.

-

(3) In der Landwirtschaft dürfen Jugendliche

über 16 Jahre während der Erntezeit nicht 

mehr als neun Stunden täglich und nicht 

mehr als 85 Stunden in der Doppelwoche 

beschäftigt werden. 

(…)

 

§ 13 Tägliche Freizeit

Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit 

dürfen Jugendliche nicht vor Ablauf einer 

ununterbrochenen Freizeit von mindestens 

12 Stunden beschäftigt werden.

§ 14 Nachtruhe

(1) Jugendliche dürfen nur in der Zeit von 

6 bis 20 Uhr beschäftigt werden.

(2) Jugendliche über 16 Jahre dürfen

1. im Gastst ätten- und Schaustellergewer

be bis 22 Uhr,

-

2. in mehrsc hichtigen Betrieben bis 23 Uhr,

3. in der Landwirtsc haft ab 5 Uhr oder bis 

21 Uhr,

4. in B äckereien und Konditoreien ab 5 Uhr 

beschäftigt werden.

(3) Jugendliche über 17 Jahre dürfen in Bä

ckereien ab 4 Uhr beschäftigt werden. (…)

-

(7) Jugendliche dürfen bei Musikauffüh

rungen, Theatervorstellungen und anderen 

Aufführungen, bei Aufnahmen im Rundfunk 

-

(Hörfunk und Fernsehen), auf Ton- und Bild

träger sowie bei Film- und Fotoaufnahmen

bis 23 Uhr gestaltend mitwirken. Eine Mit

wirkung ist nicht zulässig bei Veranstaltun

gen, Schaustellungen oder Darbietungen, 

bei denen die Anwesenheit Jugendlicher 

nach den Vorschriften des Jugendschutz-

gesetzes verboten ist. Nach Beendigung 

der Tätigkeit dürfen Jugendliche nicht vor 

Ablauf einer ununterbrochenen Freizeit von 

mindestens 14 Stunden beschäftigt werden.

Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend auch 

für die Tätigkeit von Jugendlichen als Sport

ler im Rahmen von Sportveranstaltungen. 

-

 

-

-

 

-

§ 15 Fünf-Tage-Woche

Jugendliche dürfen nur an fünf Tagen in 

der Woche beschäftigt werden. Die beiden 

wöchentlichen Ruhetage sollen nach Mög

lichkeit aufeinander folgen.

-

§ 16 Samstagsruhe

(1) An Samstagen dürfen Jugendliche nicht 

beschäftigt werden.

(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugend

licher an Samstagen nur

-

1. in Krank enanstalten sowie in Alten-, 

Pflege- und Kinderheimen,

2. in of fenen Verkaufsstellen, in Betrieben 

mit offenen Verkaufsstellen, in Bäcke

reien und Konditoreien, im Friseurhand

werk und im Marktverkehr,

-

-

3.  im Verkehrswesen,

4. in der Landwirtsc haft und Tierhaltung,

5.  im Familienhaushalt,

6. im Gastst ätten- und Schaustellergewerbe,

7.  bei Musikaufführungen, Theatervor

stellungen und anderen Aufführungen, 

bei Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk 

und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger 

sowie bei Film- und Fotoaufnahmen,

-

8.  bei außerbetrieblichen Ausbildungs

maßnahmen,

-

9.  beim Sport,

10. im är ztlichen Notdienst,

11. in R eparaturwerkstätten für Kraftfahr

zeuge.

-

Mindestens zwei Samstage im Monat 

sollen beschäftigungsfrei bleiben. 

(…)

§ 17 Sonntagsruhe

(1) An Sonntagen dürfen Jugendliche nicht 

beschäftigt werden.

(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugend

licher an Sonntagen nur

-

1. in Krank enanstalten sowie in Alten-, 

Pflege- und Kinderheimen,

2. in der Landwirtsc haft und Tierhaltung 

mit Arbeiten, die auch an Sonn- und 

 Feiertagen naturnotwendig vorgenom

men werden müssen,

-

3. im F amilienhaushalt, wenn der Jugend

liche in die häusliche Gemeinschaft 

aufgenommen ist,

-

4.  im Schaustellergewerbe,

5.  bei Musikaufführungen, Theatervorstel

lungen und anderen Aufführungen sowie 

-
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bei Direktsendungen im Rundfunk 

(Hörfunk und Fernsehen),

6.  beim Sport,

7. im är ztlichen Notdienst,

8.  im Gaststättengewerbe.

Jeder zweite Sonntag soll, mindestens 

zwei Sonntage im Monat müssen beschäf

tigungsfrei bleiben. 

(…)

-

§ 18 Feiertagsruhe

(1) Am 24. und 31. Dezember nach 14 Uhr 

und an gesetzlichen Feiertagen dürfen 

Jugendliche nicht beschäftigt werden.

(2) Zulässig ist die Beschäftigung Jugend

licher an gesetzlichen Feiertagen in den 

Fällen des § 17 Abs. 2, ausgenommen am 

25. Dezember, am 1. Januar, am ersten 

Osterfeiertag und am 1. Mai.

(…)

-

§ 31 Züchtigungsverbot, Verbot der 

Abgabe von Alkohol und Tabak

(1) Wer Jugendliche beschäftigt oder im 

Rahmen eines Rechtsverhältnisses im Sin

ne des § 1 beaufsichtigt, anweist oder aus

bildet, darf sie nicht körperlich züchtigen.

-

-

(2) Wer Jugendliche beschäftigt, muss sie 

vor körperlicher Züchtigung und Miss

handlung und vor sittlicher Gefährdung 

durch andere bei ihm Beschäftigte und 

durch Mitglieder seines Haushalts an der 

Arbeitsstätte und in seinem Haus schützen. 

Soweit deren Abgabe nach § 9 Abs. 1 oder 

-

§ 10 Abs. 1 und 4 des Jugendschutzge

setzes verboten ist, darf der Arbeitgeber 

Jugendlichen keine alkoholischen Getränke,

Tabakwaren oder anderen dort genannten 

Erzeugnisse geben.

-

 

Kinderarbeitsschutz-
verordnung – KindArbSchV 

Kinderarbeitsschutzverordnung vom 

23. Juni 1998 (BGBl. I S. 1508)

– Auszüge –

Auf Grund des § 5 Abs. 4a des Jugend

arbeitsschutzgesetzes, der durch Artikel 1

Nr. 2 Buchstabe e des Gesetzes vom Feb

ruar 1997 (BGBl. I S. 311) eingefügt worden 

ist, verordnet die Bundesregierung:

-

 

-

§ 1 Beschäftigungsverbot

Kinder über 13 Jahre und vollzeitschulpflich

tige Jugendliche dürfen nicht beschäftigt 

werden, soweit nicht das Jugendarbeits

schutzgesetz und § 2 dieser Verordnung 

Ausnahmen vorsehen.

-

-

§ 2 Zulässige Beschäftigungen

(1) Kinder über 13 Jahre und vollzeitschul

pflichtige Jugendliche dürfen nur beschäf

tigt werden

-

-

1.  mit dem Austragen von Zeitungen, 

Zeitschriften, Anzeigenblättern und 

Werbeprospekten,

2.  in privaten und landwirtschaftlichen 

Haushalten mit

 a)  Tätigkeiten in Haushalt und Garten,

 b)  Botengängen,

 c)  der Betreuung von Kindern und 

an de ren zum Haushalt gehörenden 

Personen,

 d)  Nachhilfeunterricht,

 e)  der Betreuung von Haustieren,

 f)  Einkaufstätigkeiten mit Ausnahme 

des Einkaufs von alkoholischen 

Getränken und Tabakwaren, 

3.  in landwirtschaftlichen Betrieben mit 

Tätigkeiten bei

 a)  der Ernte und der Feldbestellung,

 b)  der Selbstvermarktung landwirtschaft

licher Erzeugnisse,

-

 c)  der Versorgung von Tieren,

4.  mit Handreichungen beim Sport,

5.  mit Tätigkeiten bei nichtgewerblichen 

Aktionen und Veranstaltungen der 

Kirchen, Religionsgemeinschaften, 

Verbände, Vereine und Parteien,

wenn die Beschäftigung nach § 5 Abs. 3 

des Jugendarbeitsschutzgesetzes leicht 

und für sie geeignet ist.

(2) Eine Beschäftigung mit Arbeiten nach 

Absatz 1 ist nicht leicht und für Kinder über 

13 Jahre und vollzeitschulpflichtige Jugend

liche nicht geeignet, wenn sie insbesondere

-

1.  mit einer manuellen Handhabung von 

Lasten verbunden ist, die regel mäßig 

das maximale Lastgewicht von 7,5 kg 

oder gelegentlich das maximale Last

gewicht von 10 kg überschreiten; 

manuelle Handhabung in diesem Sinne 

ist jedes Befördern oder Abstützen einer 

Last durch menschliche Kraft, unter 

-

an-
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derem das Heben, Absetzen, Schieben, 

Ziehen, Tragen und Bewegen einer Last,

2. inf olge einer ungünstigen Körperhaltung 

physisch belastend ist oder

3. mit Unf allgefahren, insbesondere bei 

Arbeiten an Maschinen und bei der 

Betreuung von Tieren, verbunden ist, 

von denen anzunehmen ist, daß Kinder 

über 13 Jahre und vollzeitschulpflichtige 

Jugendliche sie wegen mangelnden 

Sicherheitsbewusstseins oder mangeln

der Erfahrung nicht erkennen oder nicht 

abwenden können.

-

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für vollzeitschulpflichti

ge Jugendliche.

-

(3) Die zulässigen Beschäftigungen müssen 

im übrigen den Schutzvorschriften des 

Jugendarbeitsschutzgesetzes entsprechen.

§ 3 Behördliche Befugnisse

Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall 

feststellen, ob die Beschäftigung nach § 2 

zulässig ist.

(…)

Strafgesetzbuch (StGB) 

Strafgesetzbuch in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 13. November 1998 

(BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 11. Juli 2022 (BGBl. I 

S. 1082) geändert worden ist.

– Auszüge –

§ 86 Verbreiten von Propagandamitteln 

verfassungswidriger Organisationen

(1) Wer Propagandamittel

1.  einer vom Bundesverfassungsgericht für 

verfassungswidrig erklärten Partei oder 

einer Partei oder Vereinigung, von der 

unanfechtbar festgestellt ist, dass sie 

Ersatzorganisation einer solchen Partei 

ist,

2.  einer Vereinigung, die unanfechtbar 

verboten ist, weil sie sich gegen die ver

fassungsmäßige Ordnung oder gegen 

den Gedanken der Völkerverständigung 

richtet, oder von der unanfechtbar fest

gestellt ist, dass sie Ersatzorganisation 

einer solchen verbotenen Vereinigung 

ist, 

-

-

3.  einer Regierung, Vereinigung oder 

Einrichtung außerhalb des räumlichen 

Geltungsbereichs dieses Gesetzes, die 

für die Zwecke einer der in den Num

mern 1 und 2 bezeichneten Parteien

oder Vereinigungen tätig ist, oder

-

 

4.  die nach ihrem Inhalt dazu bestimmt 

sind, Bestrebungen einer ehemaligen 

nationalsozialistischen Organisation 

fortzusetzen,

im Inland verbreitet oder der Öffentlichkeit 

zugänglich macht oder zur Verbreitung im 

Inland oder Ausland herstellt, vorrätig hält, 

einführt oder ausführt, wird mit Freiheits

strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft.

-

(2) Ebenso wird bestraft, wer Propa

gandamittel einer Organisation, die im 

Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 

2021/138 des Rates vom 5. Februar 2021 

zur Durchführung des Artikels 2 Absatz 3 

der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 über 

spezifische, gegen bestimmte Personen 

und Organisationen gerichtete restriktive 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Terro

rismus und zur Aufhebung der Durchfüh

rungsverordnung (EU) 2020/1128 (ABl. L 43 

vom 8.2.2021, S. 1) als juristische Person, 

Vereinigung oder Körperschaft aufgeführt 

ist, im Inland verbreitet oder der Öffentlich

keit zugänglich macht oder zur Verbreitung 

im Inland oder Ausland herstellt, vorrätig 

hält, einführt oder ausführt. 

-

-

-

-

(3) Propagandamittel im Sinne des Absatzes 

1 ist nur ein solcher Inhalt (§ 11 Abs. 3), 

der gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung oder den Gedanken der 

Völkerverständigung gerichtet ist. Propa

gandamittel im Sinne des Absatzes 2 ist nur 

ein solcher Inhalt (§ 11 Absatz 3), der gegen 

-

den Bestand oder die Sicherheit eines Staa

tes oder einer internationalen Organisation 

oder gegen die Verfassungsgrundsätze der 

Bundesrepublik Deutschland gerichtet ist.

-

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 

die Handlung der staatsbürgerlichen Auf

klärung, der Abwehr verfassungswidriger 

Bestrebungen, der Kunst oder der Wis

senschaft, der Forschung oder der Lehre, 

der Berichterstattung über Vorgänge des 

Zeitgeschehens oder der Geschichte oder 

ähnlichen Zwecken dient.

-

-

(5) Ist die Schuld gering, so kann das 

Gericht von einer Bestrafung nach dieser 

Vorschrift absehen.

§ 86a Verwenden von Kennzeichen 

verfassungswidriger Organisationen 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. im Inland Kennzeichen einer der in § 86 

Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten Parteien 

oder Vereinigungen verbreitet oder öffent

lich, in einer Versammlung oder in einem 

von ihm verbreiteten Inhalt (§ 11 Abs. 3) 

verwendet oder

-

2. einen Inhalt (§ 11 Abs. 3), der ein derar

tiges Kennzeichen darstellen oder enthält, 

zur Verbreitung oder Verwendung im Inland 

oder Ausland in der in Nummer 1 bezeich

neten Art und Weise herstellt, vorrätig hält, 

einführt oder ausführt.

-

-

(2) Kennzeichen im Sinne des Absatzes 1 

sind namentlich Fahnen, Abzeichen, Uni-
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 Parolen und Grußformen. Den 

in Satz 1 genannten Kennzeichen stehen 

solche gleich, die ihnen zum Verwechseln 

ähnlich sind.

(3) § 86 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 111 Öffentliche Aufforderung  

zu Straftaten

formstücke,

(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung 

oder durch Verbreiten eines Inhalts (§ 11 

Abs. 3) zu einer rechtswidrigen Tat auffor

dert, wird wie ein Anstifter (§ 26) bestraft.

-

(2) Bleibt die Aufforderung ohne Erfolg, 

so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren oder Geldstrafe. Die Strafe darf 

nicht schwerer sein als die, die für den 

Fall angedroht ist, daß die Aufforderung 

Erfolg hat (Absatz 1); § 49 Abs. 1 Nr. 2 ist 

anzuwenden.

§ 130 Volksverhetzung

(1) Wer in einer Weise, die geeignet ist, den 

öffentlichen Frieden zu stören,

1. gegen eine nationale, rassisc he, 

religiöse oder durch ihre ethnische 

Herkunft bestimmte Gruppe, gegen 

Teile der Bevölkerung oder gegen einen 

Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit 

zu einer vorbezeichneten Gruppe oder 

zu einem Teil der Bevölkerung zum Hass

aufstachelt, zu Gewalt- oder Willkürmaß

nahmen auffordert oder

 

-

2. die Mensc henwürde anderer dadurch 

angreift, dass er eine vorbezeichnete 

herstellt, bezieht, liefert vorrätig hält, 

anbietet, bewirbt oder es unternimmt, 

diesen ein- oder auszuführen, um ihn 

im Sinne der Nummer 1 zu verwenden 

oder einer anderen Person eine solche 

Verwendung zu ermöglichen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine 

unter der Herrschaft des Nationalsozialis

mus begangene Handlung der in § 6 Abs. 1 

des Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten 

Art in einer Weise, die geeignet ist, den 

öffentlichen Frieden zu stören, öffentlich 

oder in einer Versammlung billigt, leugnet 

oder verharmlost.

-

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

öffentlich oder in einer Versammlung den 

öffentlichen Frieden in einer die Würde der 

Opfer verletzenden Weise dadurch stört, 

dass er die nationalsozialistische Gewalt

und Willkürherrschaft billigt, verherrlicht 

oder rechtfertigt.

- 

(5) Absatz 2 gilt auch für einen in den 

Absätzen 3 oder 4 bezeichneten Inhalt (§ 11 

Abs. 3). 

(6) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1, 

auch in Verbindung mit Absatz 5, ist der 

Versuch strafbar.

(7) In den Fällen des Absatzes 2, auch in 

Verbindung mit den Absätzen 5 und 6, 

sowie in den Fällen der Absätze 3 und 4 gilt

§ 86 Abs. 4 entsprechend.

 

Gruppe, Teile der Bevölkerung oder 

einen Einzelnen wegen seiner Zugehö

rigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe 

oder zu einem Teil der Bevölkerung 

beschimpft, böswillig verächtlich macht 

oder verleumdet,

-

wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 

bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. Einen Inhalt (§ 1 1 Absatz 3) verbreitet 

oder der Öffentlichkeit zugänglich macht 

oder einer Person unter achtzehn Jahren 

einen Inhalt (§ 11 Absatz 3) anbietet, 

überlässt oder zugänglich macht, der

 a) zum Hass gegen eine in  Absatz 1 

Nummer 1 bezeichnete Gruppe, ge

gen Teile der Bevölkerung oder gegen 

einen Einzelnen wegen seiner Zuge

hörigkeit zu einer in Absatz 1 Nummer 

1 bezeichneten Gruppe oder zu einem 

Teil der Bevölkerung aufstachelt,

-

-

 b)  zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen 

gegen in Buchstabe a genannte 

Personen oder Personenmehrheiten 

auffordert oder

 c)  die Menschenwürde von in Buchsta

be a genannten Personen oder Perso

nenmehrheiten dadurch angreift, dass 

diese beschimpft, böswillig verächt

lich gemacht oder verleumdet werden 

oder

-

-

-

2. einen in Nummer 1 Buc hstabe a bis 

c bezeichneten Inhalt (§ 11 Absatz 3) 

§ 130a Anleitung zu Straftaten

(1) Wer einen Inhalt (§ 11 Abs. 3), der 

geeignet ist, als Anleitung zu einer in § 126 

Abs. 1 genannten rechtswidrigen Tat zu 

dienen, und dazu bestimmt ist, die Bereit

schaft anderer zu fördern oder zu wecken, 

eine solche Tat zu begehen, verbreitet oder 

der Öffentlichkeit zugänglich macht, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft.

-

(2) Ebenso wird bestraft, wer

1. einen Inhalt (§ 1 1 Absatz 3), der geeig

net ist, als Anleitung zu einer in § 126 

Abs. 1 genannten rechtswidrigen Tat zu 

dienen, verbreitet oder der Öffentlichkeit 

zugänglich macht oder

-

2. öf fentlich oder in einer Versammlung zu 

einer in § 126 Abs. 1 genannten rechts

widrigen Tat eine Anleitung gibt, 

-

um die Bereitschaft anderer zu fördern oder 

zu wecken, eine solche Tat zu begehen. 

(3) § 86 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 131 Gewaltdarstellung

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. einen Inhalt (§ 1 1 Absatz 3), der 

grausame oder sonst unmenschliche 

Gewalttätigkeiten gegen Menschen oder 

menschenähnliche Wesen in einer Art 

schildert, die eine Verherrlichung oder 

Verharmlosung solcher Gewalttätigkei

ten ausdrückt oder die das Grausame 

oder Unmenschliche des Vorgangs in 

-
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einer die Menschenwürde verletzenden 

Weise darstellt,

 a)  verbreitet oder der Öffentlichkeit 

zugänglich macht,

 b)  einer Person unter achtzehn Jahren 

anbietet, überlässt oder zugänglich 

macht oder

2. einen in Nummer 1 bez eichneten Inhalt 

(§ 11 Absatz 3) herstellt, bezieht, liefert, 

vorrätig hält, anbietet, bewirbt oder es 

unternimmt, diesen ein- oder auszufüh

ren, um ihn im Sinne der Nummer 1 zu 

verwenden oder einer anderen Person 

eine solche Verwendung zu ermögli-

chen. 

-

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 ist 

der Versuch strafbar.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Handlung 

der Berichterstattung über Vorgänge des 

Zeitgeschehens oder der Geschichte dient.

(3) Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b 

ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge 

für die Person Berechtigte handelt; dies gilt 

nicht, wenn der Sorgeberechtigte durch 

das Anbieten, Überlassen oder Zugänglich

machen seine Erziehungspflicht gröblich 

verletzt.

-

§ 184 Verbreitung pornographischer 

Inhalte

(1) Wer einen pornographischen Inhalt (§ 11 

Absatz 3)

1. einer P erson unter achtzehn Jahren an

bietet, überlässt oder zugänglich macht,

-

2. an einem Ort, der P ersonen unter 

achtzehn Jahren zugänglich ist oder von 

ihnen eingesehen werden kann, zugäng

lich macht,

-

3. im Einz elhandel außerhalb von Ge

schäftsräumen, in Kiosken oder anderen

Verkaufsstellen, die der Kunde nicht zu 

betreten pflegt, im Versandhandel oder 

in gewerblichen Leihbüchereien oder 

Lesezirkeln einem anderen anbietet 

oder überlässt,

-

 

3a. im W ege gewerblicher Vermietung oder 

vergleichbarer gewerblicher Gewäh

rung des Gebrauchs, ausgenommen in 

Ladengeschäften, die Personen unter 

achtzehn Jahren nicht zugänglich sind 

und von ihnen nicht eingesehen werden 

können, einem anderen anbietet oder 

überlässt,

-

4. im W ege des Versandhandels einzufüh

ren unternimmt,

-

5. öf fentlich an einem Ort, der Personen 

unter achtzehn Jahren zugänglich ist 

oder von ihnen eingesehen werden 

kann, oder durch Verbreiten von Schrif

ten außerhalb des Geschäftsverkehrs 

mit dem einschlägigen Handel anbietet 

oder bewirbt,

-

6. an einen anderen gelangen lässt, ohne  

von diesem hierzu aufgefordert zu sein,

7. in einer öf fentlichen Filmvorführung 

gegen ein Entgelt zeigt, das ganz oder 

überwiegend für diese Vorführung ver

langt wird,

-

8. herstellt, bezieht, lief ert, vorrätig hält 

oder einzuführen unternimmt, um die

sen im Sinne der Nummern 1 bis 7 zu

verwenden oder einer anderen Person 

eine solche Verwendung zu ermögli

chen, oder

-

 

-

9. auszuführen unternimmt, um diesen im  

Ausland unter Verstoß gegen die dort 

geltenden Strafvorschriften zu verbreiten 

oder der Öffentlichkeit zugänglich zu 

machen oder eine solche Verwendung 

zu ermöglichen,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 

oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Absatz 1 Nummer 1 und 2 ist nicht anzu

wenden, wenn der zur Sorge für die Person

Berechtigte handelt; dies gilt nicht, wenn 

der Sorgeberechtigte durch das Anbieten, 

Überlassen oder Zugänglichmachen seine 

Erziehungspflicht gröblich verletzt. Absatz 1 

Nr. 3a gilt nicht, wenn die Handlung im Ge

schäftsverkehr mit gewerblichen Entleihern 

erfolgt.

-

 

-

§ 184a Verbreitung gewalt- oder 

tierpornographischer Inhalte 

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

mit Geldstrafe wird bestraft, wer einen 

pornographischen Inhalt (§ 11 Absatz 3), 

der Gewalttätigkeiten oder sexuelle Hand

lungen von Menschen mit Tieren zum 

Gegenstand hat,

-

1. v erbreitet oder der Öffentlichkeit zu

gänglich macht oder

-

2. herstellt, bezieht, lief ert, vorrätig hält, 

anbietet, bewirbt oder es unternimmt, 

diesen ein- oder auszuführen, um ihn 

im Sinne der Nummer 1 zu verwenden 

oder einer anderen Person eine solche 

Verwendung zu ermöglichen.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 ist 

der Versuch strafbar.

§ 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz 

kinderpornographischer Inhalte

(1) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 

zehn Jahren wird bestraft, wer

1.  einen kinderpornographischen Inhalt ver

breitet oder der Öffentlichkeit zugänglich 

macht; kinderpornographisch ist ein 

-

pornographischer Inhalt (§ 11 Absatz 3), 

wenn er zum Gegenstand hat:

 a)  sexuelle Handlungen von, an oder vor 

einer Person unter vierzehn Jahren 

(Kind),

 b)  die Wiedergabe eines ganz oder 

teilweise unbekleideten Kindes in 

aufreizend geschlechtsbetonter 

Körperhaltung oder 

 c) die se xuell aufreizende Wiedergabe 

der unbekleideten Genitalien oder des 

unbekleideten Gesäßes eines Kindes,

2. es unternimmt, einer anderen P erson 

einen kinderpornographischen Inhalt, 

der ein tatsächliches oder wirklichkeits

nahes Geschehen wiedergibt, zugäng

lich zu machen oder den Besitz daran zu 

verschaffen,

-

-
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3. einen kinderpornographisc hen Inhalt, 

der ein tatsächliches Geschehen wieder

gibt, herstellt oder

-

4. einen kinderpornographisc hen Inhalt 

herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, 

anbietet, bewirbt oder es unternimmt, 

diesen ein- oder auszuführen, um ihn im 

Sinne der Nummer 1 oder der Num

mer 2 zu verwenden oder einer anderen 

Person eine solche Verwendung zu 

ermöglichen, soweit die Tat nicht nach 

Nummer 3 mit Strafe bedroht ist.

-

Gibt der kinderpornographische Inhalt in 

den Fällen von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

und 4 kein tatsächliches oder wirklich

keitsnahes Geschehen wieder, so ist auf 

Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 

Jahren zu erkennen.

-

(2) Handelt der Täter in den Fällen des Ab

satzes 1 Satz 1 gewerbsmäßig oder als Mit

glied einer Bande, die sich zur fortgesetzten 

Begehung solcher Taten verbunden hat, und 

gibt der Inhalt in den Fällen des Absatzes 1 

Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 ein tatsächliches 

oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, 

so ist auf Freiheitsstrafe nicht unter zwei 

Jahren zu erkennen.

-

-

(3) Wer es unternimmt, einen kinderporno

graphischen Inhalt, der ein tatsächliches

oder wirklichkeitsnahes Geschehen wie

dergibt, abzurufen oder sich den Besitz an 

einem solchen Inhalt zu verschaffen oder 

wer einen solchen Inhalt besitzt, wird mit 

-

 

-

Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf 

Jahren bestraft.

(4) Der Versuch ist in den Fällen des 

Absatzes 1 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 

Nummer 1 strafbar.

(5) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 

gelten nicht für Handlungen, die aus

schließlich der rechtmäßigen Erfüllung von 

Folgendem dienen:

-

1.  staatlichen Aufgaben,

2. A ufgaben, die sich aus Vereinbarungen 

mit einer zuständigen staatlichen Stelle 

ergeben, oder

3. dienstlic hen oder beruflichen Pflichten.

(6) Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 und 

Satz 2 gilt nicht für dienstliche Handlungen 

im Rahmen von strafrechtlichen Ermitt

lungsverfahren, wenn

-

1. die Handlung sic h auf einen kinderporno

graphischen Inhalt bezieht, der kein 

tatsächliches Geschehen wiedergibt und 

auch nicht unter Verwendung einer Bild

aufnahme eines Kindes oder Jugendli

chen hergestellt worden ist, und

-

-

-

2. die  Aufklärung des Sachverhalts auf an

dere Weise aussichtslos oder wesentlich 

erschwert wäre.

-

(7) Gegenstände, auf die sich eine Straftat 

nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder 3 

oder Absatz 3 bezieht, werden eingezogen. 

§ 74a ist anzuwenden.

§ 184c Verbreitung, Erwerb und Besitz 

jugendpornographischer Inhalte

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1.  einen jugendpornographischen Inhalt 

verbreitet oder der Öffentlichkeit zu

gänglich macht; jugendpornographisch 

ist ein pornographischer Inhalt (§ 11 

Absatz 3), wenn er zum Gegenstand 

hat:

-

 a)  sexuelle Handlungen von, an oder 

vor einer vierzehn, aber noch nicht 

achtzehn Jahre alten Person,

 b)  die Wiedergabe einer ganz oder 

teilweise unbekleideten vierzehn, 

aber noch nicht achtzehn Jahre alten 

Person in aufreizend geschlechts

betonter Körperhaltung oder

-

 c)  die sexuelle aufreizende Wiedergabe 

der unbekleideten Genitalien oder 

des unbekleideten Gesäßes einer 

vierzehn, aber noch nicht achtzehn 

Jahre alten Person, 

2.  es unternimmt, einer anderen Person 

einen jugendpornographischen Inhalt, 

der ein tatsächliches oder wirklichkeits

nahes Geschehen wiedergibt, zugäng

lich zu machen oder den Besitz daran zu 

verschaffen,

-

-

3.  einen jugendpornographischen Inhalt, 

der ein tatsächliches Geschehen wieder

gibt, herstellt oder

-

4.  einen jugendpornographischen Inhalt 

herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, 

anbietet, bewirbt oder es unternimmt, 

diesen ein- oder auszuführen, um ihn 

im Sinne der Nummer 1 oder 2 zu ver

wenden oder einer anderen Person eine 

solche Verwendung zu ermöglichen, 

soweit die Tat nicht nach Nummer 3 mit 

Strafe bedroht ist. 

-

(2) Handelt der Täter in den Fällen des 

Absatzes 1 gewerbsmäßig oder als Mitglied 

einer Bande, die sich zur fortgesetzten 

Begehung solcher Taten verbunden hat, und 

gibt der Inhalt in den Fällen des Absatzes 1 

Nummer 1, 2 und 4 ein tatsächliches oder 

wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so 

ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis 

zu fünf Jahren zu erkennen.

(3) Wer es unternimmt, einen jugendpor

nographischen Inhalt, der ein tatsächliches 

Geschehen wiedergibt, abzurufen oder 

sich den Besitz an einem solchen Inhalt zu 

verschaffen, oder wer einen solchen Inhalt 

besitzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

-

(4) Absatz 1 Nummer 3, auch in Verbin

dung mit Absatz 5, und Absatz 3 sind nicht 

anzuwenden auf Handlungen von Personen 

in Bezug auf einen solchen jugendpornogra

phischen Inhalt, den sie ausschließlich zum 

persönlichen Gebrauch mit Einwilligung der 

dargestellten Personen hergestellt haben.

-

-

(5) Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht 

für Taten nach Absatz 1 Nummer 2 und 4 

sowie Absatz 3.

(6) § 184b Absatz 5 bis 7 gilt entsprechend.
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§ 184e Veranstaltung und Besuch  

kinder- und jugendpornographischer 

Darbietungen

(1) Nach § 184b Absatz 1 wird auch be

straft, wer eine kinderpornographische Dar

bietung veranstaltet. Nach § 184c Absatz 1 

wird auch bestraft, wer eine jugendporno

graphische Darbietung veranstaltet.

-

-

-

(2) Nach § 184b Absatz 3 wird auch be

straft, wer eine kinderpornographische Dar

bietung besucht. Nach § 184c Absatz 3 wird 

auch bestraft, wer eine jugendpornographi

sche Darbietung besucht. § 184b Absatz 5 

Nummer 1 und 3 gilt entsprechend.

-

-

-

§ 184g Jugendgefährdende Prostitution

Wer der Prostitution

1. in der Nähe einer Sc hule oder anderen 

Örtlichkeit, die zum Besuch durch Perso

nen unter achtzehn Jahren bestimmt ist,

oder

-

 

2. in einem Haus, in dem P ersonen unter 

achtzehn Jahren wohnen,

in einer Weise nachgeht, die diese Perso

nen sittlich gefährdet, wird mit Freiheits

strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 

bestraft.

-

-

§ 184h Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. sexuelle Handlungen

nur solc he, die im Hinblick auf das je

weils geschützte Rechtsgut von einiger 

Erheblichkeit sind,

 -

2. se xuelle Handlungen vor einer anderen 

Person

 nur solc he, die vor einer anderen Person 

vorgenommen werden, die den Vorgang 

wahrnimmt.

§ 184i Sexuelle Belästigung

(1) Wer eine andere Person in sexuell 

bestimmter Weise körperlich berührt und 

dadurch belästigt, wird mit Freiheitsstrafe 

bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft, wenn nicht die Tat in anderen Vor

schriften dieses Abschnitts mit schwererer 

Strafe bedroht ist.

-

(2) In besonders schweren Fällen ist die 

Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 

Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in 

der Regel vor, wenn die Tat von mehreren 

gemeinschaftlich begangen wird.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es 

sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde 

wegen des besonderen öffentlichen Inter

esses an der Strafverfolgung ein Einschrei

ten von Amts wegen für geboten hält.

-

-

§ 184j Straftaten aus Gruppen

Wer eine Straftat dadurch fördert, dass er 

sich an einer Personengruppe beteiligt, die 

eine andere Person zur Begehung einer 

Straftat an ihr bedrängt, wird mit Freiheits

strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstra

fe bestraft, wenn von einem Beteiligten der 

Gruppe eine Straftat nach den §§ 177 oder 

184i begangen wird und die Tat nicht in 

-

-

anderen Vorschriften mit schwererer Strafe 

bedroht ist.

§ 184k Verletzung des Intimbereichs 

durch Bildaufnahmen

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 

oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. absic htlich oder wissentlich von den 

Genitalien, dem Gesäß, der weiblichen 

Brust oder der diese Körperteile bede

ckenden Unterwäsche einer anderen 

Person unbefugt eine Bildaufnahme 

herstellt oder überträgt, soweit diese 

Bereiche gegen Anblick geschützt sind,

-

2. eine durc h eine Tat nach Nummer 1 her

gestellte Bildaufnahme gebraucht oder 

einer dritten Person zugänglich macht 

oder

-

3. eine befugt hergestellte Bildaufnahme  

der in der Nummer 1 bezeichneten 

Art wissentlich unbefugt einer dritten 

Person zugänglich macht.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es 

sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde 

wegen des besonderen öffentlichen Inter

esses an der Strafverfolgung ein Einschrei

ten von Amts wegen für geboten hält.

-

-

(3) Absatz 1 gilt nicht für Handlungen, die in 

Wahrnehmung überwiegender berechtigter 

Interessen erfolgen, namentlich der Kunst 

oder der Wissenschaft, der Forschung 

oder der Lehre, der Berichterstattung über 

Vorgänge des Zeitgeschehens oder der 

Geschichte oder ähnlichen Zwecken dienen.

(4) Die Bildträger sowie Bildaufnahme

geräte oder andere technische Mittel, 

die der Täter oder Teilnehmer verwendet 

hat, können eingezogen werden. § 74a ist 

anzuwenden.

-

§ 184l Inverkehrbringen, Erwerb und 

Besitz von Sexpuppen mit kindlichem 

Erscheinungsbild

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 

oder Geldstrafe wird bestraft, wer

1. eine k örperliche Nachbildung eines 

Kindes oder eines Körperteiles eines 

Kindes, die nach ihrer Beschaffenheit 

zur Vornahme sexueller Handlungen 

bestimmt ist, herstellt, anbietet oder 

bewirbt oder

2. mit einer in Nummer 1 besc hriebenen 

Nachbildung Handel treibt oder sie 

hierzu in oder durch den räumlichen 

 Geltungsbereich dieses Gesetzes ver

bringt oder

-

3. ohne Handel zu treiben, eine in Nummer  

1 beschriebene Nachbildung veräußert, 

abgibt oder sonst in Verkehr bringt.

Satz 1 gilt nicht, wenn die Tat nach § 184b 

mit schwererer Strafe bedroht ist.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder Geldstrafe wird bestraft, wer eine in 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 beschriebene 

Nachbildung erwirbt, besitzt oder in oder 

durch den räumlichen Geltungsbereich 

dieses Gesetzes verbringt. Absatz 1 Satz 2 

gilt entsprechend.
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(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 

Nummer 2 und 3 ist der Versuch strafbar.

(4) Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 2 

gelten nicht für Handlungen, die ausschließ

lich der rechtmäßigen Erfüllung staatlicher 

Aufgaben oder dienstlicher oder beruflicher 

Pflichten dienen.

-

(5) Gegenstände, auf die sich die Straftat 

bezieht, werden eingezogen. § 74a ist 

anzuwenden.

Bayerisches Landesjugendamt

Winzererstr. 9, 80797 München

Tel.: 089/124793-04, Fax 089/124793-2280

Internet: www.blja.bayern.de 

E-Mail: poststelle-blja@zbfs.bayern.de

Bayerisches Staatsministerium für Familie, 

Arbeit und Soziales

Winzererstr. 9, 80797 München

Tel.: 089/1261-01, Fax: 089/1261-1122

Internet: www.stmas.bayern.de

E-Mail: poststelle@stmas.bayern.de

Jugendämter

finden Sie bei allen kreisfreien Städten und 

Landkreisen. Adressen und Telefonnum

mern entnehmen Sie bitte dem örtlichen 

Telefonbuch unter Stadtverwaltung bzw.

Landratsamt oder der Homepage des Lan

desjugendamts

-

-

 https://www.blja.bayern.de/

service/adressen/jugendaemter/index.php

Gewerbeaufsichtsämter (GAA)

haben ihren Sitz bei den jeweiligen Regie

rungen der sieben Regierungsbezirke 

-

Internet: www.gewerbeaufsicht.bayern.de

Bundeszentrale für Kinder- und Jugendme-

dienschutz Rochusstraße 8-10, 53123 Bonn

Tel.: 0228 99 962103-10, Fax: 0228 379014

Internet: https://www.bzkj.de/bzkj

E-Mail: info@bzkj.bund.de
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Notizen Notizen



Wollen Sie mehr über die Arbeit der Bayerischen Staatsregierung erfahren?

BAYERN | DIREKT ist Ihr direkter Draht zur Bayerischen Staatsregierung.
Unter Telefon 089 122220 oder per E-Mail an direkt@bayern.de erhalten Sie
Informationsmaterial und Broschüren, Auskunft zu aktuellen Themen und 
Internetquellen sowie Hinweise zu Behörden, zuständigen Stellen und 
Ansprechpartnern bei der Bayerischen Staatsregierung

Hinweis:
Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Bayerischen
Staatsregierung herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von 
Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von fünf Monaten vor einer Wahl zum 
Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags-, 
Kommunal- und Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit insbeson-
dere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien 
sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipolitischer Informationen 
oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke 
der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf 
die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der 
Staatsregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könn-
te. Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen 
Mitglieder zu verwenden.
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